Offentliche Bekanntmachung

einer Sitzung des Hauptausschusses am Donnerstag den 21.04.2016 um
17:00 Uhr im Kreis Rendsburg-Eckernférde, Kaiserstralte 8, 24768 Rendsburg,
Sitzungsraum 169

Tagesordnung:

Offentlicher Teil:

5.1.

5.2.

5.3.

6.1.

6.2.

8.1.

10.

Er6ffnung, BegrifRung und Festlegung der
Tagesordnung

Genehmigung der Niederschrift Uber die Sitzung am
17.03.2016

Anfragen von Mitgliedern des Hauptausschusses und
der Fraktionsvorsitzenden

Umbesetzung von Gremien, hier: Antrag der SPD-
Fraktion

Organisatorische Mallnahmen in der Kreisverwaltung

Sachstandsbericht zur Neuorganisation des
Fachdienstes Zuwanderung

Anderung in der Aufbauorganisation

Unterbringung der Zuwanderung im Erdgeschoss des
Kreishauses und Umzug in der Kreisverwaltung

Haushaltsangelegenheiten

1. Nachtragshaushaltssatzung fur das Haushaltsjahr
2016

Personalbudget 2017 - 2020

Forderrichtlinie zur kommunalen Koordinierung der
Bildungsangebote fir Neuzugewanderte

Gewahrung von Kreiszuschussen fur die
Sprachférderung von Fluchtlingen

Gewahrung von Kreiszuschussen fur die
Sprachférderung von Flichtlingen

Kindertagespflege; hier: Fortfiihrung der
Bezuschussung der Forderung

Verwaltungsangelegenheiten

VO/2016/814

VO/2016/824

VO/2016/832

VO/2016/829

VO/2016/833

VO/2016/830

VO/2016/818

VO/2016/818-001

VO/2016/815
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10.1. Offentlich-rechtlicher Kooperationsrahmenvertrag mit VO/2016/807-001
der Gebaudemanagement Schleswig-Holstein AOR

11. Beteiligungsverwaltung
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TOP 4

Kreis Rendsburg-Eckernforde Rendsburg, 24.03.2016
Der Landrat

Beschlussvorlage Vorlage-Nr: VO/2016/814
Status: offentlich
Datum: 09.03.2016
Federflhrend: Ansprechpartner/in:  Schmidt, Norbert
FB 3 Jugend und Familie Bearbeiter/in: Schllter, Annelene
Mitwirkend: offentliche Beschlussvorlage

Umbesetzung von Gremien
Antrag der SPD-Fraktion

Beratungsfolge:

Status Gremium Zustandigkeit

| Hauptausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Der Hauptausschuss beschliel3t die Benennung von Frau Iris Ploog als
stellvertretendes Mitglied fur den padagogischen Beirat der Familienhorizonte
gGmbH.

Begriindung der Nichtoffentlichkeit:
1.

Sachverhalt:

Der Hauptausschuss hatte am 09.10.2014 auf Empfehlung des
Jugendhilfeausschusses Herrn Bernhard Fleischer als stellvertretendes Mitglied fur
den padagogischen Beirat der Familienhorizonte gGmbH benannt.

Nach dem Ausscheiden von Herrn Fleischer wird durch die SPD-Fraktion
vorgeschlagen, Frau Iris Ploog als stellvertretendes Mitglied fir den padagogischen

Beirat zu benennen. Der Jugendhilfeausschuss hat der Benennung in seiner Sitzung
am 24.02.2016 zugestimmt.

Norbert Schmidt
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Kreis Rendsburg-Eckernforde Rendsburg, 24.03.2016
Der Landrat

Mitteilungsvorlage Vorlage-Nr: VO/2016/824
Status: offentlich
Datum: 24.03.2016
Federflihrend: Ansprechpartner/in: Ludwig, Carsten
FB 2 Umwelt, Kommunal- und Bearbeiter/in: Reimers, Christine
Ordnungswesen
Mitwirkend: . . P
offentliche Mitteilungsvorlage

Anderung in der Aufbauorganisation

Beratungsfolge:
Status Gremium Zustandigkeit

Hauptausschuss Kenntnisnahme

1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit:
entfallt

2. Sachverhalt:

Zum 1. April 2016 wurde der Fachdienst ,Zuwanderung® neu eingerichtet. Durch die
gestiegenen Anforderungen und Fallzahlen aufgrund der aktuellen Fllchtlingskrise
ist es zu Bearbeitungsruckstanden gekommen.

Fiur deren Abarbeitung und fur eine zuklnftig schnellere Aufgabenerledigung sind
weitere Umstrukturierungen notwendig.

Innerhalb des Fachdienstes ,Zuwanderung® wird deshalb eine Fachgruppe gebildet.
Sie wird die Bezeichnung ,Aufenthalt und Einblrgerung® tragen.

Die bisher im Fachdienst ,Allgemeine Ordnungsverwaltung und Verkehr angesiedel-

te Fachgruppe ,,Ordnungswesen® wird aufgeldst. Der Aufgabenbereich wird direkt
dem Fachdienst ,Allgemeine Ordnungsverwaltung und Verkehr® zugewiesen.

Finanzielle Auswirkungen:
Die Anderung erfolgt im Rahmen des vereinbarten Personalbudgets.

Anlage/n:
Verwaltungsgliederungsplan
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Verwaltungsgliederungsplan mit Darstellung der Anderungen Stand: 01.04.2016
der Kreisverwaltung Rendsburg-Eckernférde Temaler oasn sopg

Zentrale: 04331 202-0
Stabsstelle Gleichstellungsbeauftragte
Rechnungs- und Gemeindepriifungsamt SilviaKempe-Waedt -400
Gerhard Litty -429
Personalrat
Stabsstelle

L an d rat Vorsitzender: Hans-Joachim Krieger -532
K'oordlnlerunqsste'lle 302|al.e . . Schwerbehindertenvertretung
Hilfen der schleswig-holsteinischen Kreise

Dr. Rolf-Oliver Schwemer

_ Thorsten Gilgenast -657
Andreas Nielsen -1204 2200
Untere Schulaufsicht
S‘tabsstelle Schulamt
Finanzen Schulrat André Berg -537
Sabine Groeper -332 Schulrétin Anne Dube -539
. Fachbereich Fachbereich Fachbereich Fachbereich
Fachbereich . . : . .
) Umwelt, Kommunal- und Jugend und Familie Soziales, Arbeit und Regionalentwicklung, Bauen
Zentrale Dienste -
NinaFiedier 347 Ordnungswesen Gesundheit und Schule
Carsten Ludwig -202 Norbert Schmidt -387 Susanne Jeske-Paasch  -638 Dr. Martin Kruse -476
Eacharuppe Koordinierung Integration
Fachdienst Fachdienst Fachdienst Fachdienst
K Allgemeine Ordnungsverwaltung Kinder, Jugend, Sport Eingliederungshilfen, Gebdudemanagement
P lFEa)(:hd'er'St . d und Verkehr Christina M6nke -482 Betreuungsbehdrde und Hans-Joachim Paulsen -514
ersonal, 'tqams,'atlon un Barbara Rennekamp -303 Fachgruppe Eingliederungshilfen nach sozialpsychiatrischer Dienst |
S .ﬁ'L emeine Dienste . Fachgruppe-Ordnungswesen 35 a SGB VIIl und heilpadagogische Max-Detlef Schréder 342
1gri jolm - - N N N N .
(Vertretung Fachbereichsleitung) Facharuppe Stralenverkehrs-/ Eérderung von Kindern im Vorschulbereich Fachgruppe Betreuungsbehérde . Fachdienst
: . _q_H; Rgeldbehord und sozialpsychiatrischer Dienst Bauaufsicht und Denkmalschutz
Fachgruppe Allgemeine Dienste Bulsgeldbehorae | Dr. Britta Siefken 74
Fachgruppe Zulassungs-/ Fachdienst Fachgruppe Verwaltun (Vertretung Fachbereichsleitung)
Fahrerlaubnisbehérde i '
" | renreraubnisbenorde @ | Unterhalt, Amtsvormundschaften Fachgruppe Hilfeplanung Fachgruppe Bauaufsicht 1
::Tacs |e_nst Annegret Looft -413 Eachgruppe Bauaufsicht 2
-Service .
svendRix 589 Fachdienst Facharuppe Unterhaltsvorschuss . |
Umwelt Fachdienst
Michael Wittl -519 Soziale Sicherung Fachdienst
- Uwe Radant -452 R R
Eachgruppe Wasserbehorde Fachdienst (Vertretung Fachbereichsleitung) —g—g-Re ionalentwicklun
. . Volker Breuer -480
Fachgruppe Bodenschutz und Abfall Jugend- und Sozialdienst (JSD) Facharuppe
Fachgruppe Untere Naturschutzbehérde Michael Wolf o 374 Allgemeine Rechtsangelegenheiten |
(Vertretung Fachbereichsleitung)
Fachgruppe JSD Rendsbur Eacharuppe Fachdienst
Fachdienst Fach 15D Eckemford Hilfe bei Pflegebedurftigkeit und Krankheit Schul- und Kulturwesen
Zuwanderung Fachgruppe JSD Eckerntorde Eachgruppe Marco Réschmann 546
N.N. . - Fachgruppe JSD Nortorf Hilfe bei Einkommensdefiziten
Fachgruppe Aufenthalt und Einbirgerung Facharuppe Wirtschaftliche Jugendhilfe Entschadigungen
Fachdienst Fachdienst
Veterinar- und Lebensmittelaufsicht Gesundheitsdienste
Dr. Manuela Freitag -314 Dr. Claudia Fisch-Kohl -573
| Facharuppe Amtsérztlicher Dienst
K Eachgruppe Verwaltung und Heimaufsicht
Fachdienst I .
Kommunalaufsicht und Eacharuppe Jugendérztlicher Dienst/
Jugendzahnérztlicher Dienst
EFeuerwehrwesen
Kai Volkmann -364 Eacharuppe Gesundheitsschutz
Fachgruppe Feuerwehr und
Katastrophenschutz




Verwaltungsgliederungsplan

der Kreisverwaltung Rendsburg-Eckernforde

Stand: 01.04.2016
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TOP 5.3

Kreis Rendsburg-Eckernforde Rendsburg, 14.04.2016
Der Landrat

Mitteilungsvorlage Vorlage-Nr: VO/2016/832

Status: offentlich

Datum: 05.04.2016
Federflihrend: Ansprechpartner/in: Dr. Kruse, Martin
FD 5.1 Gebaudemanagement Bearbeiter/in: Paulsen, Hans-Joachim
Mitwirkend: dffentliche Mitteilungsvorlage

Unterbringung der Zuwanderung im Erdgeschoss des Kreishauses
und Umzug in der Kreisverwaltung

Beratungsfolge:
Status Gremium Zustandigkeit

Offentlich Hauptausschuss Kenntnisnahme

1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit:

2. Sachverhalt:

Der Aufgabenbereich des Fachdienstes Zuwanderung ist in den vergangenen
Monaten so stark angewachsen, dass eine erhebliche raumliche Umstrukturierung
des Fachdienstes notig wird. Die raumliche Situation passt nicht mehr zu den im
Fachdienst Zuwanderung durchzufiihrenden Arbeitsprozessen.

Der Fachdienst Zuwanderung soll in sich zusammen untergebracht sein, um kurze
Wege fur die Arbeitsablaufe zu gewahrleisten, es muss ausreichender Warteraum fur
die Kunden des Fachdienstes Zuwanderung vorhanden sein und es bedarf einer
Auskunfts- und Ansprechstelle im Wartebereich, um so von Anfang an die
Zuordnung vornehmen zu kdnnen.

Vor dem Hintergrund dieser Rahmenbedingungen sind folgende Mallinahmen
beabsichtigt:
1. Unterbringung der Zuwanderung im Erdgeschoss

Die Unterbringung des Fachdienstes Zuwanderung ist im Erdgeschoss geplant.
Wegen des Kundenkontaktes sind 19 Einzelblros und 5 Doppelbluros notwendig.

Es ist daher erforderlich, dass der Pflegestitzpunkt ins 1. OG, die BuRRgeldstelle und
die Fuhrerscheinstelle hingegen in das 5. OG und auch die Jagdbehorde in das 1.
OG in die Nahe des Waffenschrankes zieht, um die erforderlichen kurzen Wege flr
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beim Transport der Waffen zu gewahrleisten.
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TOP 5.3

Der Katastrophenschutzraum im Erdgeschoss wird aufgeldst und in angemieteten
Raumen bei der Jugendfeuerwehrzentrale, die flr die Unterbringung eines

funktionierenden Katastrophenstabes besser geeignet sind, untergebracht. Die frei
werdenden Raume werden kinftig auch durch die Zuwanderungsbehoérde genutzt.

2. Umzug des Fachdienstes Umwelt in angemieteten Buroraume in der Kieler
Stralde 53

Um den Raum flr die Bul3geld- und Fuhrerscheinstelle im 5. OG zu schaffen, ist der
Umzug des Fachdienstes Umwelt in die Kieler Stralde 53 vorgesehen. Mit der Werft
Nobiskrug wurde ein Mietvertrag uber Buroraume in der 3. und 4. Etage Uber eine
Gesamtflache von 675 m? zu einer Monatswarmmiete einschliel3lich Nebenkosten
von 6.435 € abgeschlossen. Hervorzuheben ist, dass dabei der gesamte Fachdienst
Umwelt umziehen kann.

Durch diesen Auszug aus dem Kreishaus wird neben der Bul3geld- und
Fuhrerscheinstelle auch die Fachgruppe Koordinierung Integration im 5. OG
untergebracht werden kénnen.

Die Kommunalaufsicht wird in nebeneinander liegenden Burordumen im 1.0G, wie
auch die Fachgruppe Ordnungswesen untergebracht.

Der Lehrerpersonalrat wechselt in die Nahe des Schulamtes in das 6. OG.

3. Einrichtung eines Wartebereiches mit Auskunftstelle im Foyer des
Kreishauses

Der Kundenkontakt des Fachdienstes Zuwanderung ist erheblich. Hinzu kommt, dass
die Anliegen von Fluchtlingen, Zuwanderern und Auslandern unterschiedlich sind.
Daher bedarf es eines Wartebereiches. Dieser kann in der geforderten Grol3e flr ca.
30 + 50 Personen nur im Foyer des Kreishauses mit zwei Teilflachen von 30 + 70 m?
gewahrleistet werden.

Die Einrichtung des Wartebereiches einschliel3lich eines Empfangstresens mit zwei
Arbeitsplatzen ist zwischen dem Aufzugsschacht und dem Kreistagssitzungssaal
vorgesehen.

4. Umzug des Katastrophenschutzraumes in das Jugendfeuerwehrzentrum

Der Katastrophenschutzraum wird in dem Jugendfeuerwehrzentrum in der H.-
Eggers- Stralde in Rendsburg eingerichtet. Ein entsprechender Mietvertrag tUber
einen Buroraum, die Fernmeldezentrale und einen Lagerraum sowie bei Bedarf die
Lehrsale 1-4 und bei mehrtagiger Nutzung Unterkunftsraume, ist mit einer
Monatsmiete von 350 € einschlieRlich aller Nebenkosten abgeschlossen worden.
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Sowohl die erforderlichen Baumalinahmen als auch die Umzige im Kreishaus und in
die Liegenschaft in der Kieler Stralde 53 werden unter der Voraussetzung der
rechtzeitigen Lieferung der neu zu beschaffenden Buroausstattungen in der Kieler
Stralde entsprechend dem Zeitplan voraussichtlich bis zum 25.05.2016
abgeschlossen sein kdnnen.

Finanzielle Auswirkungen:

Die Umbaukosten im Kreishaus und in den angemieteten Objekten, die
Bewirtschaftungskosten einschlieRlich Mietzahlungen sowie die Beschaffung neuen
Mobiliars und IT-Ausstattung werden sich auf ca. 190.000 € belaufen. Zurzeit kann
noch keine Aussage daruber getroffen werden, ob diese nicht eingeplanten
Ausgaben zu Uberplanmafigen Ausgaben innerhalb des Budgets fuhren werden.

FUr die Folgejahre werden die erforderlichen Betrage in die Haushaltsplanungen
aufgenommen.

Anlage/n:

Lageskizze Dienstraume Zuwanderung und Wartebereich im Foyer des Kreishauses
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TOP 6.1

Kreis Rendsburg-Eckernforde Rendsburg, 06.04.2016
Der Landrat

Beschlussvorlage Vorlage-Nr: VO/2016/829
Status: offentlich
Datum: 04.04.2016
Federflhrend: Ansprechpartner/in:  Groeper, Sabine
S 05 Stabsstelle Finanzen Bearbeiter/in: Groeper, Sabine
Mitwirkend: offentliche Beschlussvorlage

Haushaltsangelegenheiten;
1. Nachtragshaushaltssatzung fiir das Haushaltsjahr 2016

Beratungsfolge:

Status Gremium Zustandigkeit
foentlich Hauptausschuss Beratung
Offentlich Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernforde Beratung

Beschlussvorschlag:
Der Hauptausschuss empfiehlt dem Kreistag, der 1. Nachtragshaushaltssatzung fur
das Haushaltsjahr 2016 zuzustimmen.

Der Kreistag stimmt der 1. Nachtragshaushaltssatzung flir das Haushaltsjahr 2016
Zu.

1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit: entfallt

2. Sachverhalt:

Der Aufgabenbereich der Zuwanderung ist in den vergangenen Monaten weiter
angewachsen. Dies macht die Einrichtung und Besetzung weiterer Stellen
erforderlich und damit einen Nachtrag zum Stellenplan 2016 erforderlich.

Im Einzelnen handelt es sich dabei um folgende Stellen:

1,0 EG5 Informationstresen

2,0 EG5 Sachbearbeitung Asyl/Erteilung befristet

1,0 EG 9/A10 Sachbearbeitung Asyl allgemein

2,0 EG 10 Bildungskoordination befristet

1,0 A1 Fachgruppenleitung Aufenthalt und Einblrgerung
1,5 EG5 Sachbearbeitung Aktenhaltung befristet

0,5 EG 8 Sachbearbeitung Aufenthalt

9,0
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FUr die Fachdienstleitung im Fachdienst Zuwanderung wurde eine im Stellenplan
vorhandene Stelle in eine A 13 Stelle umgewandelt.

Der geanderte Stellenplan 2016 fur den Bereich Zuwanderung ist als Anlage
beigefugt.

Im Haushalts 2016 weist der Stellenplan insgesamt 623,32 Stellen aus. Mit den
genannten Stellen erfolgt eine Aufstockung des Stellenplans 2016 auf 632,32
Stellen.

Der 1. Nachtrag zur Haushaltssatzung 2016 ist ebenfalls anliegend beigefugt.

Fur 2016 werden zusatzliche Personalaufwendungen in Hohe von ca. 235.000 €
entstehen. Die Finanzierung der zusatzlichen Stellen erfolgt 2016 aus vorhandenen
Budgetuberschussen. Ab 2017 sollen die Stellen in das Personalbudget einbezogen
werden. Fur die Stellen der Bildungskoordinatoren sollen Mittel im Rahmen der
Forderrichtlinie zur kommunalen Koordinierung der Bildungsangebote fur
Neuzugewanderte beim Bundesministerium fur Bildung und Forschung eingeworben
werden.

Finanzielle Auswirkungen:
Siehe Sachverhalt

Anlage/n:
1. Geanderter Stellenplan 2016
2. 1. Nachtragshaushaltssatzung 2016
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Stellenplan fir das Haushaltgahr 2016

60000 Kreis Rendsburg-Eckernférde
Datum: 01.04.2016

Stellen- Bezeichnqng der S_telle im Vorjahr tats. B@etzung am im IaufenQqu Bemerkung
nummer Amts-/Funktionsbezeichnung 30.6. desVorjahres Haushaltg ahr
Anzahl Bewertung Anzahl Bewertung Anzahl Bewertung
1 2 3a 3b Ja 4b 5a 5b 6
050008 Sachbearbeiter/in 1,00 06 0,90 05 1,00 06
0,10 06
050009 Sachbearbeiter/in 1,00 06 1,00 06 1,00 06
050010 Sachbearbeiter/in 0,67/ 06 0,67/ 06 0,67/ 06
050011 Sachbearbeiter/in 0,50/ 06 0,50 06 0,50 06
050012 Sachbearbeiter/in 1,00 05 1,00 05 1,00 05
050013 Sachbearbeiter/in 1,00 05 1,00 05 1,00 05
050014 Sachbearbeiter/in 1,00 05 0,68 05 1,00 05
050015 Sachbearbeiter/in 0,67/ 05 0,67/ 06 0,67/ 05
050016 Sachbearbeiter/in 0,50/ 05 0,50 05 0,50 05
050017 Sachbearbeiter/in 0,50/ 05 0,50 05 0,50 05
211019 Sachbearbeiter/in 0,50/ 05 0,50 05 0,50 05
231006 Sachbearbeiter/in 1,00 05 1,00 05 1,00 05
Summe 11 19 16,34 15,96 16,34
1 - Fachbereich Zentrale Dienste
11 PB - Innere Verwaltung
510059 Kreisamtmann/-frau 1,00 A11 1,00 A16 1,000 A11
030001 Fachbereichdeiter/In 1,00 15 0,62/ 15 1,00 15
010004 Sachbearbeiter/in 1,00 11 1,00 11 1,00 11
Summe 11 3 3,00 2,62 3,00
Fachgruppe Koordinierung Integration
12 PB-Sicherheit und Ordnung
00048002 Sachbearbeiter/in 1,00 10 gxx Ci31.08.2018, Finanzierung durch den
00048003 Sachbearbeiter/in 1,00 10 EX\r/] 51.08.2018, Finanzierung durch den
00044885 Sachbearbeiter/in 1,00 09 Eavr\]/d01.07.2018, Finanzierung durch das
00044886 Sachbearbeiter/in 0,50 09 EaVXd01.07.2018, Finanzierung durch das




Stellenplan fur das Haushalts ahr 2016 60000 Kreis Rendsburg-Eckernforde
Datum: 01.04.2016

Stellen- Bezeichnqng der S_telle im Vorjahr tats. B@etzung am im IaufenQqu Bemerkung
nummer Amts-/Funktionsbezeichnung 30.6. desVorjahres Haushaltg ahr
Anzahl Bewertung Anzahl Bewertung Anzahl Bewertung
1 2 3a 3b Ja 4b 5a 5b 6

00044907 Sachbearbeiter/in 1,00 09 E;/nvd01.07.2018, Finanzierung durch das
Summe 12 5 0,00 0,00 4,50

31 PB-Soziale Hilfen nach SGB und AsylbL G
| 00041206 | Sachbearbeiter/in | | | | | 1,00 12

Summe 31 1 0,00 0,00 1,00

1.1 - Fachdienst Personal, Organisation und allgemeine Dienste

11 PB - Innere Verwaltung

030002 Oberamtsrat/-rétin 1,00/A13 0,78 A13 1,000 A13

030003 Kreisamtmann/-frau 1,00 A11 0,00 1,00 A1l Springerstelle
030004 Kreisamtmann/-frau 1,00 A11 1,00 A11 1,00 A11

030005 Kreisamtmann/-frau 1,00 A11 1,00 A1l 1,00 A11

030009 Kreisamtmann/-frau 1,00 A11 1,00 A11 1,00 A11

031007 Kreisoberinspektor/in 0,50 A10

030008 Amtsinspektor/in 1,000 A9mD 0,00 1,000 A9mD Springerstelle
ANO001 Kreisinspektor-Anwérter/in 1,000 A9 1,00 A9-11 1,000 A9

ANO0002 Kreisinspektor-Anwarter/in 1,00 A9 1,00 A9-11 1,00 A9

ANO0003 Kreisinspektor-Anwarter/in 1,000 A9 0,00 1,00 A9

ANO0004 Kreisinspektor-Anwarter/in 1,00 A9

030010 Sachbearbeiter/in 1,00 09 1,00 09 1,00 09

00037257 Sachbearbeiter/in 0,64{ 08

030011 Sachbearbeiter/in 0,50, 08 0,50 08 0,50 08

031002 Sachbearbeiter/in 1,00 08 1,00 08 1,00 08

031007 Sachbearbeiter/in 0,50, 08 0,50 A9

030012 Sachbearbeiter/in 0,50, 06 0,50 06 0,50 06

030013 Stenotypist/in 0,28 05 0,00 0,28 05

033007 Sachbearbeiter/in 1,00 05 0,50 05 1,00 05 kw

033010 Sachbearbeiter/in 1,00 03 0,00 1,00 03

Auszub. 1,00 AZU 1,00 AZU 1,00 AZU
AZ0001 V erwaltungsfachangestellte/r




Stellenplan fir das Haushaltgahr 2016

60000 Kreis Rendsburg-Eckernférde
Datum: 01.04.2016

Stellen- Bezeichnqng der S_telle im Vorjahr tats. B@etzung am im Iaufean Bemerkung
nummer Amts-/Funktionsbezeichnung 30.6. desVorjahres Haushaltg ahr
Anzahl Bewertung Anzahl Bewertung Anzahl Bewertung
1 2 3a 3b Ja 4b 5a 5b 6

532009 Sachbearbeiter/in 1,00 06 0,00 1,00 06

532010 Sachbearbeiter/in 1,00 05 1,00 05 1,00 05

Summe 56 13 11,00 8,77 7,00

Fachgruppe Untere Natur schutzbehér de

55 PB-Natur- und L andschaftspflege

520006 Fachgruppenleiter/In 1,00/ 12 1,00 11 1,00 12

521001 L andschaftspflegeingenieur/in 1,00/ 12 1,00 11 1,00 12

00027308 Ingenieur/in 0,50/ 11 0,50 11 0,76/ 11

521002 Techn. Sachbearbeiter/in 1,00 11 1,00 11 1,00 11

521003 L andschaftspflegeingenieur/in 1,00 11 1,00 11 1,00 11

521004 L andschaftspflegeingenieur/in 1,00 11 1,00 11 1,00 11

00044829 Techn. Sachbearbeiter/in 1,00 09 0,00 1,00 09

500004 Bauingenieur/in 0,25 09 0,00

521005 Techn. Sachbearbeiter/in 1,00 09 1,00 09 1,00 09

521006 Techn. Sachbearbeiter/in 1,00 09 1,00 09 1,00 09

00032384 Sachbearbeiter/in 1,00 08 1,00 08 1,00 08

031006 Sachbearbeiter/in 1,00 05 1,00 05 1,00 05

Summe 55 12 10,75 9,50 10,76
| 00041209 | Techn. Sachbearbeiter/in 1,00 11 1,00 11 |

Summe 1 1,00 1,00 0,00

2.3 - Fachdienst Zuwanderung

12 PB-Sicherheit und Ordnung

230001 Oberamtsrat/-rétin 1,00 A13
00043794 Kreisamtmann/-frau 1,00 A11
00047951 Kreisoberinspektor/in 1,00 A10
00043796 Sachbearbeiter/in 1,00 08

00044870 Sachbearbeiter/in 1,00 08 1,00r KW 01.01.2018




Stellenplan fir das Haushaltgahr 2016

60000 Kreis Rendsburg-Eckernférde
Datum: 01.04.2016

Stellen- Bezeichnqng der S_telle im Vorjahr tats. B@etzung am im IaufenQqu Bemerkung
nummer Amts-/Funktionsbezeichnung 30.6. desVorjahres Haushaltg ahr
Anzahl Bewertung Anzahl Bewertung Anzahl Bewertung
1 2 3a 3b Ja 4b 5a 5b 6
00046830 Sachbearbeiter/in 1,00 08
Sachbearbeiter/in 1,00 08 Sperrvermerk, Freigabe nach Evaluation
00046831 durch HA ca. 6 Monate nach Besetzung
Stellen-Nr. 00046830
211009 Sachbearbeiter/in 1,00 08
211016 Sachbearbeiter/in 1,00 08
00044867 Sachbearbeiter/in 1,00 05 1,00* KW 01.01.2018
00047962 Sachbearbeiter/in 1,00 05 1,00* KW 01.01.2018
00047963 Sachbearbeiter/in 1,00 05 1,00r KW 01.01.2018
211006 Sachbearbeiter/in 1,00 05
Summe 12 13 0,00 0,00 13,00
31 PB-Soziale Hilfen nach SGB und AsylbL G
211015 Hausverwalter/in 1,00 05
211004 Betreuer/in 1,00 S12
Summe 31 2 0,00 0,00 2,00
Fachgruppe Aufenthalt und Einburgerung
12 PB-Sicherheit und Ordnung
220002 Fachgruppenleiter/In 1,00 A1l
Sachbearbeiter/in 1,00 09 1,00 KU 08 davon 0,5 direkt FD 2.1
211003
(Ordnungsverwaltung)
211007 Sachbearbeiter/in 1,00 09 1,00* KU 08
211008 Sachbearbeiter/in 1,00 09 1,00* KU 08
00041207 Sachbearbeiter/in 1,00 08
00044827 Sachbearbeiter/in 1,00 08
00047964 Sachbearbeiter/in 0,50 08 0,50* KW 01.01.2018
211010 Sachbearbeiter/in 1,00 06 davon 0,5 direkt FD 2.3 (Asyl)
211012 Sachbearbeiter/in 1,00 06
00044866 Sachbearbeiter/in 1,00 05 1,00* KW 01.01.2018
00047950 Sachbearbeiter/in 1,00 05




Stellenplan fur das Haushaltgahr 2016

60000 Kreis Rendsburg-Eckernférde
Datum: 01.04.2016

Stellen-

Bezeichnung der Stelle

tats. Besetzung am

im laufenden

nummer Amts-/Funktionsbezeichnung im Vorjahr 30.6. desVorjahres Haushalts ahr Bemerkung
Anzahl Bewertung Anzahl Bewertung Anzahl Bewertung
1 2 3a 3b Ja 4b 5a 5b 6
00047965 Sachbearbeiter/in 1,00 05 1,00r KW 01.01.2018
00047966 Sachbearbeiter/in 0,50 05 0,50* KW 01.01.2018
211017 Sachbearbeiter/in 0,50 05
Summe 12 14 0,00 0,00 12,50



TOP 6.1

1. Nachtragshaushaltssatzung
des Kreises Rendsburg-Eckernférde
fir das Haushaltsjahr 2016

Aufgrund des 8§ 57 der Kreisordnung in Verbindung mit dem 8 80 der
Gemeindeordnung wird nach Beschluss des Kreistages vom 13.06.2016 folgende
1. Nachtragshaushaltssatzung erlassen:

§ 2 Ziffer 4 wird — wie folgt - geéndert:

Es wird neu festgesetzt

Die Gesamtzahl der im Stellenplan ausgewiesenen Stellen von bisher 623,32
Stellen auf 632,32 Stellen.

Rendsburg, den

Landrat



TOP 6.1.1

Kreis Rendsburg-Eckernforde Rendsburg, 18.04.2016
Der Landrat

Fraktionsantrag Vorlage-Nr: V0O/2016/842
Status: offentlich
Datum: 18.04.2016
Federflhrend: Ansprechpartner/in:  Schmedtje, Martin
FB 1 Zentrale Dienste Bearbeiter/in: Schmedtje, Martin

1. Nachtragshaushaltssatzung fur das Haushaltsjahr 2016; hier:
Antrag der SPD Fraktion vom 18.04.2016

Beratungsfolge:
Status Gremium Zustandigkeit

| Offentlich Hauptausschuss Beratung

1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit: Entfallt
2. Sachverhalt:

Der Sachverhalt ergibt sich aus dem beigeflgten Antrag der SPD Fraktion vom
18.04.2016.
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Sozialdemokratische Partei Deutschland Dr. Kai Dolgner
Kreistagsfraktion Rendsburg-Eckernférde - Fraktionsvorsitzender -
An den Rendsburg, 18.04.2016

Vorsitzenden des Hauptausschusses

des Kreises Rendsburg-Eckernforde

Herrn Hollmann

- im Hause - (und per Mail)

- sowie Kreisverwaltung, Herrn Schmedtje

Hauptausschusssitzung am 21.04.2016, hier TOP 6.1, Haushaltsangelegenheiten

Sehr geehrter Herr Hollmann,

zur Sitzung des HA am 21.4.2016 stelle ich namens der SPD-Kreistagsfraktion folgenden Antrag zu
TOP 6.1 Haushaltsangelegenheiten:

Der HA beauftragt die Verwaltung mit der Aufstellung einer 1. Nachtragshaushaltssatzung fir das
Jahr 2016, in die fir eine neue Ausgabeposition "Erstellung eines Kreiskonzeptes zum Umgang mit
Migranten (NationalerIntegrationsPlan) ein Betrag von 40.000 € eingestellt wird.

Der Haushaltstitel zur Integration von Fliichtlingen wird um 100.000 € fiir Projekte zur
Sprachfdrderung erhoht.

Der HA empfiehlt dem Kreistag fir seine Sitzung am 13.6.2016, der 1. Nachtragshaushaltssatzung
fur das Jahr 2016 zuzustimmen.

Begrindung:
Der Haushaltstitel zur Integration von Fluchtlingen ist laut Kreistagsbeschluss fiir konkrete

Mafnahmen zur Integration wie Sprachforderung (bis zu 35 T €), fiir Bildungsprojekte des
Nordkollegs (bis zu 150 T €) sowie fiir Integrationsprojekte unter dem Aspekt der Férderung von
geflohenen Frauen und der Gleichstellung vorgesehen. Die Forderung der Erstellung eines
Kreiskonzeptes zum Umgang mit Migranten (NationalerintegrationsPlan) kann zwar konkrete
MalRnahmen zur Folge haben, ist aber selbst kein konkretes Projekt und leistet auch keinen Beitrag
zur sofortiger Hilfe, da die Erstellung ein Jahr in Anspruch nehmen soll. Da aber ein solches Konzept
mittelfristig durchaus Sinn haben kann, beantragen wir einen entsprechenden Haushaltstitel.

Das Erlernen der Sprache ist die Grundvorrausetzung, die eine Integration tberhaupt erst ermdglicht.
Projekte zur Sprachférderung sollten daher sofort erfolgen, spatestens ab Zuweisung in die
Gemeinden. Die beantragten Férdermittel Gbersteigen bei weitem den vorgesehenen Haushaltsansatz
und sie zeigen, dass diese Aufgabe vor Ort ernst genommen wird und Vorrang genief3t.

Wir beantragen daher eine Aufstockung des Haushaltsansatzes fur Sprachférderung in Hohe von
100.000 €. Jede Investition, die hier unterlassen wird, wird gesellschaftliche Folgekosten auch fiir
den Kreis in vielfacher Hohe bedeuten, deshalb gilt es, allen Zuwandernden das Erlernen unserer
Sprache sofort zu ermdglichen.

Mit freundlichen GrifRRen

Gy o

(Fraktionsvorsitzender)

SPD Kreistagsfraktion Telefon e-Mail: Bankverbindung: Vorsitzender: Telefon
Rendsburg-Eckernforde 04331)202-360 spd-fraktion@gmx.de Sparkasse Mittelholstein Dr. Kai Dolgner (04331)1496 24
Kaiserstralle 8 Fax: Internet: www.spd- IBAN: DE 22 2145 0000 Lattmoor 38 Fax: (04331) 21 746

24768 Rendsburg (04331) 202-530 net-sh.de/rdeck/fraktion 0000 0310 97 24783 Osterronfeld  kai.dolgner@gmx.de


mailto:spd-fraktion@gmx..de

TOP 6.2

Kreis Rendsburg-Eckernforde Rendsburg, 06.04.2016
Der Landrat

Beschlussvorlage Vorlage-Nr: V0O/2016/833
Status: offentlich
Datum: 05.04.2016
Federflhrend: Ansprechpartner/in:  Groeper, Sabine
S 05 Stabsstelle Finanzen Bearbeiter/in: Groeper, Sabine
Mitwirkend: offentliche Beschlussvorlage

Haushaltsangelegenheiten;
Personalbudget 2017 - 2020

Beratungsfolge:

Status Gremium Zustandigkeit

| Offentlich Hauptausschuss Beratung

Beschlussvorschlag:
Der Hauptausschuss empfiehlt dem Kreistag, folgende Festlegungen fiir das
Personalbudget 2017 — 2020 zu beschliel3en:

a) Der Ausgangswert fur das Personalbudget 2017 — 2020 betragt 28.556.300 €

b) Es erfolgt eine Steigerung des Ausgangswertes um die Tarifabschlisse und
Besoldungsanhebungen 2014 — 2017 9,85 % = 2.812.800 € oder um den sich
aus der Berechnung der Jahreslohnsummen ergebenden Wert 12,65 % =
3.612.400 € (Entscheidung nach Beratung)

c) Bei der Berechnung des Budgetwertes werden die Kirzungen bzw.
Aufstockungen ab 2013 berucksichtigt.

d) Die Laufzeit des Personalbudgets betragt 4 Jahre.

e) Die jahrliche Steigerungsrate fiir das Personalbudget betragt %. (Uber den
Prozentsatz ist noch zu beraten.)

f) Aus dem Personalbudget fir die Jahre 2013 — 2016 werden
Budgetiberschisse in Hohe von maximal 1 Million € in das neue
Personalbudget ab 2017 Ubertragen.

g) Aus dem Budget sind samtliche Personalaufwendungen zur Wahrnehmung
der derzeitigen Aufgaben der Kreisverwaltung zu bestreiten. Eine Anpassung
des Budgets aufgrund von Tariferhdhungen, Besoldungserhéhungen etc.
findet nicht statt. Innerhalb dieses Budgetrahmens sind die
Personalaufwendungen der Teilergebnisplane untereinander deckungsfahig.

h) Bei Entscheidungen auf Bundes- oder Landesebene oder aufgrund von
Beschlussen des Kreistages oder der Fachausschusse zur Wahrnehmung von
weiteren Aufgaben Uber den heutigen Aufgabenbestand hinaus oder von
bestehenden Aufgaben in grolRerem Mal3e oder von bestehen Aufgaben in
wesentlich anderer Qualitat als bisher erfolgt eine Aufstockung des
Personalbudgets. Dies gilt insbesondere fur Bereiche, in denen die Gremien
des Kreises zu dem Ergebnis kommen, dass durch einen erhdhten
Personaleinsatz eine bessere Wirtschaftlichkeit erzielt werden kann (z.B.
Verringerung von Transferaufwendungen).
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Bei Entscheidungen auf Bundes- oder Landesebene oder aufgrund von
BeschlUssen des Kreistages oder der Fachausschusse, durch die bestehende
Aufgaben reduziert oder abgebaut werden, erfolgt eine Klirzung des
Personalbudgets. Ebenso wird das Personalbudget bei MaRnahmen der
Verwaltung, die zu einer Umwandlung von Personalkosten in
Verwaltungssachausgaben fuhren, gekurzt.

Uberschisse im Personalbudget in den Jahren 2017 bis 2019 diirfen zu 100
% Ubertragen werden. Sollte die Ubertragung von Budgetiiberschiissen aus
haushaltsrechtlichen Griinden bei unausgeglichenem Haushalt nicht zulassig
sein (Vorrang des Haushaltsausgleiches), stellt die Verwaltung in geeigneter
Weise sicher, dass die ersparten Personalaufwendungen zur Verfligung
stehen.

1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit: entfallt

2. Sachverhalt:

FUr die Haushaltsjahre 2017 — 2020 soll der Kreisverwaltung (ohne
Koordinierungsstelle soziale Hilfen und ohne Jobcenter) weiterhin ein gedeckeltes
Personalbudget zur Verfligung gestellt werden. Im Rahmen eines Workshops mit der
Politik am 18.03.2016 wurde der Vorschlag der Verwaltung vorgestellt. Die
Prasentation ist dieser Vorlage anliegend beigeflugt.

Der Ausgangswert fur die Berechnung des Personalbudgets 2017 — 2020 entspricht
dem Ausgangswert fur das Personalbudget 2013 — 2016 und betragt 28.556.300 €.
Es erfolgt eine Steigerung des Ausgangswertes um die Tarifabschlisse und
Besoldungsanhebungen 2014 — 2017 (Durchschnittswert 9,85 % = 2.812.800 €.

Alternativ wurde im Workshop am 18.03.2016 angeregt, flr die Steigerung des
Ausgangswertes die Steigerung der Jahreslohnsumme 2013 ff. zugrunde zulegen.
Die Verwaltung hat daraufhin folgende Berechnung angestellt:

Fur alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die durchgangig von 2013 bis 2016 da
waren bzw. sind, wurde die Jahreslohnsumme ermittelt. Berlcksichtigung fanden
insgesamt 502 Personen.

Jahreslohnsumme 2013 22.045.901

Jahreslohnsumme 2014 22.913.442 + 3,94 %

Jahreslohnsumme 2015 23.702.370 + 3,44 %

Erwartete Jahreslohnsumme 2016 24.835.539 +4,78 %
+ 12,65 %

Fur die Steigerung des Ausgangswertes wurde sich ein Steigerungsbetrag in Hohe
von 3.612.400 € ergeben

Zuzuglich der Aufstockungen bzw. Kuarzungen 2013 — 2016:

2013 -196.800
2014 -271.200
2015 +652.700
2016 +1.079.200
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Unter Berucksichtigung der genannten Faktoren ergibt sich fur das Personalbudget
2017 ein Betrag in Hohe von 32.633.000 € bei einer Steigerung um 9,85 % bzw.
33.432.600 € bei einer Steigerung um 12.65 %.

Die Laufzeit des Personalbudgets soll erneut 4 Jahre betragen.

Im Rahmen des Personalbudgets 2013 bis 2016 wurde eine jahrliche
Steigerungsrate von 1,33 % vereinbart. Ermittelt wurde dieser Wert aus den
Orientierungsdaten der Haushaltserlasse 2010 — 2012 (2010 bis zu 1,0 %, 2011 und
2012 bis zu 1,5 %).

Die Orientierungsdaten der Haushaltserlasse 2013 — 2016 gehen jeweils von bis zu
2,5 % aus. Die Verwaltung schlagt eine jahrliche Steigerungsrate von 2 % (2,5 %
abzuglich 20 %) ab dem Haushaltsjahr 2018 vor.

Uber die jahrliche Steigerungsrate fiir das Budget ist noch zu beraten.

Aus dem Personalbudget fir die Jahre 2013 — 2016 werden Budgetiberschuisse in
Hohe von maximal 1 Million € in das neue Personalbudget ab 2017 Ubertragen.

Daruber hinaus wurden flr das Personalbudget in der Vergangenheit weitere
Vereinbarungen hinsichtlich Veranderungen getroffen. Es sollen folgende
Regelungen fur das Personalbudget 2017 — 2020 gelten:

e Aus dem Budget sind samtliche Personalaufwendungen zur Wahrnehmung
der derzeitigen Aufgaben der Kreisverwaltung zu bestreiten. Eine Anpassung
des Budgets aufgrund von Tariferhdhungen, Besoldungserhéhungen etc.
findet nicht statt. Innerhalb dies Budgetrahmens sind die Personalaufwen-
dungen der Teilergebnisplane untereinander deckungsfahig.

e Bei Entscheidungen auf Bundes- oder Landesebene oder aufgrund von
Beschlussen des Kreistages oder der Fachausschusse zur Wahrnehmung von
weiteren Aufgaben Uber den heutigen Aufgabenbestand hinaus oder von
bestehenden Aufgaben in grolierem Male oder von bestehen Aufgaben in
wesentlich anderer Qualitat als bisher erfolgt eine Aufstockung des
Personalbudgets. Dies gilt insbesondere flr Bereiche, in denen die Gremien
des Kreises zu dem Ergebnis kommen, dass durch einen erhdhten
Personaleinsatz eine bessere Wirtschaftlichkeit erzielt werden kann (z.B.
Verringerung von Transferaufwendungen).

e Bei Entscheidungen auf Bundes- oder Landesebene oder aufgrund von
BeschlUssen des Kreistages oder der Fachausschusse, durch die bestehende
Aufgaben reduziert oder abgebaut werden, erfolgt eine Klirzung des
Personalbudgets. Ebenso wird das Personalbudget bei MaRnahmen der
Verwaltung, die zu einer Umwandlung von Personalkosten in
Verwaltungssachausgaben fuhren, gekurzt.

e Uberschiisse im Personalbudget in den Jahren 2017 bis 2019 diirfen zu 100
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% Ubertragen werden. Sollte die Ubertragung von Budgetiiberschiissen aus
haushaltsrechtlichen Griinden bei unausgeglichenem Haushalt nicht zulassig
sein (Vorrang des Haushaltsausgleiches), stellt die Verwaltung in geeigneter
Weise sicher, dass die ersparten Personalaufwendungen zur Verfligung

stehen.

Finanzielle Auswirkungen:
Siehe Sachverhalt

Anlage/n:
Vorschlag fur Personalbudget 2017 — 2020 — Workshop am 18.03.2016
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Vorschlag Personalbudget 2017 - 2020

Ausgangswert fur die Berechnung Personalbudget 2017 ff.
entspricht dem Ausgangswert flr das Personalbudget 2013 ff.

Ausgangswert 2013 = 28.556.300 €

Steigerung des Ausgangswertes um die Tarifabschlisse und
Besoldungsanhebungen 2014 — 2017 (Durchschnittswert 9,85 %) =
2.812.800 €

Zuzuglich Aufstockungen/Klrzungen 2013 — 2016:
2013 = -196.800 €
2014 = -271.200 €
2015 = +652.700 €
2016 = +1.079.200 €

Vorschlag 2017 = 32.633.000 €

Workshop 18.03.2016



Vorschlag Personalbudget 2017 -2020

Tarifabschlisse 2014 - 2017
e 3,0% ab 01.03.2014
e 2.49% ab 01.03.2015

« 2,5% Annahme ab 01.03.2016
Die Tarifforderung belauft sich auf 6 %.

e 2.1 % Annahme fir 2017

« Die Tarifsteigerungen einschl. Annahmen 2014 - 2017
betragen insgesamt 10 %

Workshop 18.03.2016



Vorschlag Personalbudget 2017 - 2020

Besoldungserhohungen 2014 — 2017

« 2,75 % ab 01.10.2014 fur alle Besoldungsgruppen
1,9 % ab 01.03.2015 fir alle Besoldungsgruppen
« 2,1 % ab 01.05.2016 fir alle Besoldungsgruppen
« 2,1 % Annahme Besoldungsanpassung fur 2017

* Die Besoldungserh6hungen einschl. Annahmen 2014 -
2017 betragen insgesamt 8,85 %

Workshop 18.03.2016



Vorschlag Personalbudget 2017 -2020

Ermittlung des Durchschnittswertes

 Nach Stand Dezember 2015 hat die Kreisverwaltung 693
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, ohne Auszubildende
und Anwarter.

« Das Verhéltnis betragt 86,5 % Beschaftigte und 13,5 %
Beamte.

« Daraus ergibt sich ein Durchschnittswert von 9,85 % ftr
Tarif- bzw. Besoldungserh6hungen. (9,85 % von
28.556.300 € = 2.812.800 €)

Workshop 18.03.2016 5



Vorschlag Personalbudget 2017 - 2020

Laufzeit

Vorschlag: Analog zur Laufzeit des Personalbudgets 2013
— 2016 erneut Laufzeit von 4 Jahren (2017 — 2020)

Workshop 18.03.2016



Vorschlag Personalbudget 2017 - 2020

Jahrliche Steigerungsrate

Personalbudget 2013 — 2016 = 1,33 %

Ermittelt aus dem Orientierungsdaten der Haushaltserlasse
2010 — 2012 (2010 bis zu 1,0%, 2011 und 2012 bis zu 1,5
%)

Personalbudget 2017 — 2020
Orientierungsdaten Haushalterlasse 2013 — 2016 jewells
bis zu 2,5 %

Vorschlag: Jahrliche Steigerungsrate 2 % (2,5 %
abzuglich 20 %) ab dem Haushaltsjahr 2018

Workshop 18.03.2016 7




Vorschlag Personalbudget 2017 - 2020

Budgetiberschisse

Uberschiisse 2010-2012 = 072.294,95 €
Uberschuss 2013 = 1.178.967,00 €
Uberschuss 2014 = 846.919,13 €
Vorl. Uberschuss 2015 = 278.672,05 €

Summe Budgetiberschisse =  3.276.853,13 €

Workshop 18.03.2016



Vorschlag Personalbudget 2017 -2020

Personalbudget 2016

Ausgangswert = 30.092.300 €
Aufstockung/Klurzung = +1.079.200 €
Summe 2016 = 31.171.500 €

Pauschale Kirzung zur Einhaltung des Budgetdeckels
2016 = 1.492.600 €

Workshop 18.03.2016



Vorschlag Personalbudget 2017 - 2020

Ubertragung von Budgetliberschiissen aus dem

vorherigen Budget
Aus dem Personalbudget 2010 — 2012 wurden
Budgetlberschusse in Hohe von 972.294,95 € Ubertragen.

Vorschlag: Aus dem Personalbudget fur die Jahre 2013
— 2016 werden Budgetltberschisse in Hohe von
maximal 1 Million € Gbertragen.

Workshop 18.03.2016 10



Vorschlag Personalbudget 2017 - 2020

Vereinbarungen zum Personalbudget 2017 — 2020
Was ist aus dem Personalbudget zu tragen?

« Samtliche Personalaufwendungen zur Wahrnehmung
der derzeitigen Aufgaben der Kreisverwaltung

« Keine Anpassung aufgrund von Tarif- oder
Besoldungsernohungen

« Personalaufwendungen der Teilergebnisplane sind
iInnerhalb des Budgetrahmens untereinander
deckungsfahig.

Workshop 18.03.2016
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Vorschlag Personalbudget 2017 - 2020

Vereinbarungen zum Personalbudget 2017 — 2020

Wann erfolgt Aufstockung des Personalbudgets?

Bei Entscheidungen auf Bundes- oder Landesebene oder aufgrund von
Beschllissen des Kreistages oder der Fachausschisse zur
Wahrnehmung

« von weiteren Aufgaben tber den heutigen Aufgabenbestand hinaus
« von bestehenden Aufgaben in grol3erem Male
« von bestehenden Aufgaben in wesentlich anderer Qualitat als bisher

Dies gilt insbesondere fir Bereiche, in denen die Gremien des Kreises
zu dem Ergebnis kommen, dass durch einen erhdhten Personaleinsatz
eine bessere Wirtschaftlichkeit erzielt werden kann (z.B. Verringerung
von Transferaufwendungen).

Workshop 18.03.2016 12



Vorschlag Personalbudget 2017 - 2020

Vereinbarungen zum Personalbudget 2017 — 2020
Wann erfolgt Klrzung des Personalbudgets?

* Bei Mallnahmen der Verwaltung, die zu einer Umwand-
lung von Personalkosten in Verwaltungssachausgaben
fihren

« Bel Entscheidungen auf Bundes- oder Landesebene
oder aufgrund von Beschllssen des Kreistages oder der
Fachausschisse, durch die bestehende Aufgaben
reduziert oder abgebaut werden.

Workshop 18.03.2016 13



Vorschlag Personalbudget 2017 - 2020

Vereinbarungen zum Personalbudget 2017 — 2020

In welchem Umfang konnen Budgettberschisse
Ubertragen werden?

 Ubertragung in den Jahren 2017 — 2019 zu 100 % ins
Folgejahr

- Bei unausgeglichenem Haushalt ist eine Ubertragung
aus haushaltsrechtlichen Grunden nicht zulassig
(Vorrang des Haushaltsausgleiches). Die Verwaltung
stellt in diesem Fall in geeigneter Weise sicher, dass die
ersparten Personalaufwendungen zur Verfigung stehen

Workshop 18.03.2016 14



Vorschlag Personalbudget 2017 - 2020

Vielen Dank fur Ihre Aufmerksamkeit!

Workshop 18.03.2016
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Vorschlag Personalbudget 2017 - 2020

Personalbudget 2013

Ausgangswert = 28.556.300 €
Aufstockung/Kirzung = -196.800 €
Summe 2013 = 28.359.500 €
Ergebnis 2013 = 27.180.533 €

Uberschiisse 2013 = 1.178.967 €

Workshop 18.03.2016 16



Vorschlag Personalbudget 2017 - 2020

Personalbudget 2014

Ausgangswert = 28.519.400 €
Aufstockung/Kurzung = +140.000 €
Summe 2014 = 28.659.400 €
Ergebnis 2014 = 27.812.481,87 €

Uberschiisse 2014 = 846.919,13 €

Workshop 18.03.2016
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Vorschlag Personalbudget 2017 - 2020

Personalbudget 2015

Ausgangswert = 29.267.100 €
Aufstockung/Kurzung = +429.200 €
Summe 2015 = 29.696.300 €
Ergebnis 2015 = 29.165.846,63 €

Nicht bendtigte Mittel
aus Aufstockungen 2015 =  251.781,32 €

Uberschiisse 2015 = 278.672,05 €

Workshop 18.03.2016
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Vorschlag Personalbudget 2017 - 2020

35.000.000
30.000.000
25.000.000
20.000.000
15.000.000
10.000.000

5.000.000 +

O NN NV & N> O nNO X\

N N N N N N N N
qe,;lz qéjlz Qé:l/ Qé:l/ qé{l/ QQ,;I/ QQ,;L qo}‘l/
Y & Y Y Y Y Y Y

0’§Q 0’§Q 0’§Q 0‘§Q 0‘§Q 0‘§Q 0‘§Q 0‘§Q
o o o o o o o o
& & & & & & & &

T QY Q% QY Q@ Qv Q@ g©

Workshop 18.03.2016 19



TOP 6.3

Kreis Rendsburg-Eckernforde Rendsburg, 12.04.2016
Der Landrat

Beschlussvorlage Vorlage-Nr: VO/2015/731-001
Status: offentlich
Datum: 12.04.2016
Federflhrend: Ansprechpartner/in:  Groeper, Sabine
S 05 Stabsstelle Finanzen Bearbeiter/in: Groeper, Sabine
Mitwirkend: offentliche Beschlussvorlage

Errichtung des gemeinsamen Kommunalunternehmens KOSOZ als
Anstalt o6ffentlichen Rechts (AGR);

Eroffnungsbilanz 01.01.2016 - Stabsstelle soziale Hilfen der Schleswig-
holsteinischen Kreise

Beratungsfolge:

Status Gremium Zustandigkeit

| Offentlich Hauptausschuss Beratung

Beschlussvorschlag:

Der Hauptausschuss nimmt die Eréffnungsbilanz der Stabsstelle KOSOZ zur
Kenntnis und weist das Mitglied und die stellvertretenden Mitglieder des
Verwaltungsrates der AOR gemald § 19 Abs. 1 KrO i.V.m. § 25 Abs. 1 GO an, im
Verwaltungsrat dem KOSOZ-Vertrag unter Berucksichtigung der Anlage 2 gemal} § 4
Absatz 2 des KOSOZ-Vertrages (Eroffnungsbilanz Stabsstelle KOSOZ per
01.01.2016) zuzustimmen.

1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit: entfallt

2. Sachverhalt:
In den Sitzungen des Hauptausschusses am 03.12.2015 und des Kreistages am
14.12.2015 wurde u.a. beschlossen:

1. dem offentlich-rechtlichen Vertrag Uber die Errichtung des gemeinsamen
Kommunalunternehmens Koordinierungsstelle soziale Hilfen der
schleswig-holsteinischen Kreise und zur Ausgliederung der Stabsstelle
KOSOZ des Kreises Rendsburg-Eckernférde auf das gemeinsame
Kommunalunternehmen Koordinierungsstelle soziale Hilfen der schleswig-
holsteinischen Kreise Anstalt des 6ffentlichen Rechts (KOSOZ-Vertrag) zu
zustimmen.

2. Ferner wurden Herr Landrat Dr. Schwemer zum Mitglied des
Verwaltungsrates des gemeinsamen Kommunalunternehmens
Koordinierungsstelle soziale Hilfen der schleswig-Holsteinischen Kreise
Anstalt des 6ffentlichen Rechts (AOR) gewahlt. Ebenso wurden ein 1. und
2 stellvertretendes Mitglied im Verwaltungsrat gewahlt.

Seite: 1/3
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3. Weiterhin wurde beschlossen, das Mitglied und die stellvertretenden
Mitglieder des Verwaltungsrates der AGR gemall § 19 Abs. 1 KrO i.V.m. §
25 Abs. 1 GO anzuweisen, im Verwaltungsrat dem KOSOZ-Vertrag und
der Organisationssatzung zuzustimmen.

Gemal § 4 Absatz 2 des KOSOZ-Vertrages (als Anlage beigefligt) sind diejenigen
Forderungen, Verbindlichkeiten und sonstige Vermdgensgegenstande sowie
diejenigen Beamtenverhaltnisse und Arbeitsvertrage, die durch die Ausgliederung
auf die AOR Ubergehen, in der Eréffnungsbilanz einschlieRlich Vermdgensverzeichnis
der Stabsstelle KOSOZ des Kreises Rendsburg-Eckernférde aufgefihrt. Diese
Unterlagen sind als Anlage 2 Bestandteil des KOSOZ-Vertrages.

Eine entsprechende Eroffnungsbilanz der Stabsstelle KOSOZ lag zum Zeitpunkt der
Beschlussfassung tber den Vertrag im Dezember 2015 noch nicht vor.
Zwischenzeitlich wurde die Eroffnungsbilanz der Stabsstelle KOSOZ zum 01.01.2016
durch das Beratungsunternehmen BDO erstellt. Die Eréffnungsbilanz mit den
Anhangen ist als Anlage beigefugt. Bislang wurde die Stabsstelle KOSOZ als Teil
der Kreisverwaltung nicht gesondert geflihrt, sondern die entsprechenden Positionen
waren Teil der Bilanz des Kreises Rendsburg-Eckernforde. Mit der gesonderten
Darstellung werden die entsprechenden Positionen aus der Bilanz des Kreises
Rendsburg-Eckernforde herausgeldst. Dies hat folgende Auswirkungen:

1. Das Anlagevermogen des Kreises verringert sich um die bei der Stabsstelle
KOSOZ ausgewiesenen Vermdgensgegenstande.

2. Die liquiden Mittel des Kreises verringern sich ebenfalls um den bei der
Stabsstelle KOSOZ ausgewiesenen Betrag in Hohe von 1.005.841,77 €.
Dieser setzt sich zusammen aus den im Rahmen der Jahresabschlusse
angesammelten Betrag in Hohe von 765.668,17 € sowie den fur den
zukinftigen Geschaftsfihrer der KOSOZ AGR seit 01.01.2014 gebildeten
Pensions- bzw. Beihilferlickstellungen in Hohe von 207.601 € bzw. 32.572,60
€.

3. Die in der Bilanz des Kreises ausgewiesenen Verbindlichkeiten (765.668,17 €)
und Ruckstellungen (240.173,60 €) konnen ergebnisneutral aufgeldst werden.

4. Sonderposten aus Zuschussen in Hohe von 81.495,45 € per 31.12.2015
konnten der Stabsstelle KOSOZ ggf. in 2016 noch zuflieen.

Finanzielle Auswirkungen:
Siehe Sachverhalt

Anlage/n:

1. Entwurf des o6ffentlich-rechtlichen Vertrages Uber die Errichtung des
gemeinsamen Kommunalunternehmens Koordinierungsstelle soziale Hilfen
der schleswig-holsteinischen Kreise und zur Ausgliederung der Stabsstelle
KOSOZ des Kreises Rendsburg-Eckernforde auf das gemeinsame
Kommunalunternehmen Koordinierungsstelle soziale Hilfen der schleswig-
holsteinischen Kreise Anstalt des 6ffentlichen Rechts (KOSOZ-Vertrag)

2. Eroffnungsbilanz der Stabsstelle soziale Hilfen der schleswig-holsteinischen
Kreise zum 01.01.2016 mit Anhangen

Seite: 2/3
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ENTWURF
Stand: 18.11.2015, 16 Uhr

Offentlich-rechtlicher Vertrag
zur Errichtung des gemeinsamen Kommunalunternehmens
Koordinierungsstelle soziale Hilfen der schleswig-holsteinischen Kreise Anstalt des

offentlichen Rechts

und

zur Ausgliederung der Stabstelle KOSOZ des Kreises Rendsburg-Eckernférde auf
das gemeinsame Kommunalunternehmen Koordinierungsstelle soziale Hilfen der

schleswig-holsteinischen Kreise Anstalt des dffentlichen Rechts

zwischen den Kreisen Dithmarschen, Nordfriesland, Herzogtum Lauenburg, Ostholstein,
Pinneberg, Plon, Rendsburg-Eckernférde, Schleswig-Flensburg, Segeberg, Steinburg und

Stormarn

Praambel

Die Vertragspartner sind die schleswig-holsteinischen Kreise. Nach den 88 1 und 2 des
Gesetzes zur Ausfuhrung des SGB Xl (AG SGB XllI) sind sie ¢rtliche Trager der Sozialhilfe
sowie fur bestimmte Aufgaben nach dem SGB XII Uberértlicher Trager der Sozialhilfe. Die-
se Aufgaben obliegen den Vertragspartnern als pflichtige Selbstverwaltungsaufgaben. Seit
dem 01.01.2007 nehmen die Vertragspartner einige der erwahnten sozialhilferechtlichen
Aufgaben, namlich bestimmte Aufgaben im Rahmen der Eingliederungshilfe fir behinderte
Menschen nach dem SGB XIl, gemeinsam in der Form von Verwaltungsgemeinschaften
nach 8§ 19 a GkZ wabhr, bei denen die Ubrigen Vertragspartner die Verwaltung des Kreises
Rendsburg-Eckernforde in Anspruch nehmen. Der Kreis Rendsburg-Eckernforde unterhalt
im Zuge dieser Verwaltungsgemeinschaften die Koordinierungsstelle soziale Hilfen der
Schleswig-Holsteinischen Kreise (KOSO2Z).

Der Kreis Rendsburg-Eckernférde hat den 6ffentlich-rechtlichen Vertrag tGber diese Verwal-
tungsgemeinschaften zum 31.12.2016 gekindigt. Kunftig sollen insbesondere die bisher bei

der KOSOZ erbrachten Tatigkeiten im Zusammenhang mit den sozialhilferechtlichen Auf-
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gaben der Kreise von einem gemeinsamen Kommunalunternehmen nach den 88 19 b ff.
GkZ als Dienstleister der Kreise erledigt werden, das die Vertragspartner durch diesen 06f-
fentlich-rechtlichen Vertrag errichten. Die Kreise bleiben also, auch soweit sie sich der A6R

zur Erledigung ihrer Aufgaben bedienen, ortliche bzw. Gberdrtliche Trager der Sozialhilfe.

Ferner soll die AGR in der Zukunft gegebenenfalls Aufgaben bei der Prifung von Qualitat
und Wirtschaftlichkeit in den Einrichtungen und ambulanten Diensten im Gebiet von weite-

ren Ortlichen Tragern der Sozialhilfe in Schleswig-Holstein fur diese Trager erledigen.

§1
Errichtung des gemeinsamen Kommunalunternehmens, vertragliche Aufhebung der

Verwaltungsgemeinschaften

Die Vertragsparteien errichten zum 01.01.2016 das gemeinsame Kommunalunternehmen
Koordinierungsstelle soziale Hilfen der schleswig-holsteinischen Kreise Anstalt des offentli-
chen Rechts (im Folgenden ASR) in der Rechtsform einer gemeinsam von den Vertragspar-
teien getragenen Anstalt des o6ffentlichen Rechts nach den 88 19 b ff. GkZ. Die Betriebs-
aufnahme erfolgt zum 01.06.2016. Die Vertragsparteien heben die o6ffentlich-rechtlichen
Vertrage Uber die Verwaltungsgemeinschaften im Zusammenhang mit der KOSOZ zum
Ablauf des 31.05.2016 einvernehmlich auf. An diesem Tag verliert der Kreis Rendsburg-

Eckernférde auch die Aufgaben im Zusammenhang mit der KOSOZ.

§2

Organisationssatzung

Die Vertragsparteien vereinbaren fur die AGR die Organisationssatzung, die sich aus dem

als
Anlage 1
diesem Vertrag beigefligten Entwurf ergibt. Die Vertragsparteien weisen durch diesen Ver-

trag ihre kunftigen Vertreter im Verwaltungsrat der AGR an, die vereinbarte Organisations-

satzung im Verwaltungsrat zu beschliel3en.
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§3
Vertragsgegenstand

Die AOR erledigt als Dienstleister Aufgaben fur ihre Trager bei der Erfullung von deren
Aufgaben als ortliche Sozialhilfetrager im Bereich der Eingliederungshilfe fir behinder-
te Menschen nach dem SGB XII. Ferner obliegen der AR bestimmte Aufgaben nach
dem Werkstattenrecht oder in dessen Zusammenhang, soweit der AOR diese Aufga-
ben oder die Aufgabenerledigung durch ihre Trager oder durch das Land Schleswig-

Holstein Gbertragen werden.

Die AOR erledigt und erfillt die Aufgaben auf der Grundlage der geltenden Rechtsvor-
schriften fur die Trager. Rechte und Pflichten der in Anspruch nehmenden Tréger als
Aufgabentrager bleiben unberthrt. Die Trager kdnnen dem Kommunalunternehmen

im Rahmen ihrer Zustandigkeit fachliche Weisungen zur erledigung erteilen.

Im Verwaltungsverfahren (8 8 SGB X) vertritt die AGR die jeweiligen Aufgabentrager

und handelt in ihrem Namen.

84
Ausgliederung der Stabstelle KOSOZ des Kreises Rendsburg-Eckernforde

Die bestehende Stabstelle KOSOZ des Kreises Rendsburg-Eckernférde wird im Wege
der Gesamtrechtsnachfolge nach 8§ 19 c Abs. 1 Satz 4 1. Alt. GKZ mit Wirkung zum
01.06.2016 auf die ASR ausgegliedert, soweit zwischen den Vertragsparteien nichts

anderes vereinbart ist.

Diejenigen Forderungen, Verbindlichkeiten und sonstige Vermédgensgegenstande so-
wie diejenigen Beamtenverhéltnisse und Arbeitsvertrage, die durch die Ausgliederung
auf die A6R Ubergehen, sind in der Erdffnungsbilanz einschlie3lich Vermogensver-
zeichnis der Stabstelle KOSOZ des Kreises Rendsburg-Eckernforde aufgefuihrt. Die-

se Unterlagen sind als

Anlage 2

Bestandteil dieses Vertrages.
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Die A6R hat den Erwerb und den Fortbestand der Mitgliedschaft im Kommunalen Ar-

beitgeberverband Schleswig-Holstein anzustreben.

Beschaftigungszeiten der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die bisher beim Kreis
Rendsburg-Eckernforde oder bei einem der anderen Kreise beschaftigt waren und zur
AOR wechseln, beim Kreis Rendsburg-Eckernférde bzw. bei dem jeweiligen anderen
Kreis werden so angerechnet, als waren sie bei der AGR geleistet worden. Der Kreis
Rendsburg-Eckernforde verpflichtet sich, diejenigen Bediensteten der A6R, die zuvor
beim Kreis Rendsburg-Eckernforde beschéftigt waren, bei Ausschreibungen auf Stel-
len des Kreises Rendsburg-Eckernforde innerhalb von finf Jahren nach Errichtung
der AGR wie interne Bewerber zu behandeln.

Zur Sicherung der Anspriche auf eine zusétzliche Alters- und Hinterbliebenenversor-
gung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer soll die AGR sicherstellen, dass die
nach der Satzung der Versorgungsanstalt des Bundes und der Lander (VBL) fur eine
Beteiligungsvereinbarung geforderten tatsachlichen und rechtlichen Voraussetzungen
geschaffen und eingehalten werden.

85
Laufzeit, Kiindigung, Austritt

Der Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen.

Jeder Trager kann seine Tragerschaft mit einer Frist von 12 Monaten zum Ende eines
jeden Kalenderjahres kindigen. Das ordentliche Kiindigungsrecht kann erst nach ei-
ner Laufzeit von funf Jahren ausgeibt werden. Die Kindigung ist sowohl gegentuber
der AGR als auch gegenuber allen anderen Tragern schriftlich zu erklaren. Die Einzel-
heiten des Austritts werden durch o6ffentlich-rechtlichen Vertrag zwischen der AGR und
dem austretenden Trager geregelt. Im Ubrigen gelten fir den Austritt aus der AGR und
die Aufhebung der AGR die Regelungen in der Organisationssatzung in der jeweils
geltenden Fassung nach MalRgabe von 8§ 19 d Abs. 4 Satz 2 GkZ. Die Rechte der
Trager nach 8 127 LVwG bleiben unberiihrt.

§6
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Vertragsausfertigungen, Vertragsanderungen, Nebenabreden, salvatorische Klausel

(1) Der Vertrag wird elffach ausgefertigt. Jeder der Vertragspartner erhalt eine Ausferti-

gung.

(2) Vertragsanderungen bedurfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Nebenabreden

bestehen nicht.

(3) Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen beruhrt die Wirksamkeit der Gbrigen Re-
gelungen dieses Vertrages nicht. Die Vertragspartner verpflichten sich, unwirksame
Bestimmungen durch solche zu ersetzen, die dem Sinn und Zweck dieses Vertrages

rechtlich und wirtschaftlich mdglichst weitgehend entsprechen.

§7
Bekanntmachung der Errichtung

Die Errichtung der AGR ist nach 8§ 42 Abs. 4 LVwWG ortlich bekannt zu machen. Als Be-
kanntmachungsform hat das Ministerium fir Inneres und Bundesangelegenheiten als zu-
standige Aufsichtsbehdrde gemal § 6 Abs. 3 der Landesverordnung Uber die ortliche Be-
kanntmachung und Verkindung (BekanntVO) die Bekanntmachung durch [ ] be-
stimmt. Die Vertragspartner verpflichten sich, die Errichtung gemaf der Bestimmung durch
die Aufsichtsbehodrde in ihrem jeweiligen Kreisgebiet unverziglich nach Vertragsschluss

ortlich bekannt zu machen.

[ ], den [ ]

Kreis Dithmarschen

Dr. J6rn Klimant, Landrat (L.S))

Kreis Herzogtum Lauenburg



Dr. Christoph Mager, Landrat

Kreis Nordfriesland

Dieter Harrsen, Landrat

Kreis Ostholstein

Reinhard Sager, Landrat

Kreis Pinneberg

Oliver Stolz, Landrat

Kreis Plon

Stephanie Ladwig, Landratin

Kreis Rendsburg-Eckernforde

Dr. Rolf-Oliver Schwemer, Landrat

Kreis Schleswig-Flensburg

Dr. Wolfgang Buschmann, Landrat

Kreis Segeberg

Jan Peter Schroder, Landrat

(L.

(L.

(L.

(L.

(L.

(L.

(L.

(L.S.)

S)

S)

S)

S)

S)

S)

S)
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Kreis Steinburg

Torsten Wendt, Landrat

Kreis Stormarn

Klaus Ploger, Landrat

(L.S)

(L.S)
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Stabstelle soziale Hilfen der schleswig-holsteinischen Kreise

Eréffnungsbilanz zum 1. Januar 2016

Aktiva Passiva
1.1.2016 1.1.2016
EUR EUR EUR EUR
A. Anlagevermogen Eigenkapital
I.  Immaterielle Vermdgensgegenstande 8.366,00 8.366,00 1. Allgemeine Riicklage 1.045.800,02
Il. Sachanlagen 2. Sonderriicklage 0,00
1 unbebaute Grundstiicke und grundstiicksgleiche Rechte 0,00
2. bebaute Grundstiicke und grundstiicksgleiche Rechte 0,00 3. Ergebnisriicklage 0,00
3. Infrastrukturvermégen 0,00
4. Bauten auf fremden Grund und Boden 0,00 4. Vorgetragener Jahresfehlbetrag 0,00
5. Kunstgegenstande und Kulturdenkmaéler 0,00
6. Maschinen, technische Anlagen und Fahrzeuge 3.253,00 5. Jahresiiberschuss/Jahresfehlbetrag 0,00
7. Betriebs- und Geschéftsausstattung 40.162,00
8. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 0,00 43.415,00 1.045.800,02
lll. Finanzanlagen Sonderposten aus Zuschiissen
1. Anteile an verbundenen Unternehmen 0,00
2. Beteiligungen 0,00 1. fiir aufzulésede Zuschiisse
3. Sondervermogen 0,00 2. fur aufzulssende Zuweisungen
4. Ausleihungen 0,00 3. fiir Beitrage 0,00
5. Wertpapiere des Anlagevermdgens 0,00 0,00
Ruckstellungen
Summe Anlagevermégen 51.781,00 1. Pensionsriickstellungen 0,00
2. Altersteilzeitriickstellungen 0,00
B. Umlaufvermégen 3. Sonstige Riickstellungen 0,00
4. Rickstellungen fiir spater entstehende Kosten 0,00
. Vorrate 5. Altlastenriickstellungen 0,00
1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 0,00 6. Steuerrlickstellungen 0,00
2 unfertige Erzeugnisse, unfertige Leistungen 0,00 7. Verfahrensriickstellungen 0,00
3. fertige Erzeugnisse und Waren 0,00 8. Finanzausgleichsriickstellungen 0,00
4, geleistete Anzahlungen 0,00 0,00 9. Instandhaltungsriickstellungen 0,00
10. Sonstige Riickstellungen 0,00 0,00
Il. Forderungen und sonstige Vermégensgegenstande
1. Offentlich-rechtliche Forderungen aus Dienstleistungen 0,00 Verbindlichkeiten
2 Sonstige 6ffentlich-rechtliche Forderungen 16.446,83 1. Anleihen 0,00
3. privatrechtliche Forderungen aus Dienstleistungen, 0,00 2. Verbindlichkeiten aus Krediten fur Investitionen 0,00
4. Sonstige privatrechtliche Forderungen, 0,00 3. Verbindlichkeiten von verbundenen Unternehm 0,00
5. Sonstige Vermodgensgegenstande 0,00 16.446,83 4. Verbindlichkeiten vom &ffentlichen Bereich 0,00
5. Verbindlichkeiten vom privaten Kreditmarkt 0,00
ll. Wertpapiere des Umlaufvermogens 0,00 0,00 6. Verbindlichkeiten aus Kassenkrediten 0,00
7. Verbindlichkeiten aus Vorgangen, die Kreditaufi 0,00
IV. Liquide Mittel 1.005.841,77 8. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistun¢ 51.067,30
9. Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 0,00
10. Sonstige Verbindlichkeiten 0,00
Summe Umlaufvermégen 1.022.288,60 51.067,30
C. Aktive Rechnungsabgrenzung 22.797,72 22.797,72 Passive Rechnungsabgrenzung 0,00
Summe Aktiva 1.096.867,32 Summe Passiva 1.096.867,32




Stabstelle soziale Hilfen der schleswig-holsteinischen Kreise

Er6ffnungsbilanz zum 1. Januar 2016

Anlagenspiegel / -gitter

Bilanzpositionen
A. Anlagevermégen
I. Immaterielle Vermdgensgegenstande
Il. Sachanlagen
Maschinen, technische Anlagen und Fahrzeuge
Betriebs- und Geschéaftsausstattung

Summe Anlagevermdgen

Buchwert 01.01.2015 Zugange Abgange Umbuchungen| Nachaktivierungen
38.774,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
2.644,00 € 474,81 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
41.418,00 € 474,81 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €




Buchwert 31.12.2015

0,00 €

2.644,00 €

32.322,00 €

34.966,00 €




Stabstelle soziale Hilfen der schleswig-holsteinischen Kreise

Er6ffnungsbilanz zum 1. Januar 2016

Forderungsspiegel

davon mit einer Restlaufzeit von
Art der Forderun Sichle bi 1 1 bis 5 hr als 5 Stand
g 01.01.2016 | P'SZ IS MENnr als > 1 41 01.2015
Jahr Jahre Jahre
EUR EUR EUR EUR EUR
Offentlich-rechtliche Forderungen aus Dienstleistungen 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
Sonstige 6ffentlich-rechtliche Forderungen 16.446,83 €| 16.446,83 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
privatrechtliche Forderungen aus Dienstleistungen, 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
Sonstige privatrechtliche Forderungen, 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
Sonstige Vermdgensgegenstande 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €




Stabstelle soziale Hilfen der schleswig-holsteinischen Kreise
Eroffnungsbilanz zum 1. Januar 2016

Verbindlichkeitenspiegel

- . “ stand davon mit einer Restlaufzeit von Stand
Art der Verbindlichkeit Erléauterung 01.01.2016 . . mehr als 5 01.01.2015
bis zu 1 Jahr | 1 bis 5 Jahre
Jahre
EUR EUR EUR EUR EUR
Anleihen 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
Verbindlichkeiten aus Krediten fiir Investitionen, 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
Verbindlichkeiten von verbundenen Unternehmen, Beteiligungen,

Sondervermdogen, 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
Verbindlichkeiten vom 6ffentlichen Bereich, 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
Verbindlichkeiten vom privaten Kreditmarkt, 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
Verbindlichkeiten aus Kassenkrediten, 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

Verbindlichkeiten aus Vorgangen, die Kreditaufnahmen wirtschaftlich
gleichkommen, 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen, 51.067,30 € 51.067,30 € 0,00 € 0,00 € 18.624,04 €
Verb. Prifungsgebihren WfbM 2.511,00 € 2.511,00 € 0,00 € 0,00 € 2.919,84 €
Verb. Kosoz Software 13-15 23.556,30 € 23.556,30 € 0,00 € 0,00 € 15.704,20 €
Verb. Aus Personalkosten 25.000,00 € 25.000,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
Verbindlichkeiten aus Transferleistungen, 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
sonstige Verbindlichkeiten, 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
SUMME 51.067,30 €]  51.067,30 €] 0,00 €] 0,00 €] 18.624,04 €




Koordinierungstelle soziale Hilfen der sh Kreise

Verzeichnis Beamtenverhaltnisse / Arbeitsvertrage geman § 4 Abs. 2 des Errichtungsvertrags KOSOZ - A6R
(Stand 13.01.2016)

Beamtenverhaltnisse, die voraussichtlich durch Versetzung zur AGR tbergehen

Bezeichnung im laufenden HHjahr tatsachliche Besetzung Dienstherr/ Bemerkungen
Anzahl Bewertung Anzahl| Besoldung Arbeitgeber
Geschéftsfiihrer 1 A15 1 A13 RD

Arbeitsvertrage, die voraussichtlich durch einen Betriebstubergang gem. § 613 a BGB zur AGR Ubergehen

Bezeichnung im laufenden HHjahr tatsachliche Besetzung Dienstherr/ Bemerkungen
Anzahl Bewertung Anzahl| Entgelt Arbeitgeber
Fachwirtin fiir Sozia-| 1 E11 1 E11 RD
les und Gesundheit
Dipl.-Betriebs- 1 E 12 1 E1l1 abgeordnet vom) Abordnung
wirtin Zulage E 12 SHLKT befristet bis 31.05.2016
Dipl.-Betriebs- 0,75 E11 0,75 E11 RD
wirtin
Dipl.-Padagoge 1 E11 1 E1l1 abgeordnet vom) Abordnung
Kreis NF befristet bis 31.12.2016
Dipl.-Sozial- 1 E11 1 E 10 abgeordnet vom)| Abordnung
padagogin Zulage S 17 Kreis SL befristet bis 31.12.2016
Pol. Wiss. (M.A.) 1 E11 1 E11 RD
Dipl.-Kaufmann 1 E11 1 E1l1 RD
(FH)
Jurist 1 E11 1 E11 RD

Nachrichtlich:
Beamtenverhaltnisse, die voraussichtlich durch Abordnung zur ASR fortgesetzt werden

Bezeichnung im laufenden HHjahr tatsachliche Besetzung Dienstherr/ Bemerkungen
Anzahl Bewertung Anzahl Besoldung Arbeitgeber
Dipl.-Verwaltungs-| 1 A13 1 A 13 RD
wirt
Dipl.-Verwaltungs-| 1 A13 1 All abgeordnet vom)| Abordnung
wirt Zulage A 12 Kreis NF befristet bis 31.05.2016
Dipl.-Verwaltungs-| 1 A12 1 A 10 abgeordnet vom) zurzeit
wirtin Zulage A 12 Kreis OD Elternzeit
Dipl.-Verwaltungs-| 1 A12 1 All abgeordnet vom)| Abordnung
wirt Zulage A 12 Kreis PLO befristet bis 31.12.2016
Dipl.-Verwaltungs-| 0,75 A12 0,75 All abgeordnet vom)| Abordnung
wirtin Zulage A 12 Kreis PLO | befristet bis 31.12.2016
Dipl.-Verwaltungs-| 1 A12 1 Al2 RD
wirtin
Dipl.-Verwaltungs-| 1 A12 1 A 10 abgeordnet vom)| Abordnung
wirt Zulage A 12 Kreis OD befristet bis 29.02.2016
Dipl.-Verwaltungs-| 0,8 A12 0,8 Al2 RD
wirtin
Dipl.-Verwaltungs-| 1 A12 1 Al2 RD
wirtin

Nachrichtlich:
Weitere Beamtenverhaltnisse, Arbeitsvertrage und vakante Stellen zum 31.12.2015

Bezeichnung im laufenden HHjahr tatsachliche Besetzung Dienstherr/ Bemerkungen
Anzahl Bewertung Anzahl| Bewertung Arbeitgeber
Dipl.-Sozialp&d. 1 A13 1 A1l2 abgeordnet vom) Abordnung
Dipl.-Verw. Zulage A 13 Kreis NF befristet bis 31.05.2016
Dipl.-Sozial- 1 E11 1 E11 Stelle vakant seit
padagoge/in 01.01.2015
Dipl.- 0,5 E 12 0,5 E 12 derzeit
Informatiker/in Sachkostenfinanzierung
Verwaltungs- 0,6 ES8 0,6 ES8 RD Stelle vakant
angestellte vor dem 31.05.2016
Dipl.-Verwaltungs-| 0,6 A12 0,6 All abgeordnet vom|  Stelle vakant zum
wirtin Kreis SL 01.04.2016
Geschéftsstelle 0,5 E6 0,5 E6 RD Stelle vakant zum
Pruf WfbM 01.02.2016

TOP 6.3
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Kreis Rendsburg-Eckernforde Rendsburg, 06.04.2016
Der Landrat

Mitteilungsvorlage Vorlage-Nr: VO/2016/830
Status: offentlich
Datum: 05.04.2016
Federflihrend: Ansprechpartner/in: Fiedler, Nina
FB 3 Jugend und Familie Bearbeiter/in: Wolf, Michael
Mitwirkend: dffentliche Mitteilungsvorlage

Forderrichtlinie zur kommunalen Koordinierung der
Bildungsangebote fiir Neuzugewanderte

Beratungsfolge:

Status Gremium Zustandigkeit

Offentlich Hauptausschuss Kenntnisnahme

Begriindung der Nichtoffentlichkeit:

Sachverhalt:

Die Forderrichtlinie zur kommunalen Koordinierung der Bildungsangebote flr
Neuzugewanderte vom 14.01.2016 soll die Kreise und kreisfreien Stadte bei der
Koordinierung der Bildungsangebote fur Flichtlinge unterstitzen. Geférdert werden
kommunale Koordinatorinnen und Koordinatoren.

Aufgabe der Bildungskoordinatoren wird es sein, die Koordination regionaler
Bildungsangebote flr Flichtlinge zu verbessern mit dem Ziel, nachhaltige Strukturen
zu schaffen.

Die Foérderung umfasst die Personalkosten zu 100% (E10- E11, TvoéD) und
Reisekosten zu Fachtagungen, Schulungen und Workshops bis zu 3500.-€ pro Jahr.
Die Laufzeit der Forderung betragt 2 Jahre ab Bescheid.

Der Kreis Rendsburg-Eckernforde beabsichtigt zum 01.06.2016 im Rahmen der
Richtlinie zur Kommunalen Koordinierung der Bildungsangebote des
Bundesministeriums fir Bildung und Forschung die Forderung fir zwei
Bildungskoordinatoren zu beantragen.

Die Richtlinie ist Teil des BMBF- Malltnhahmenpakets zur Integration von
Fltichtlingen. Der Begriff Bildung beschrankt sich nicht auf Schule, sondern beinhaltet
lebenslanges Lernen von Kita, Sprachférderung, Schule, Ausbildung, Anerkennung
von Abschlissen bis hin zu beruflichen Qualifikationen.

Die Bildungskoordinatoren sollen die Vielzahl der kommunalen ,Bildungsakteure®
vernetzen und die Bedarfe und Angebote aufeinander abstimmen.

Seite: 1/2



TOP 7

Die Forderrichtlinie und die beabsichtigte Beantragung der Forderung fur zwei
Bildungskoordinatorinnen/Bildungskoordinatoren wurden dem Ausschuss flir Schule,
Sport, Kultur und Bildung in der Sitzung am 21.03.2016 vorgestellt und zustimmend
zur Kenntnis genommen.

Wenn dem Antrag des Kreises stattgegeben wird, ist mit einem Beginn der
Forderung ab 01.09. bzw. 01.10.2016 zu rechnen.

Michael Wolf

Seite: 2/2
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Kreis Rendsburg-Eckernforde Rendsburg, 20.04.2016
Der Landrat

Mitteilungsvorlage Vorlage-Nr: VO/2016/846
Status: offentlich
Datum: 20.04.2016
Federflihrend: Ansprechpartner/in: Schmedtje, Martin
FB 1 Zentrale Dienste Bearbeiter/in: Schmedtje, Martin
Mitwirkend: dffentliche Mitteilungsvorlage

Integrationspaket; hier: Beschlussempfehlungen des Sozial- und
Gesundheitsausschusses vom 14.04.2016

Beratungsfolge:
Status Gremium Zustandigkeit

Offentlich Hauptausschuss Kenntnisnahme

1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit: Entfallt

2. Sachverhalt:

Der Sozial- und Gesundheitsausschuss hat sich in seiner Sitzung am 14.04.2016 mit
den vorliegenden Antragen zur Sprachférderung, fur Integrationsprojekte unter dem
Aspekt der Forderung von geflohenen Frauen und der Gleichstellung sowie mit der
Umsetzung des Nationalen Integrationsplanes (NIP) beschaftigt.

Die entsprechenden Auszige aus der Sitzung sind als Anlage beigefugt.

Finanzielle Auswirkungen: Entfallt

Seite: 1/1




TOP 8

Zu (0P 8
Auszug aus der Niederschrift der Sitzung des Sozial- und
Gesundheitsausschusses am 14.04.2016

TOP 5
Gewahrung von Kreiszuschiissen fiir die Sprachférderung von Fliichtlingen

Der Sozial- und Gesundheitsausschuss beschlieRt nach dem Antrag der SPD-
Kreistagsfraktion vom 14.04.2016 folgendes:

Die verbleibenden Restmittel werden im Sozial- und Gesundheitsausschuss
bzw. Hauptausschuss zunachst nicht ausgeschuttet. Die Antragsteller, die die
Erflllung der Kriterien (keine Doppelférderung, Zielgruppe richtig benannt,
Mindeststandard A1) bisher nicht eindeutig nachweisen konnten, werden von
der Verwaltung aufgefordert, dieses bis zur nachsten Sitzung des Sozial- und
Gesundheitsausschusses nachzuholen.

Dann wird der tatséchliche Bedarf festgestellt und ggf. eine Erhéhung der
Gesamtmittel Giber den Nachtragshaushalt beantragt.

Abstimmungsergebnis:
7 Ja-Stimmen

4 Nein-Stimmen

2 Enthaltungen

Dem Antrag wurde zugestimmt.
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Auszug aus der Niederschrift der Sitzung des Sozial- und
Gesundheitsausschusses am 14.04.2016

TOP 3
Umsetzung des Nationalen Integrationsplanes (NIP))

TOP 3.1

Empfehlungen der Arbeitsgruppe zur Erarbeitung eines Vorschlags zur
Umsetzung von Integrationszielen als Grundlage fiir ein kreisweites
Integrationskonzept

Frau Marschke berichtet aus der Arbeitsgruppe und stellt noch einmal das fertige
Konzept mit den grundsatzlichen Zielen, die die Arbeitsgruppe erarbeitet hat, vor.
Frau Marschke weist darauf hin, dass das fertige Konzept als Broschiire inzwischen
allen vorliegen sollte.

Die vorgetragene PowerPointPrdsentation ,Konzeptempfehlungen* wird der
Niederschrift als Anlage beigefiigt.

TOP 3.2 _
Forderantrag der Fraktion Bilindnis 90/Die Griinen zur Erstellung eines
Konzepts zum Umgang mit Migranten

Die Kreistagsfraktion Biindnis 90/Die Griinen andert ihren Antrag wie folgt:

So machen wir ,,DAS" im Kreis Rendsburg-Eckernférde — Integration planbar,
zielgerichtet, partizipativ, verlasslich —

Der Sozial- und Gesundheitsausschuss beschlieBt ein Integrationskonzept auf
der Grundlage der Ergebnisse der AG Integration vom 27.01.2016 erstellen zu
lassen.

Zur Erstellung eines Konzepts zum Umgang mit Migration; in allen
Zustandigkeitsbereichen des Kreises-Rendsburg-Eckernforde, werden
40.000,00 Euro aus Haushaltsmitteln (Integration) zur Verfugung gestellt.

Abstimmungsergebnis:
9 Ja-Stimmen

3 Nein-Stimmen

1 Enthaltung

Dem Antrag wurde zugestimmt
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TOP 3.3
Empfehlungen der Arbeitsgruppe zur Erarbeitung eines Vorschlags zur
Umsetzung von Integrationszielen als Grundlage fiir ein kreisweites
Integrationskonzept:

- Vorlage der SPD-Kreistagsfraktion

Die SPD-Kreistagsfraktion unterstltzt grundsétzlich den Antrag der Fraktion Biindnis
90/Die Griinen zur Erstellung eines Kreiskonzepts zum NIP. Sie schlagt aber vor, die
dafiir erforderlichen Mittel nicht zu Lasten der Integrationsprojekte zu finanzieren,
sondern beantragt deren Finanzierung aus dem Nachtragshaushalt.

Abstimmungsergebnis:
4 Ja-Stimmen

9 Nein-Stimmen

0 Enthaltungen

Der Antrag wurde abgelehnt.

TOP 3.4
Empfehlungen der Arbeitsgruppe zur Erarbeitung eines Vorschlags zur
Umsetzung von Integrationszielen als Grundlage fiir ein kreisweites
Integrationskonzept:

- Antrag der CDU-Kreistagsfraktion

Die CDU-Kreistagsfraktion dndert ihren Antrag wie folgt:

Der Sozial- und Gesundheitsausschuss empfiehlt dem Kreistag folgende Ziele
far die zukiinftige Integration:

a) Die Teilhabe von allen Migrantinnen und Migranten am gesellschaftlichen
Leben zu erleichtern und zu sichern.

b) Den Zugang und die Voraussetzungen fur den Zugang zum allgemeinen
Bildungs- und Arbeitsmarkt zu férdern.

Abstimmungsergebnis:
11 Ja-Stimmen

0 Nein-Stimmen
2 Enthaltungen

Dem Antrag wurde zugestimmt.
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Kreis Rendsburg-Eckernforde Rendsburg, 17.03.2016
Der Landrat

Beschlussvorlage Vorlage-Nr: VO/2016/818
Status: offentlich
Datum: 14.03.2016
Federflhrend: Ansprechpartner/in:  Radant, Uwe
FB 4 Soziales, Arbeit und Gesundheit |Bearbeiter/in: Radant, Uwe
Mitwirkend: offentliche Beschlussvorlage

Gewahrung von Kreiszuschussen fur die Sprachforderung von
Fluchtlingen

Beratungsfolge:

Status Gremium Zustandigkeit
Sozial- und Gesundheitsausschuss Beratung
Hauptausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag:
» fir den Sozial- und Gesundheitsausschuss:
ohne
» fir den Hauptausschuss:
erfolgt nach Beratung im Sozial- und Gesundheitsausschuss

1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit:
Entfallt

2. Sachverhalt:

Im Haushaltsplan 2016 sind Mittel fur die Integration von Flichtlingen eingestellt, von
denen maximal 35.000€ fur die Forderung von Sprachkursen vorgesehen sind. Die
Freigabe der Mittel erfolgt nach Beratung im Sozial-und Gesundheitsausschuss
durch den Hauptausschuss.

Um die Kreismittel bedarfsgerecht verteilen zu konnen, wurde die Verwaltung in der
Sitzung des Sozial- und Gesundheitsausschusses am 11.02.2016 gebeten, alle
kreisangehorigen Kommunen und die Anbieter von Sprachkursen, die zum Zeitpunkt
der Sitzung bereits einen Forderantrag gestellt hatten (VHS Rendsburg und Fleckeby
sowie der Verein Umwelt Technik Soziales e.V.) entsprechend zu unterrichten. Der
Sozial- und Gesundheitsausschuss kam des Weiteren Uberein, in seiner Sitzung am
14.04.2016 Uber die Antrage beraten und dem Hauptausschuss einen Beschlussvor-
schlag unterbreiten zu wollen.

Die kreisangehérigen Kommunen und die VHS Rendsburg und Fleckeby sowie der

Verein Umwelt Technik Soziales e.V wurden am 23.02.2016 schriftlich informiert und
bei Bedarf um Antragstellung bis zum 11.03.2016 gebeten.

Seite: 1/2
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Eingegangen sind 14 Forderantrage mit einer Gesamtsumme von 141.403€ €. Alle
Antragsteller haben bestatigt, dass es sich nur um Sprachkurse fur Flichtlinge
handelt, die keinen anderweitigen Anspruch auf einen Sprachkurs haben.

Eine Ubersicht (iber die gestellten Antrdge sowie die Einzelunterlagen sind als
Anlage beigeflgt.

Finanzielle Auswirkungen:
Ja, 35.000€

Anlage/n:
Antragsubersicht und Einzelantrage

Seite: 2/2



Sprachforderung fir Flichtlinge 2016

Beantragte Anzahl Teil- Gesamt-

Lfd. | Antrags- MaBnahmen- Zuschuss- Stunden ** der nehmer | teilnehmer-
Nr.| datum Antragsteller trager héhe / Kurs Kurse | pro Kurs zahl

1 | 01.03.2016 |Amt Danischer Wohld VHS Gettorf 2.705,00 € 100 1 15 15

2 |02.03.2016 |UTS Eckernforde UTS Eckernforde 37.200,00 € 300 3 10-15 40

3 | 02.03.2016 |Gemeinde Fockbek Amt Fockbek/Hohner Harde 7.500,00 €| 15 pro Wo 3 15 45

4 103.03.2016 |VHS Fleckeby VHS Fleckeby 5.880,00 € 196 1 4 4

5 103.03.2016 |VHS Karby VHS Karby 16.350,00 €| 10/15 pro Wo 2 ca. 18 ca. 36

6 |03.03.2016 |Gemeinde Kronshagen Forde-VHS 14.311,00 € 100 5 14-20 70-100

7 ]04.03.2016 |VHS Rieseby VHS Rieseby 6.150,00 €| 10 pro Wo 1 ca. 8-10 ca 8-10

8 |07.03.2016 |Gemeinde Damp VHS Damp 3.336,00 € 6 pro Wo 1 ca. 10 ca. 10

9 |08.03.2016 |VHS-Nortorfer Ring VHS Nortorfer Ring 7.020,00 € 468 3 6-15 25

10 | 08.03.2016 [Amt Schlei-Ostsee Amt Schlei-Ostsee 12.600,00 € 105 2 8-15 16-30
11 | 09.03.2016 |VHS Hohenwestedt Gemeinde Hohenwestedt 3.751,00 € 100 1 15 15

12 | 10.03.2016 |Gemeinde Altenholz Freundeskreis Asyl Altenh. 5.000,00 €| fortlaufendes Projekt 1-5 30

13 | 10.03.2016 |VHS Rendsburg VHS Rendsburg 18.600,00 € 200 2 15 30
14 | 11.03.2016 |Freundeskreis Fluchtl. Flintbek Freundeskreis Fliichtl. Flintb. 1.000,00 € 120 2 4-5 9

Summe: 141.403,00 €

** Unterrichtseinheit (UE) = 45 Minuten

Sprachférderung 2016




Abs.  Amt Danischer Wohld
Svantje Gnutzmann
Karl Kolbe Platz 1
24214 Gettorf

TOP 8.1

Datum: 01.03.2016

Antrag auf Gewédhrung eines Kreiszuschusses fiir die Durchfliihrung von
Sprachkursen fiir Fliichtlinge, die keinen anderweitigen Anspruch auf einen

Sprachkurs haben

Antragsteller

Amt Danischer Wohld
Svantje Gnutzmann
Karl-Kolbe-Platz 1

24214 Gettorf
MaRnahmentrager Vhs Gettorf

Kirchhofsallee 30

24214 Gettorf
Anerkannter Sprachkurstriger X Ja O Nein

Inhaltliche Beschreibung der
MaRnahme

- Ermittlung Sprachniveau

- U.U. Alphabetisierung

- Sprache und Schrift vermitteln

- Praxisorientiert durch
Exkursionen: z.B. Bank,
Bahnhof, Biicherei, Supermarkt,
Tierpark, Kochen

Zielgruppe

Zugewiesene Asylbewerber mit
Aufenthaltsgestattung/Biima ohne
Anspruch auf Sprachkurse, die nicht
mehr schulpflichtig sind.

Angaben zur Qualifizierung der
durchfiihrenden (Lehr-)Kréfte

Ehemalige Lehrkréafte fiir
Fremdsprachen, ehemalige Dozenten
der Uni/FH Kiel

Anzahl der geplanten Kurse

1

Geplanter Durchfiihrungszeitraum

Ab April/Mai 2016

Stundenumfang/Kurs 100 Stunden/Kurs
Teilnehmerzahl/Kurs 15/Kurs
Gesamtteilnehmerzahl 15

Kosten pro Teilnehmer und Stunde 1,80 €

Beantragte Zuschusshéhe in € 2.705,00 €

Bemerkungen:

Bestitigt wird, dass es sich um die Durchfiithrung von Sprachkursen nur fiir Fliichtlinge

Nrandohidie-keinen arndetweitigen Anspruch auf einen Sprachkurs haben

-Der Amtsdirgic
Kreiz REjggbun

j i
POSIACE it e a2 1 2 waesioft
U?E‘;@B CHAftS  o1-200
Telefax 04346 / 91-254
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Abs. Datum __02.Méarz 2016
_Umwelt Technik Soziales e.V. '

_Kieler Str. 35

24340 Eckernférde

Antrag auf Gewéahrung eines Kreiszuschusses fiir die Durchfiihrung von
Sprachkursen fiir Fliichtlinge, die keinen anderweitigen Anspruch auf einen
Sprachkurs haben

Antragsteller Umwelt Technik Soziales e.V.
Kieler Str. 35

24340 Eckernférde

T 04351 - 72 60 55

Lutz Oetker

mail carpediem@utsev.de
MaBnahmentrager Umwelt Technik Soziales e.V.

Kieler Str. 35

24340 Eckernférde
Anerkannter Sprachkurstrager X Ja O Nein
Inhaltliche Beschreibung der Sprachférderung fiir Fliichtlinge
MaRnahme Deutsch als Zweitsprache (DaZ).

Der Unterricht erfolgt analog zu den
Integrationskurse des Bundesamtes
flir Migration und Fliichtlinge
Deutschunterricht fiir Fliichtlinge als
Basissprachkurs sowie
Alphabetisierung.

Ziel ist, dass Fliichtlinge einen A1-
Sprachtest absolvieren und
erfolgreich bestehen.

Der Spracherwerb im Bereich A ist die
elementare Sprachanwendung gem.
des gemeinsamen Européischen
Referenzrahmens GER.

Fliichtlinge absolvieren vor Beginn
einen Einstufungstest, damit wird
festgestellt, ob sie schon etwas
Deutsch sprechen kénnen, somit wird
das richtige Eingangsniveau gewihit.

Zielgruppe Flichtlinge mit Ankunftsnachweis
(BUMA), Aufenthaltsgestattung und
Duldung, fiir die es keine
Sprachkursférderung durch das
Bundesamt fiir Migration und
Fliichtlinge gibt. Ausgenommen sind
auch Schiilerinnen und Schiiler der
Berufsschulen, die in DaZ-Klassen
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Deutsch lernen.

Angaben zur Qualifizierung der
durchfiihrenden (Lehr-)Krifte

Zugelassene Lehrkrafte durch das
Bundesamt fiir Migration und
Fliichtlinge.

Anzahl der geplanten Kurse

3
aufgegliedert in:
1 x Alpha-Kurs

2 x Basiskurs A1

Geplanter Durchfiihrungszeitraum

01.04.2016— 30.11. 2016
(nach Bewilligung)

Stundenumfang/Kurs

300 UE

Teilnehmerzahl/Kurs

10 / Alphakurs
15 /| Basiskurs

Gesamtteilnehmerzahl 40

Kosten pro Teilnehmer und Stunde 3,10 €
Beantragte Zuschusshdhe in € 37.200,00 €
Bemerkungen: Kursstandorte:

Angebot Alphakurs in Rendsburg
Angebot Basiskurs Rendsburg und
Eckernférde

Bestitigt wird, dass es sich um die Durchfiihrung von Sprachkursen nur fiir Filichtlinge

ha% ke@eWeiﬁgen Anspruch auf einen Sprachkurs haben
LT »‘é - 9@

fsChrift ' ~~
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Abs. ) Datum 02. Marz 2016 /.
Gemeinde Fockbek fiir die Amter 3

Fockbek und Hohner Harde

Antrag auf Gewédhrung eines Kreiszuschusses fiir die Durchfiihrung von
Sprachkursen fiir Fliichtlinge, die keinen anderweitigen Anspruch auf einen
Sprachkurs haben

Antragsteller Gemeinde Fockbek fiir die Amter
Fockbek und Hohner Harde

MaBnahmentrager Amt Fockbek und
Amt Hohner Harde

Anerkannter Sprachkurstriger XJa O Nein
Inhaltliche Beschreibung der Deutsch-Sprachkurse fiir Fliichtlinge
MaRnahme die keinen anderweitigen Anspruch

auf einen Sprachkurs haben

Zielgruppe Zugewiesene Flichtlinge im
Asylverfahren, die noch keinen
Sprachkurs besucht haben

Angaben zur Qualifizierung der Institut fiir Bildung und Dienstleistung
durchfliihrenden (Lehr-)Krafte Rendsburg mit erfahrenen Lehrkriften
Anzahl der geplanten Kurse 3
Geplanter Durchfiihrungszeitraum April bis September 2016
Stundenumfang/Kurs 3 Stunden téglich
Teilnehmerzahl/Kurs 15 Personen pro Kurs
Gesamtteilnehmerzahl 45 Personen
Kosten pro Teilnehmer und Stunde 167,00 € pro Teilnehmer

2.500,00 € pro Kurs
Beantragte Zuschusshéhe in € 7.500,00
Bemerkungen:

Bestitigt wird, dass es sich um die Durchfiihrung von Sprachkursen nur fiir Fliichtlinge

handelt, die keinen rweitigen Anspruch auf einen Sprachkurs haben
eméinde £o K \f i

Der Blrgermgst

Unterschrift



Kommunale VOLI(SI{OC]ISC]{ULE der Gemeinden

Fleckeby, Glby, Hummelfeld und Kosel im Schulverband Fleckeby

Leiter J. Schwarzer, TEL/FAX: 04354 996020 / -21 @ MOB; 0172 2118417
Email: info@vhs-fleckeby.de & Homepage: www.vhs-fleckeby.de

Datum 03. MAR. 2016

Antrag auf Gewdhrung eines Kreiszuschusses fiir die Durchfiihrung von Sprach-
kursen fiir Fliichtlinge, die keinen anderweitigen Anspruch auf einen Sprachkurs
haben

Antragsteller Siehe Absender

Mafinahmentriger 0.g. Gemeinden in Zusammenarbeit mit dem Amt Schlei-
Ostsee

Anerkannter Sprachkurstrager Ja

Inhaltliche Beschreibung der Einstiegskurs in die deutsche Sprache mit Ziel Al, gege-

MaRnahme benenfalls Alphabetisierung.

Zielgruppe Fliichtlinge

Angaben zur Qualifizierung a) Zwei Deutschlehrerinnen (eine mit BAMF Zusatzzer-

?f;hcit;r:g#:renden tifizierung nach § 15 Absatz 2 IntV).

b) Freiberuflicher Dozent mit Grundqualifikation zum
Vhs-Kursleiter des LV-Vhs-NRW.

c) Heilpddagogin mit 17 Jahren Lehrtdtigkeit an Schles-
wiger Schulen,

Anzahl der geplanten Kurse Fortlaufend wihrend der allgemeinen Schulzeiten.

Geplanter Durchfiihrungszeit- Schuljahr 2016 und folgende Jahre

raum

Stundenumfang/Kurs Montags bis freitags jeweils zwei VHS-Unterrichtsein-
heiten (1 UE 45') entsprechend 1,5 h/d

Teilnehmerzahl/Kurs Vier Afghanen

Gesamtteilnehmerzahl vier

Kosten pro Teilnehmer und 5,00 EUR

Stunde

Beantragte Zuschusshdhe 5.880,00 EUR

in€

Bemerkungen: Fiinf mal Unterricht pro Woche entspricht 196 Unter-

richtstagen im Schuljahr 2016.
1,5 h/d entsprechen 294 Unterrichtsstunden pro Jahr.

Bestétigt wird, dass es sich um die Durchfiihrung von Sprachkursen nur fiir Fliichtlinge
handelt, die keinen anderweitigen Anspruch auf einen Sprachkurs haben

CHSCHULE
|90 einden

Fleckeby, {bUby, Humma-_ifeid und Kosel
im Qtnhulverband Fleckeby

E-Mail: info@vhs-fleckeby.de

Homepage: www.vhs-fleckeby.de

Kommu



Abs.: VHS Karby 6
Sidhang 7
24398 Karby

/ﬁQ.é?}.,/é
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03.03.16

Antrag auf Gewihrung eines Kreiszuschusses fiir die Durchfiihrung von
Sprachkursen fiir Fliichtlinge, die keinen anderweitigen Anspruch auf einen

Sprachkurs haben

Antragsteller

VHS Karby in Kooperation mit dem Amt Schlei-
Ostsee

MaRnahmentrager

VHS Karby

Anerkannter Sprachkurstrager

x Ja O Nein

Inhaltliche Beschreibung der
MaRnahme

Einstiegskurse in die Deutsche Sprache mit dem
Ziel A1
Bei Bedarf mit Alphabetisierung

Zielgruppe

Asylbewerber in dezentralen Unterkiinften

Angaben zur Qualifizierung der
durchfiihrenden (Lehr-)Kréfte

10 Jahre Unterrichtserfahrung im Bereich
Deutsch als Fremdsprache

Anzahl der geplanten Kurse

2

Geplanter Durchfiihrungszeitraum

Fortlaufend ab 11.07.2016, Einstieg jederzeit
méglich (bis dahin ist der Unterricht finanziert)

Stundenumfang/Kurs 10 bzw. 15 UE pro Woche
Teilnehmerzahl/Kurs Ca. 18
Gesamtteilnehmerzahl Ca. 36

Kosten pro Teilnehmer und Stunde

Ca. 2,00 (bei weniger TN bis 2,50)

Beantragte Zuschusshéhe in €

16.350,- €

Bemerkungen:

Wir gehen davon aus, dass im Laufe des Jahres
die Zahl der zu versorgenden Asylbewerber mind.
Genauso groR wie im Vorjahr bleiben wird. Auch
bei Asylbewerbern, die einen Antrag auf
Zulassung zum Integrationskurs stellen kénnen,
gehen wir wegen der Dauer der Bearbeitung und
gof. Wartezeiten bei den Integrationskursen
davon aus, dass auch diese vorher 3 bis 6
Monate versorgt werden mussen. Besonders im
landlichen Raum halten wir es fiir essentiell auch
Kurse mit relativ geringen Teilnehmerzahlen
durchzufihren um eine Wohnortnahe Versorgung
zu gewahrleisten, um so insbesondere die
Integration in das Wohnumfeld / Dorf zu
unterstitzen.

”4::_’__‘._-——_ A i
EoE)

dass es sich um die Durchfiihrung von Sprachkursen nur fiir Fliichtlinge
einen anderweitigen Anspruch auf einen Sprachkurs haben
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Jqucgg A

Abs. Datum _03.03.2016 F e

Gemeinde Kronshagen é

Antrag auf Gewéahrung eines Kreiszuschusses fiir die Durchfiihrung von
Sprachkursen fiir Fliichtlinge, die keinen anderweitigen Anspruch auf einen
Sprachkurs haben

Antragsteller Gemeinde Kronshagen
Der Biirgermeister
Kopperpahler Allee 5
24119 Kronshagen

MaBnahmentrager Foérde-vhs

Anerkannter Sprachkurstrager X Ja O Nein
Inhaltliche Beschreibung der Sprachliche Erstvermittiung des
MaBnahme Grundwortschatzes und hierdurch

Hilfe bei der Orientierung in der neuen
Umgebung entsprechend der Niveau-
stufe A des Europédischen Referenz-
rahmens fiir Sprachen (GER), das
Curriculum folgt der Klassifizierung
und dem Aufbau der Integrations-
kurse (Lehrbuch: Schritte plus Bd. 1
und Bd. 2 (Hueber), sieche Anlage 2

Zielgruppe Neuankommende Fliichtlinge bis zur
Erlangung einer Aufenthalts-
gestattung

Angaben zur Qualifizierung der qualifizierte erfahrene Lehrkrifte der

durchfiihrenden (Lehr-)Krafte Forde-vhs fiir klassifizierte

Deutschkurse (DaZ), siehe Anlage 2

Anzahl der geplanten Kurse 5

Geplanter Durchfiihrungszeitraum 18.02. - 23.05.16, 02.05. - 13.07.16,
18.07. - 22.09.16, 05.09. - 18.11.16
21.11.16 - 18.02.17

Stundenumfang/Kurs 100 UE a 45 Minuten
Teilnehmerzahl/Kurs 14 - 20
Gesamtteilnehmerzahl 70 -100

Kosten pro Teilnehmer und Stunde 2,24 €

Beantragte Zuschusshohe in € 14.311,00 €
Bemerkungen: Im Detail wird auf Anlage 2 und 3
verwiesen.

Bestitigt wird, dass es sich um die Durchfiihrung von Sprachkursen nur fiir Fliichtlinge
handelt, die keinen anderweitigen Anspruch auf einen Sprachkurs haben

Unterschrift DERBURGERME




AbS'Volkshochschule Rieseby e.V.

24354 Rieseby
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b

7’7 Datum 9 3 Za‘?/é
G202/ '

*i

Antrag auf Gewéahrung eines Kreiszuschusses fiir die Durchfiihrung von
Sprachkursen fiir Fliichtlinge, die keinen anderweitigen Anspruch auf einen

Sprachkurs haben

Antragsteller

VHS Rieseby e.V.in Kooperation mit dem Amt
Schlei-Ostsee

MaBnahmentrager

VHS Rieseby e.V.

Anerkannter Sprachkurstriager

X Ja O Nein

Inhaltliche Beschreibung der
MaBnahme

Einstiegskurse in die Deutsche Sprache mit dem
Ziel A1
Bei Bedarf mit Aiphabetisierung

Zielgruppe

Asylbewerber in dezentralen Unterkiinften

Angaben zur Qualifizierung der
durchfiihrenden (Lehr-)Kréifte

10 Jahre Unterrichtserfahrung im Bereich
Erwachsenenbildung / Sprache,

5 Jahre Unterrichtserfahrung Deutsch als
Fremdsprache (DaF)

Gelernte Dolmetscherin mit Weiterbildung DaF

Anzahl der geplanten Kurse

1

Geplanter Durchfiihrungszeitraum

Fortlaufend ab 17.05.2016, Einstieg jederzeit
maoglich (bis dahin ist der Unterricht finanziert)

Stundenumfang/Kurs 10 UE pro Woche
Teilnehmerzahl/Kurs Ca. 8-10
Gesamtteilnehmerzahl Ca. 8-10
Kosten pro Teilnehmer und Stunde | Ca. 3,20
Beantragte Zuschusshoéhe in € 6.150,- €

Bemerkungen:

Wir gehen davon aus, dass im Laufe des Jahres
die Zahl der zu versorgenden Asylbewerber mind.
Genauso grof} wie im Vorjahr bleiben wird. Auch
bei Asylbewerbern, die einen Antrag auf
Zulassung zum Integrationskurs stellen kénnen,
gehen wir wegen der Dauer der Bearbeitung und
ggf. Wartezeiten bei den Integrationskursen
davon aus, dass auch diese vorher 3 bis 6
Monate versorgt werden missen. Besonders im
landlichen Raum halten wir es fiir essentiell auch
Kurse mit relativ geringen Teilnehmerzahlen
durchzuftihren um eine Wohnortnahe Versorgung
zu gewabhrleisten, um so insbesondere die
Integration in das Wohnumfeld / Dorf zu
unterstitzen.

Besté'tigt; wird, dags es sich um die Durchfiihrung von Sprachkursen nur fiir Fliichtlinge
handelt, fﬁ einen pnderweitigen Anspruch auf einen Sprachkurs haben

AUk

Unterschrift




Abs. é,,,, '

Gemeinde Damp 039 “;;rza 2006
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Datum, 07.03.2016

Antrag auf Gewidhrung eines Kreiszuschusses fiir die Durchfiihrung von
Sprachkursen fiir Fliichtlinge, die keinen anderweitigen Anspruch auf einen

Sprachkurs haben

Antragsteller

Gemeinde Damp

MaRnahmentrager

VHS Damp

Anerkannter Sprachkurstrager

X Ja O Nein

Inhaltliche Beschreibung der
MaBnahme

Einstiegskurse in die deutsche
Sprache

Zielgruppe

Asylbewerber in dezentralen
Unterkiinften

Angaben zur Qualifizierung der
durchfiihrenden (Lehr-)Krafte

Grundschullehrerin im Ruhestand,
Weiterbildung Deutsch als
Fremdsprache vorhanden

Anzahl der geplanten Kurse

1

Geplanter Durchfiihrungszeitraum

Fortlaufend ab Januar 2016

Stundenumfang/Kurs 6 UE pro Woche
Teilnehmerzahl/Kurs Ca. 10
Gesamtteilnehmerzahl Ca. 10

Kosten pro Teilnehmer und Stunde

Ca. 1,30 € pro UE

Beantragte Zuschusshohe in €

3336,- €

Bemerkungen:

Besonders im landlichen Raum halten
wir es fur essentiell auch Kurse mit
relativ geringen Teilnehmerzahlen
durchzuflihren um eine Wohnortnahe
Versorgung zu gewahrleisten, um so
insbesondere die Integration in das
Wohnumfeld / Dorf zu unterstitzen.

Bestétigt wird, dass es sich um die Durchfiihrung von Sprachkursen nur fiir Fliichtlinge
handelt, die keinen anderweitigen Anspruch auf einen Sprachkurs haben

i ;
| 24351 Damp
. Tel. 04352/ 2849




Jolkshochschule
Nortorfer Ring e.V.
Abs. Jahnstr. 6 - Tel. 04392/4108

24589 Nortorf

09 Marz 2016

Antrag auf Gewahrung eines Kreiszuschusses fiir die Durchfiihrung von
Sprachkursen fiir Fliichtlinge, die keinen anderweitigen Anspruch auf einen

Sprachkurs haben

Antragsteller

VHS-Nortorfer Ring e.V.

MaBnahmentriager

VHS-Nortorfer Ring e.V.

Anerkannter Sprachkurstriger

X Ja O Nein

Inhaltliche Beschreibung der
MaRnahme

Unterricht in

s,Deutsch als Fremdsprache*
innerhalb der Niveaustufen A1 und A2
des Europdischen Referenzrahmens

Zielgruppe

Fliichtlinge, die keinen anderweitigen
Anspruch auf einen Sprachkurs
haben.

Angaben zur Qualifizierung der
durchfiihrenden (Lehr-)Kréfte

Studium Germanistik, lange
Unterrichtserfahrung in
»Deutsch als Fremdsprache

Anzahl der geplanten Kurse

drei

Geplanter Durchfiihrungszeitraum

23.05.2016 — 07.04.2017

Stundenumfang/Kurs

468 UE

Teilnehmerzahl/Kurs

6 — 15 Teilnehmer

Gesamtteilnehmerzahl

Wenn jeder TN nur einmal gezahlt
wird beim Durchlauf auch mehrerer
Kurse: 25 Teilnehmer

Kosten pro Teilnehmer und Stunde

16 €/ UE | Honorar Lehirkraft

Beantragte Zuschusshohe in €

7020 €

Bemerkungen:

Berechnungen kénnen nur
Schatzwerte sein, weil nicht bekannt
ist, wie schnell andere Férdergelder
greifen und wie viele Fliichtlinge zu
erwarten sind.

Bestétigt wird, dass es sich um die Durchfiihrung von Sprachkursen nur fir Fliichtlinge
handelt, die keinen anderweitigen Anspruch auf einen Sprachkurs haben

M - %%‘@&““Q\}W\

Unterschrit  VOIKShOChSCliuio

Nortorfer Ring e.V.
Jahnstr. 6 « Tel. 04392/410¢
24589 Nortorf
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Kreis

. Rendsburg-Eckernférde

Abs.

Amt Schlei Ostsee
Ordnung und Soziales
Bettina Kruse

Auf der Hohe 16 { }’“R,"ﬁ":{:}‘

24351 Damp i rereeeann - i

' Datum 08.03.2016

G 09.MRZ2015

i
E
§
!
:
|

Antrag auf Gewdhrung eines Kreiszuschusses fiir die Durchfiihrung von
Sprachkursen fiir Fliichtlinge, die keinen anderweitigen Anspruch auf einen
Sprachkurs haben

Antragsteller Amt Schlei-Ostsee

MaRnahmentriger Amt Schlei-Ostsee

Anerkannter Sprachkurstrager o Ja x Nein

Inhaltliche Beschreibung der Offener Einstiegskurs in die Deutsche Sprache mit
MaRnahme dem Ziel A, bei Bedarf mit Alphabetisierung
Zielgruppe Asylbewerber in dezentralen Unterkiinften
Angaben zur Qualifizierung der Studienabschluss Deutsch als Fremdsprache,
durchfiihrenden (Lehr-)Kréfte Zulassung vom BAMF fir Integrationskurse und

Alphabetisierungskurse

Anzahl der geplanten Kurse Z
Geplanter Durchfiihrungszeitraum Kurs 1 fortlaufend seit Januar 2016
Kurs 2 ab August 2016
Stundenumfang/Kurs 10 UE pro Woche (jeweils 21 Wochen = 210 UE)
Teilnehmerzahl/Kurs Ca. 8-15
Gesamtteilnehmerzahl Ca. 16-30
Kosten pro Teilnehmer und Stunde Ca. 2,00
Beantragte Zuschusshoéhe in € 12.600,- €
Bemerkungen: Wir gehen davon aus, dass im Laufe des Jahres die

Zahl der zu versorgenden Asylbewerber mind.
Genauso grol} wie im Vorjahr bleiben wird. Auch bei
Asylbewerbern, die einen Antrag auf Zulassung zum
Integrationskurs stellen kénnen, gehen wir wegen der
Dauer der Bearbeitung und ggf. Wartezeiten bei den
Integrationskursen davon aus, dass auch diese vorher
3 bis 6 Monate versorgt werden missen. Besonders
im landlichen Raum halten wir es fiir essentiell auch
Kurse mit relativ geringen Teilnehmerzahlen
durchzufilhren um eine Wohnortnahe Versorgung zu
gewahrleisten, um so insbesondere die Integration in
das Wohnumfeld / Dorf zu unterstiitzen.

Bestitigt wird, dass es sich um die Durchfiihrung von Sprachkursen nur fiir
Fliichtlinge handelt, die keinen anderweitigen Anspruch auf einen Sprachkurs haben

A D Quse

Unterschrift
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Antrag auf Gewéhrung eines Kreiszuschusses fiir
ge, die keinen anderweitigen Anspruch auf einen

Sprachkursen fiir Fliichtlin
Sprachkurs haben
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Inhaltliche Beschreibung der
MaBnahme
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| Anzahl der geplanten Kurse
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Geplanter Durchfiihrungszeitraum

ab Jaa; Los6 Agey, Jae%juu

der 0(5([,‘_]}(;‘ !’t:lﬂa J’!_AFF-[(QI:(
! Stundenumfang/Kurs 00 (i
Teilnehmerzahi/Kurs Ple

o
Gesamtteilnehmerzahl

15

|
} Kosten pro Teilnehmer und Stunde

Beantragte Zuschusshéhe in €

$.3%41,00 €

Bemerkungen:

~. A‘l«faﬁe_

Bestétigt wird, dass es sich um die Durchtiihrung von Sprachkursen nur fiir Fliichtlinge
handelt, die keinen anderweitigen Anspruch auf einen Sprachkurs haben

Auft le) o@mﬁxx&

L]nters\l:h rift
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Die VHS Hohenwestedt

fihrt STAFF-Kurse im Auftrage des Landes Schleswig-Holstein vor Ort durch (bis Juni 2016
bhisher 4 Kurse),

darf die Willkommenskurse der Bundesagentur fir Arbeit durchfiihren,

kann in Zusammenarbeit mit der VHS Rendsburger Ring als deren registrierte AulRenstelle bei
Bedarf in Hohenwestedt Integrationskurse durchfiihren



Abs.
Gemeinde Altenholz

TOP 8.1

T

Datum: 10.03.16 C/%

Antrag auf Gewdhrung eines Kreiszuschusses fiir die Durchfiihrung von Sprachkursen
fiir Fliichtlinge, die ohne anderweitigen Anspruch auf einen Sprachkurs

Antragsteller

Gemeinde Altenholz

MaBnahmentrager Freundeskreis Asyl Altenholz in Kooperation mit der
Fachgruppe Spracharbeit/Sprachlehrer

Anerkannter D Ja <] Nein

Sprachkurstréager

Inhaltliche Niedrigschwelliges differenziertes Sprachangebot fiir ein sehr

Beschreibung der heterogenes Klientel (Analphabeten, Kinder,

MaBnahme Hochschulabsolventen) zur Férderung des Spracherwerbs
und Teilhabe. Unter zu Hilfenahme von technisch unterstiitzen
Lernmethoden wie mobile Gerate und Sprachlernsoftware wird
der Sprachunterricht ergénzt und der Spracherwerb individuell
und bedarfsorientiert gestaltet.

Zielgruppe Asylsuchende mit Aufenthaltsgestattung, Duldung sowie

Flachtlinge, die ohne Anspruch auf andere Sprachkurse

Angaben zur
Qualifizierung der
durchfiihrenden (Lehr-
)Kréfte

Der Unterricht ist Teil der bestehenden ehrenamtlichen
Integrationsstruktur. Es handelt sich Uberwiegend um
Padagogen im Ruhestand (insgesamt 20 Lehrerlnnen), die
sich in Kooperation mit anderen Initiativen insbesondere
»oenioren lernen online” auf die Arbeit mit Lernsoftware und
Tablets vorbereiten

Anzahl der geplanten
Kurse

Fortlaufende Arbeit bis zum Niveau B1 des GER

Geplanter Fortlaufend
Durchfiihrungszeitraum
Stundenumfang/Kurs Fortlaufend i.d.R.: Di, Mi, Fr 09:30 Uhr — 11:00,

Kinderbetreuung ist gegeben, Nachmittagsangebot in Planung

Teilnehmerzahl/Kurs

Mehrere Kleingruppen max. 1 - 5 Personen

Gesamtteilnehmerzahl

Pro Einheit max. 30

Kosten pro Teilnehmer
und Stunde

Materialkosten Erstausstattung mit Tablet- PCs, Gebduihr fur
Onlinekurs, ggf. mobiler WLAN-Stick, keine Kosten durch die
Unterrichtenden (Ehrenamt)

Beantragte 5000€
Zuschusshéhe in €
Bemerkungen: Es handelt sich nicht im eine klassische Kursstruktur,sondern

und um ein fortlaufendes innovatives Projekt im Rahmen eines
modernen, individualisierten Sprachunterrichts.

Der bisherige Sprachkurs lauft seit 1,5 Jahren erfolgreich und
soll mit der technischen Erweiterung und Verknupfung mit
anderen Kursen auf eine héhere Ebene der Integration und
sprachlichen Férderung gehoben werden.

Bestitigt wird, dass es sich um die Durchfiihrung von Sprachkursen nur fiir Fliichtlinge

handelt, die keinen anderweitigen Anspruch auf einen Sprachkurs haben

/-14', %‘/ _}/4/
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Abs. Datum 10.03.2016

Volkshochschule Rendsburger Ring e.V
Arsenalstr. 2-10
24768 Rendsburg
Antrag auf Gewahrung eines Kreiszuschusses fiir die Durchfiihrung von
Sprachkursen fiir Fliichtlinge, die keinen anderweitigen Anspruch auf einen
Sprachkurs haben

Antragsteller VHS Rendsburger Ring e.V.,
Arsenalstr. 2-10, 24768 Rendsburg

MaBnahmentrager VHS Rendsburger Ring e.V.,
Arsenalstr. 2-10, 24768 Rendsburg

Anerkannter Sprachkurstriager X Ja O Nein

Inhaltliche Beschreibung der Sprachkurs Deutsch als Zweitsprache

MaBnahme (DaZ) fir nicht forderfahige
Flichtlinge auf dem Niveau A 1
(Anfanger)

Zielgruppe Flichtlinge, die nicht liber das

Bundesamt fiir Migration und
Fliichtlinge gefordert werden kénnen

Angaben zur Qualifizierung der Alle eingesetzten Lehrkréfte sind vom
durchfiihrenden (Lehr-)Krifte Bundesamt fiir Migration und
Flichtlinge zertifiziert

Anzahl der geplanten Kurse 2

Geplanter Durchfiihrungszeitraum Sofort, die Warteliste ist lang (zur Zeit
uber 50 Personen)

Stundenumfang/Kurs 200 Unterrichtseinheiten(UE)

Teilnehmerzahl/Kurs 15TN

Gesamtteilnehmerzahl 30 TN

Kosten pro Teilnehmer und Stunde 3,10 €

Beantragte Zuschusshdhe in € 18.600 €

Bemerkungen: Ansprechpartner: Rainer Nordmann,
Tel.: 04331/2088-20, nordmann@vhs-

B rendsburg.de

Bestétigt wird, dass es sich um die Durchfiihrung von Sprachkursen nur fiir Fliichtlinge
handelt, die keinen ande, eitigen Anspruch auf einen Sprachkurs haben

( | fﬂ
l//(%i{m,of‘ U/ W///u,f,u\

Unterschrift VIS Pandsh

Tel. 0433 30 Fux 20 85 30
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Datum’ 11.03.2016

Abs. Anette Ebert (Mitglied im Freundeskreis Fliichtlinge Flintbek

Réthsoll 4
24220 Flintbek

Antrag auf Gewahrung eines Kreiszuschusses fiir die Durchfiihrung von
Sprachkursen fiir Fliichtlinge, die keinen anderweitigen Anspruch auf einen

Sprachkurs haben :

Antragsteller

| Freundeskreis Fliichtiinge Flintbek

Maflnahmentriager

Freundeskreis Fliichtlinge Flintbek

Anerkannter Sprachkurstriger

0O Ja X Nein

Inhaltliche Beschreibung der
MaRnahme

l

es finden verschiedene Mainahmen
ehrenamtlich statt (unterschiedliche
Stundenzahlen, unterschiedliche GroRke)

Zielgruppe

Fluchtlinge aus Afghanistan, Serbien,
Tschetschenien, Aserbaidschan,
Somalia, Kosovo, Albanien

Angaben zur Qualifizierung der
| durchfiihrenden (Lehr-)Krafte

zumeist (Deutsch-)Lehfer im Ruhestand

Anzahl der geplanten Kurse 2-7?
Geplanter Durchfiihrungszeitraum Kurs 1: findet bereits statt, solange
_ notwendig
Kurs 2:
Stundenumfang/Kurs Kurs 1: 4 Stunden/ Woche
Kurs 2: 120 Stunden
Teilnehmerzahl/Kurs Kurs 1: §
Kurs 2: 4
Gesamtteilnehmerzahl 9-?
Kosten pro Teilnehmer und Stunde -
Beantragte Zuschusshdéhe in € 1000 €

@ﬁerkung&n:

siehe Anmerkungen 2. Seite

Bestitigt wird, dass es sich um die Durchfiihrung von Sprachkursen nur fiir Fliichtiinge
handelt, die keinen anderweitigen Anspruch auf einen Sprachkurs haben

ottt 1 Oi,'“;:“
Unterschrift
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Kreis Rendsburg-Eckernforde Rendsburg, 06.04.2016
Der Landrat

Mitteilungsvorlage Vorlage-Nr: VO/2016/818-001
Status: offentlich
Datum: 06.04.2016
Federfihrend: Ansprechpartner/in: Radant, Uwe
FB 4 Soziales, Arbeit und Bearbeiter/in: Schliszio, Katrin
Gesundheit
Mitwirkend: . . P
offentliche Mitteilungsvorlage

Gewahrung von Kreiszuschussen fur die Sprachforderung von
Fluchtlingen

Beratungsfolge:

Status Gremium Zustandigkeit
foentlich Sozial- und Gesundheitsausschuss Beratung
Offentlich Hauptausschuss Entscheidung

1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit: Entfallt

2. Sachverhalt:

Im Nachgang zu der Einladung vom 24.03.2016 zu der Sitzung des Sozial- und
Gesundheitsausschusses am 14.04.2016 ubersende ich Ihnen in Abstimmung mit
dem Ausschussvorsitzenden zum Tagesordnungspunkt 5 zwei weitere Antrage,
verbunden mit dem Hinweis, dass der Hauptausschuss in seiner Sitzung am
17.03.2016 einem gemeinsamen Antrag der Kreistagsfraktionen von CDU und SPD
folgend beschlossen hat, die von der VHS Rendsburg und dem Verein UTS,
Eckernférde, angebotenen Sprachkurse jeweils bis zu einem Betrag in Hohe von
12.400€ zu bezuschussen.

Tauschen Sie die lhnen mit der Einladung zur Sitzung zugegangene
Antragsubersicht bitte gegen die anliegende Fassung (Stand: 31.03.2016) aus.

Finanzielle Auswirkungen: Entfallt

Anlage/n: Funf

Seite: 1/1



31.03.2016

Sprachforderung fir Fluchtlinge 2016

Bewilligter
Beantragte Anzahl Teil- Gesamt- é:ii::‘:;gem'
Lfd. | Antrags- MaRnahmen- Zuschuss- Stunden ** der nehmer | teilnehmer- | |, otausschuss
Nr. datum Antragsteller trager héhe / Kurs Kurse | pro Kurs zahl 17.03.2016
1 | 01.03.2016 |Amt Danischer Wohld VHS Gettorf 2.705,00 € 100 1 15 15
2 | 02.03.2016 [UTS Eckernférde UTS Eckernforde 37.200,00 € 300 3 10-15 40 12.400,00 €
3 ] 02.03.2016 |Gemeinde Fockbek Amt Fockbek/Hohner Harde 7.500,00 €] 15 pro Wo 3 15 45
4 | 03.03.2016 |VHS Fleckeby VHS Fleckeby 5.880,00 € 196 1 4 4
5 [03.03.2016 |VHS Karby VHS Karby 16.350,00 €| 10/15 pro Wo 2 ca. 18 ca. 36
6 | 03.03.2016 |Gemeinde Kronshagen Forde-VHS 14.311,00 € 100 5 14-20 70-100
7 | 04.03.2016 |VHS Rieseby VHS Rieseby 6.150,00 € 10 pro Wo 1 ca. 8-10 ca 8-10
8 |07.03.2016 [Gemeinde Damp VHS Damp 3.336,00 € 6 pro Wo 1 ca. 10 ca. 10
9 | 08.03.2016 [VHS-Nortorfer Ring VHS Nortorfer Ring 7.020,00 € 468 3 6-15 25
10 [ 08.03.2016 [Amt Schlei-Ostsee Amt Schlei-Ostsee 12.600,00 € 105 2 8-15 16-30
11 | 09.03.2016 |VHS Hohenwestedt Gemeinde Hohenwestedt 3.751,00 € 100 1 15 15
12 | 10.03.2016 |Gemeinde Altenholz Freundeskreis Asyl Altenh. 5.000,00 €| fortlaufendes Projekt 1-5 30
13 | 10.03.2016 |VHS Rendsburg VHS Rendsburg 18.600,00 € 200 2 15 30 12.400,00 €
14 | 11.03.2016 |Freundeskreis Fliichtl. Flintbek Freundeskreis Flichtl. Flintb. 1.000,00 € 120 2 4-5 9
15 | 24.03.2016 |Amt Hiittener Berge Amt Huttener Berge 3.150,00 € 70 2 15 30
16 | 29.03.2016 |VHS Han.-Hademarschen VHS Han.-Hademarschen 8.300,00 € 140 2 ca. 20 ca. 40
Summe: 152.853,00 € 24.800,00 €
I |
Haushaltsmittel 35.000,00 € 35.000,00 €
Fehlbetrag 117.853,00 € |Noch zur Verfiigung 10.200,00 €

** Unterrichtseinheit (UE) = 45 Minuten

Sprachférderung 2016
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Hallo Herr Radant,

die Deutschschulungen sollen fur Asylbewerber durchgefuhrt werden, die nicht aus einem sicheren
Herkunftsstaat nach § 29a Asylgesetz (Syrien, Eritrea, Irak und Iran) kommen.

Wir haben als zugelassener Trager im letzten Jahr Sprachkurse fir Asylbewerber mit guter
Bleibeperspektive (s.0.) als Einstiegskurse nach § 421 SGB IIl des BAMF durchgefuihrt. Aus diesem
Grunde habe ich die Formulierung so gewabhlt.

Ein Ausschluss fur Integrationskurse sehe ich hier nicht.
Ich hoffe Ihre Fragen hiermit beantwortet zu haben.

Sollte Sie noch weiterer Klarungsbedarf haben, dann melden Sie sich bitte.

Mit freundlichem Gruf3

Im Auftrag

Klemens Ziemann

- FD IV Birgerdienste und IT -

Telefon: 04356/ 9949-410
Telefax: 04356/ 9949-7410
E-Mail: ziemann@amt-huettener-berge.de



mailto:ziemann@amt-huettener-berge.de
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Sehr geehrter Herr Radant, 30.03.2016

auch Menschen aus dem Irak, Afghanistan, Tschetschenien und Russland
besuchen den Sprachunterricht hier. Fiir die Syrer und Eritreer handelt es sich
ggf. nur um eine kurze, iiber Wochen, vielleicht einige Monate laufende
MaBnahme, bis ihnen Sprachkurse / Integrationsprogramme, zumeist in
Rendsburg, zugestanden werden. Sie machen dennoch den Grofteil der
Teilnehmer aus. So nimmt nicht jeder in vollem Umfang an unserem
Unterrichtsangebot teil. Jederzeit werden neue Fliichtlinge in den
Sprachunterricht und die umfassende Betreuung aufgenommen. Dabei spielt die
Begleitung zu Einkdufen, Behérden, Schulen, Kindergdrten, Arzten, Vereinen eine
sehr grofBe Rolle. Es werden erste Sprachkenntnisse in der Praxis erprobt und
gefestigt, Sicherheit und Selbstbewusstsein aufgebaut. Dies kann zur
Integration innerhalb des derzeitigen Lebensumfeldes nur vor Ort stattfinden
und ist ein langerfristiger Prozess.

Mit freundlichem GruB

Anja Rexhausen



Amt Huttener Berge
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Datum 24.03.2046

Antrag auf Gewdhrung eines Kreiszuschusses fiir die Durchfiihrung von
Sprachkursen fiir Fliichtlinge, die keinen anderweitigen Anspruch auf einen

Sprachkurs haben

Antragsteller

Amt Hiittener Berge

MaBRnahmentrager

Amt Hiittener Berge

a N/

Anerkannter Sprachkurstrager

¢ A\
QJa §l O Nein

Inhaltliche Beschreibung der
MaRnahme

Sprachkurse in Anlehnung an die
Einstiegskurse nach § 421 SGB Il

Zielgruppe

Teilnehmer, die nicht berechtigt sind
an einem Kurs nach § 421 SGB I
teilzunehmen

Angaben zur Qualifizierung der
durchfiihrenden (Lehr-)Krafte

siehe Anlage

Anzahl der geplanten Kurse

2 Kurse

Geplanter Durchfiihrungszeitraum

April 2016 — Juni 2016

Stundenumfang/Kurs

70 Stunden

Teilnehmerzahl/Kurs

15 Teilnehmer

Gesamtteilnehmerzahl

30 Teilnehmer

Kosten pro Teilnehmer und Stunde

3,00 €

Beantragte Zuschusshohe in €

50 % von 6.300,00 € = 3.150,00 €

Bemerkungen:

Bestiitigt wird, dass es sich um die Durchfiihrung von Sprachkursen nur fiir Fliichtlinge
h;g;:lt, die keinen anderweitigen Anspruch auf einen Sprachkurs haben
{,

Ll
Unterschrift
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Amt Hiittener Berge GroR Wittensee, 19.11.15

KREIS RENDSBURG-ECKERNFORDE
- Der Amtsdirektor -

Amtsdirektor Andreas Betz

@ 04356/9949 - 100 &:-7100
6= betz@amt-huettener-berge.de
Verwaltungsstelle Grof Wittensee

Muhlenstralle 8, 24361 Grofl} Wittensee

Konzeption fiir den Deutschunterricht fiir Fliichtlinge
im Amt Hiittener Berge
als Einstiegskurs durchgefiihrt von der Volkshochschule

Verfasser: Volkhart Meyer

1. Ausgangssituation und Sachstand

Dem Amt Hittener Berge (Amt) ist ein Kontingent von 266 Fliichtlingen fiir 2015 zugewiesen'. Fir
das Jahr 2016 kann mit weiteren Fluchtlingen gerechnet werden. Der tatséchliche Zustrom ist
noch ungewiss. Dem Amt obliegt es, erste Schritte zur Integration der Fliichtlinge vorzubereiten,
wesentlicher Bestandteil dabei ist die Unterrichtung in der deutschen Sprache zum ,Uberleben* in
der deutschen Gesellschaft und als Vorstufe zum Integrationskurs. Das Amt gestaltet bis Mitte
November 2015 das ehemalige Hotel Forsterhaus in Owschlag in eine Fliichtlingsunterkunft mit
Kommunikationszentrum fir alle Birger um. Dazu gehért auch ein Raum fir Unterrichtungen.

Das Forsterhaus soll zunéchst die Fluchtlinge aufnehmen, die spater im Amtsbereich verteilt wer-
den.

Far die Deutsch-Unterrichtung als Einstiegskurse hat das Amt als hauptamtliche Beauftragte,
Frau Lettau, angestellt, die von weiteren Personen als Dozierende der Volkshochschulen der Re-
gion (Volkshochschulen / VHS) unterstiitzt werden soll. Bei der Sitzung der ,AG Fliichtlingsbe-
treuung” am Dienstag, 03.11.2015 hat sich eine ,AG Sprachen“ gebildet, in der eine erste Interes-
senslage bekundet wurde. Die AG Sprachen begleitet die Einfilhrung der Sprachenkurse und geht
in der Organisation der Lehrenden auf.

2. Zielgruppe
Bei der Zielgruppe fiir die Einstiegskurse (Zielgruppe) handelt es sich um Menschen, die in
sprachlicher Hinsicht in drei Kategorien gegliedert werden kénnen:

1. Schriftkundige Personen mit Englisch-, Franzésisch- oder anderen westeuropaischen
Sprach- und Schriftkenntnissen und / oder sehr geringen Deutschkenntnissen

2. Schriftkundige Personen mit Kenntnissen ihrer Landessprache

3. Analphabeten ohne Schrift- und Lesekenntnisse

Die Personen der Kategorie 1. kennen das Alphabet unserer Sprache im Wesentlichen. Die Per-
sonen der Kategorien 2. und 3. haben keine Kenntnisse unseres Alphabetes.

Daraus ergeben sich zu Beginn des Unterrichts zwei unterschiedliche Lerngruppen.

Daneben kann die Zielgruppe unter statusrechtlichen Gesichtspunkten in drei Kategorienen ge-
gliedert werden:

a. Asylbewerberinnen und Asylbewerber mit guter Bleibeperspektive?
b. Asylbewerberinnen und Asylbewerber mit geringer oder ohne Bleibeperspektive
c. Sonstige Fluchtlinge

" Amtsdirektor Amt Httener Berge vom 16.10.2015 in der Biirgerversammiung zu Owschlag

? Das sind Personen aus Syrien, Eritrea, Irak, Iran. Naheres hierzu: Bundesagentur fir Arbeit (BfA ),
Einstiegskurse fiir Asylbewerberinnen und Asylbewerber mit guter Bleibeperspektive;

Link: https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Institutionen/T, raeger/Einstiegskurse/index.htm#_blank
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Kurse fur Personen der Kategorie a. werden von der Bundesagentur fur Arbeit (BfA) geférdert,
sofern die geférderten Personen vor dem 31.12.2015 in die MaRnahme eintreten. Unter methodi-
schen und lerntheoretischen Gesichtspunkten ist diese Kategorisierung ohne Bedeutung.

3. Bedeutung des Deutschunterrichts als Einstiegskurs

Der Deutschunterricht als Einstiegskurs ermdéglicht es den Fluchtlingen, Kontakt zu deutschen
Mitburgerinnen zu bekommen, sich in Fragen des taglichen Lebens zu orientieren und sich im
taglichen Leben verstandlich zu machen. Er ist Basis fir jede Form der Integration.

Gleichzeitig entsteht eine erste persénliche Bindung an die lehrende Person, die nach vorliegen-
den Erfahrungen auch als Vertrauensperson gesehen und haufig als , Turéffner* und Begleitung
fur weitere integrative MalRnahmen ben6étigt wird. (Zum Beispiel Begleitung bei der ersten Kon-
taktaufnahme zu Sport- oder anderen Gruppen)

Die Lehrenden wirken darber hinaus als Multiplikatoren in die Gesellschaft, zum Beispiel das
Dorf, Nachbarn, Freunde usw. und kénnen Vorurteilen entgegenwirken. Somit bildet der richtig
organisierte Sprachunterricht auch einen Kern der Konfliktverhinderung.

4. Ziel der Deutschkurse

4.1 Allgemeines

Das BfA macht keine Angaben in Bezug auf die Lerninhalte des Einstiegskurses.?Die Teilnahme
von nicht geférderten Personen ist nicht erwahnt, auf jeden Fall nicht ausgeschlossen. Eine Al-
tersgrenze gibt es nicht. Darum sollen die Einstiegskurse fir alle Flichtlinge offen sein, unabhan-
gig von ihrem Status und ihrer Férderfahigkeit. So soll mégliches Konfliktpotential klein gehalten
werden.

In den Kursen findet die allererste Unterrichtung in der deutschen Sprache statt. Es handelt sich
um Kurse fur Kommunikation zur Befriedigung der Grundbedirfnisse zum Leben in Deutschland.
Das schlieRRt die Kenntnis entsprechender Verhaltensweisen ein, wie sie in der deutschen Gesell-
schaft Ublich sind.

4.2 Lernziel

In den Einstiegskursen sollen das Verstéandnis fur die deutsche Sprache angestrebt und die
Grundlagen der deutschen Sprache kennengelernt werden, um sich im téglichen Leben im Um-
gang mit Mitmenschen, bei Behorden und Hilfeleistenden (zum Beispiel Arzt, Krankenhaus, Ge-
schaft usw.) verstandlich machen zu kénnen.

Die Eingangsvoraussetzungen fiir den Integrationskurs sind nicht Gegenstand der Lernziele die-
ses Kurses, er orientiert sich aber daran.

4.3 Methodik

Der Unterricht soll

e mdglichst vielfaltig,

e unter Nutzung aller denkbaren methodischen und didaktischen Formen,

e unter intensiver Beteiligung der Kursteilnehmer,

e nach den Grundsétzen der Erwachsenenbildung durchgefiihrt werden.

Die Nutzung von Wérterbiichern und Ubersetzungshilfen durch die Lehrenden sollte auf ein un-
abdingbares Minimum reduziert werden.

Der Unterricht soll auf Deutsch stattfinden. Deutscher Unterricht mit pantomimischer und spieleri-
scher Erganzung kann zu Heiterkeit und Lockerheit filhren und férdert so den Lernerfolg und eine
regelmafige Teilnahme.

3 BfA, a.a.0.
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4.4 Abgrenzung / Formalien

Die Teilnahme ist fur die Fluchtlinge freiwillig, wird aber dringend empfohlen. Wenn sich Fluchtlin-
ge fur die Teilnahme an dem Kurs entschieden haben, sollen sie méglichst daran teilnehmen, um
die Lernerfolge der Gbrigen Kursteilnehmer nicht zu behindern. Der Kurs endet nicht mit einer Ab-
schlusspriifung. Fir den Kurs gibt es keine Eingangsvoraussetzungen. Eine Lerngeschwindigkeit
/ ein Lernpensum wird nicht vorgegeben. Ein Kurswechsel von Kursteilnehmenden wegen unter-

schiedlicher Lerngeschwindigkeit ist moglich.

Die Teilnahme muss fur jeden Fliichtling und jede Unterrichtseinheit dokumentiert werden.*

5. Organisation der Lehrenden

5.1 Kategorien der Lehrenden
Nach bisher vorliegenden Informationen lassen sich die Lehrenden in folgende Kategorien (Kat)
gliedern:

1. Hauptamtliche Beauftragte fur die Einstiegskurse des Amtes

2. Ehrenamtlich Lehrende, die als Dozierende der VHS Kurse vor Gruppen durchfiihren und an
die Weisungen der Beauftragten des Amtes gebunden sind

3. Privat- ehrenamtlich Lehrende, die im privaten Rahmen Einzelpersonen oder kleinen Gruppen
helfen und dazu Untersttitzung vom Amt erbitten.

Lehrende der Kategorien 1. und 2. wirken im Auftrag des Amtes nach einem einheitlichen Kon-
zept, damit Vertretungen méglich sind. Der Unterricht soll vorwiegend im Férsterhaus stattfinden,
es kann aber auch sinnvoll sein, ihn am Unterbringungsort der Fliichtlinge durchzufiihren, um
Kosten und Zeit zu sparen und die 6rtliche Integration zu férdern®. Hierfiir miissen allerdings die
materiellen Voraussetzungen wie angemessen ausgestatteter, hinreichend groRer, verfiigbarer
und zuganglicher Unterrichtsraum erfiillt sein.

Die Lehrenden der Kategorien 1. und 2. kénnen fur Einstiegskurse im Sinne nach § 421 SBG |l
eingesetzt werden

9.2 Aufgaben der hauptamtlichen Beauftragten des Amtes

Das Amt eine hauptamtliche Beauftragte fur die Einstiegskurse eingesetzt, die diese Unterrich-
tung vorher bereits tber einen langen Zeitraum ehrenamtlich vorgenommen hat. Sie untersteht
dem Fachdienst ,Birgerdienste und IT*. Sie hat die Aufgabe:

 als Ansprechpartnerin in Fragen der Einstiegskurse fiir das Amt und zustandige Biirgermeister

bzw. Ansprechpartner in den jeweiligen Gemeinden zu wirken und die Anbindung an die

Amtsverwaltung sicher zu stellen

die Verbindung zu den Volkshochschulen zu pflegen

mit den Fluchtlingsbetreuerlnnen des Amtes zusammenzuarbeiten

die Lehrinhalte der Einstiegskurse festzulegen

das Lehrmaterial zu bestimmen und dessen Beschaffung einzuleiten

geeignete Personen mit deren Einverstdndnis dem Amt als zu verpflichtende Dozierende der

VHS bzw. das Ende dieser Verpflichtung vorzuschlagen

die Arbeit der Dozierenden der VHS zu koordinieren und diese anzuleiten

» die Einheitlichkeit der Lehrinhalte zu gewahrleisten

e die regelmaBige Durchfiihrung von Besprechungen mit den Dozierenden der VHS zur Klérung
offener Fragen zum Erfahrungsaustausch und zur Weiterbildung zu veranstalten

e Unterricht in Einstiegskursen zu erteilen

 die Beratung und Betreuung der privat ehrenamtlich Lehrenden (Kat 3) anzuleiten und zu
koordinieren .

* Vergleiche entsprechendes Abrechnungsdokument BfA a.a.O.; liegt Verwaltung vor
® Siehe Kapitel ,Bedeutung des Deutschunterrichts als Einstiegskurs®
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Sie hat das Recht, den Unterricht der Dozierenden der VHS zu besuchen.

5.3 Aufgaben und Pflichten der Dozierenden der VHS

Die Dozierenden der VHS unterrichten im Auftrag des Amtes. Dazu werden sie per Handschlag
von dem Fachdienstleiter ,Blrgerdienste und IT* des Amtes oder seiner Vertretung verpflichtet
und erhalten eine Urkunde.

Die Verpflichtung bindet die Dozierenden der VHS nicht an eine Dauer oder ein Stundenkontin-
gent. Die Verpflichtung dient aber der Verlasslichkeit und Kontinuitat der Lehre.

Insbesondere schliel3t die Verpflichtung aber die Pflicht zur Verschwiegenheit gegeniber dritten,
nicht von Amts wegen mit den Kursen betrauten Personen ein. Die Pflicht zur Verschwiegenheit
bezieht sich in besonderem Malie auf den Namen und das Bild der Kursteilnehmer. Insbesondere
in elektonischen Medien und im Internet ist wegen der besonderen potenziellen Gefédhrdung von
Leib und Leben einiger Flichtlinge duRerste Zurickhaltung zu wahren. Die Verschwiegenheits-
pflicht leitet sich aus dem Datenschutz her und dient dem Schutz der Flichtlinge sowie dem Ver-
trauen der Flichtlinge in ihre Bezugsperson.

Das Fotographieren von Kursteilnehmern einzeln oder in Gruppen ist im Rahmen der Kurse
grundséatzlich verboten. Ausnahmen, z.B. im Zusammenhang mit Pressearbeit, genehmigt der
Amtsdirektor oder seine Vertretung.

Die Pflicht zur Verschwiegenheit in Bezug auf Name und Bild der Kursteilnehmer steht nicht im
Widerspruch zum Wirken der Dozierenden als Multiplikatoren in die Gesellschaft hinein, z.B.
Nachbarn, Freunde, Bekannte usw. Hier haben die Dozierenden die Méglichkeit das Stimmungs-
bild gegeniiber den Flichtlingen positiv zu beeinflussen. Transparenz ist ein Mittel, Konflikten
entgegen zu wirken.

Die Verpflichtung zur Verschwiegenheit gilt auch Gber das Ende der ehrenamtlichen Tétigkeit hin-
aus.

Deutschland kritische oder verachtende AuRerungen oder Symbole usw. der Kursteilnehmer sind
der Beauftragten des Amtes zu melden.

Die dozierende Person oder das Amt kdnnen die Téatigkeit jederzeit ohne Angabe von Griinden
beenden.

5.4 Das “Planetensystem der Lehre” (siehe Grafik 1)

Die Lehrenden sollen nach einem ,Planetensystem* organisiert werden. Das heil3t, die Dozieren-
den der VHS (Ebene 2) werden von der hauptamtlichen Beauftragten des Amtes (Ebene 1) fur
diese Kurse angeleitet. Sie unterrichten abgestimmte Inhalte mit einheitlichen Lehrunterlagen
nach Vorgabe der hauptamtlichen Beauftragten, sodass sie sich gegenseitig vertreten kénnen
und auch bei einem Wechsel von Kursteilnehmern von einem Kurs in einen mit einem anderen
Fortschrittsgrad oder an einem anderen Ort keine vermeidbaren Briiche entstehen.

Die Dozierende der VHS kénnen auch gebeten werden, privat ehrenamtlich Lehrende zu unter-
stitzen, zu beraten und ggf. anzuleiten.

5.5 Privat ehrenamtlich Lehrende

Privat ehrenamtlich Lehrende (Ebene 3) unterrichten Personen in eigener Verantwortung. Sie sind
nicht an die Lehrinhalte oder sonstige Vorgaben dieses Konzeptes gebunden. Das Amt begleitet
diese Personen im Rahmen des Maglichen auf deren Wunsch unverbindlich.
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(Grafik 1)

e Cposeene gD
=Am} Hiiltene ge ==

Aussicht und Wetblih

Der Erste Schritt zur Integration
ist das Erlernen der deutschen Sprache!

Konzeption Deutschkurse im Amt Hiittener Berge - Kooperation mit den VHSén

4 Tage mit jeweils 2 Kursen a 90 Minuten durch Frau Lettau Mitarbeiterin des Amtes
Férsterhaus / Schule Owschlag mit Férderung der Kurse

3 Alle anderen Personen die Lust haben Deutschunterricht zu geben.

5.6  Aufwandsentschadigung

Die Entschadigung der Dozierenden richtet sich nach den Regeln der jeweils zustidndigen Volks-
hochschule. Sie ist erforderlich, um die Férderfahigkeit fur das Bundesamt fur Arbeit zu begriin-
den.

6. Materielle Voraussetzungen

Der Einstiegskurs ist fur die Kursteilnehmer kostenlos. Das Unterrichtsmaterial und die Rdumlich-
keiten werden fur Dozierende und Kursteilnehmer nach den Regeln der VHS kostenlos bereitge-
stellt

7. Férdermdéglichkeitens

Der Einstiegskurs kann von der BfA firr Personen aus Syrien, Eritrea, Irak und Iran im Umfang
von maximal 320 Unterrichtsstunden geférdert werden, sofern die Personen den Kurs nach dem
24.10.2015 und vor dem 31.12.2015 begonnen haben, eine GruppengréRe von 25 Personen nicht
Uberschritten wird und die VolkshochschulenTréger der MaRnahme sind. Die Teilnahme an dem
Kurs muss fir die Eingliederung notwendig sein, das heiRt, die geférderte Person darf tber keine
oder nicht verwertbare Deutschkenntnisse verfiigen. Eine Teilnahme solcher Personen ist aber
nicht ausgeschlossen, wird jedoch nicht geférdert.

Andreas Betz
Amtsdirektor

®BfA a.a.0
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Abs.

VHS Hanerau-Hademarschen
Mannhardtstr. 32a

25557 Hanerau-Hademarschen

TOP 8.1.1

Datum 29.03.2016

Antrag auf Gewdhrung eines Kreiszuschusses fiir die Durchfiihrung von
Sprachkursen fiir Fliichtlinge, die keinen anderweitigen Anspruch auf einen

Sprachkurs haben

Antragsteller

VHS-Hanerau-Hademarschen
Frau Anja Rexhausen

MaRnahmentrager VHS der Gemeinde Hanerau-
Hademarschen
Anerkannter Sprachkurstréager O Ja X Nein

Inhaltliche Beschreibung der
MaBnahme

Inhaltliche Anlehnung an einen
klassifizierten A.1 Sprachkurs und
zusatzliche individuelle
Alltagsbegleitung

Zielgruppe

Fliichtlinge liberwiegend aus Syrien
und Eritrea ohne anderweitigen
Anspruch auf einen Sprachkurs

Angaben zur Qualifizierung der
durchfiihrenden (Lehr-)Krafte

Studienrate a. D.
u. a. im Fach Deutsch

Anzahl der geplanten Kurse

2

Geplanter Durchfiihrungszeitraum

April 2016 — Marz 2017

Stundenumfang/Kurs ca. 140 UE
Teilnehmerzahl/Kurs ca. 20
Gesamtteilnehmerzahl ca. 40

Kosten pro Teilnehmer und Stunde

8.300,00 € : 140 UE : 40 Teiln. = 1,48 €

Beantragte Zuschusshoéhe in €

8.300,00 €

Bemerkungen:

Bestitigt wird, dass es sich um die Durchfiihrung von Sprachkursen nur fiir Fliichtlinge

handelt, die gzinen anderweitigen Anspruch auf einen Sprachkurs haben

Unt?(schrift
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Kreis Rendsburg-Eckernforde Rendsburg, 12.04.2016
Der Landrat

Beschlussvorlage Vorlage-Nr: V0O/2016/816-001
Status: offentlich
Datum: 11.04.2016
Federfihrend: Ansprechpartner/in:
Gleichstellungsstelle Bearbeiter/in: Kempe-Waedt, Silvia
Mitwirkend: offentliche Beschlussvorlage

Zuschusse fur Integrationsprojekte unter dem Aspekt der Forderung
von geflohenen Frauen und der Gleichstellung - Erganzung als
Tischvorlage

Beratungsfolge:

Status Gremium Zustandigkeit

| Offentlich Sozial- und Gesundheitsausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Der Sozial- und Gesundheitsausschuss beschliel3t, dem Hauptausschuss zu
empfehlen, flr vorliegende Projektantrage (VO/2016/816 und -001) Haushaltsmittel
freizugeben.

1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit:
entfallt

2. Sachverhalt:
Es liegt der Gleichstellungsbeauftragten ein weiterer Projektantrag flur Zuschusse zu
Integrationsprojekten vor:

Interkulturelles Kochprojekt (Bricke Rendsburg-Eckernférde e.V.); Antrag auf
Bezuschussung: 3.000 €; Eigenanteil: k.A. Zielgruppe: Flichtlinge und Besucher/-
innen mit und ohne Migrationshintergrund des Stadtteilhauses Mastbrook in
Rendsburg; Ziel: verschiedene Essensbrauche kennenlernen, kulinarische Vielfalt
zeigen, starre Rollenverstandnisse durch gemeinsames Kochen, Essen und
Abwaschen mit weiblichen und mannlichen Teilnehmer/-innen Gberwinden

Einschatzunqg der Gleichstellungsbeauftragten:

Rollenbilder und kulturell bedingte Einstellungs- und Verhaltensweisen sollen in dem
Projekt hinterfragt und durch gemeinsame Aktivitat (Kochen) modifiziert und ggf.
uberwunden werden. Ziel muss es sein, einen interkulturellen,
geschlechtsubergreifenden Austausch und Begegnung zu ermdglichen.

Finanzielle Auswirkungen:

Seite: 1/2
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Gemal} Fordersumme

Anlage/n:
Auflistung der gesamten Projektantrage Uber die Gleichstellungsbeauftragte

Seite: 2/2



Zuschusse fir Integrationsprojekte zur Férderung geflohener Frauen / Gleichstellung zur Vorlage fur den Sozial- und Gesundheitsausschuss 14.4.2016

Lfd | Antragsdatum Antragssteller Projekttitel Zielgruppe Laufzeit/Umfang Anzahl TN | Ort Beantragte
. Zuschusshoéhe
Nr.
1 03.03.2016 Diakonisches Werk Interkulturelles Mutter mit und ohne 12 Monate / 2 Bis zu 20 | Eckernférde 16.300,00 €
des Kirchenkreises Mutterfrihstick Migrations- und Std./pro Woche
RD-Eck. Fluchthintergrund
Kindern 0- 2 J.
2 1.) 10.03.2016 | AWO Arbeiterwohl- Methodenkoffer Frauen und Manner mit Erstellung des k. A Kreisweit 40.481,05 €
per Mail fahrt Landes-verband »finding words“-Box Fluchthintergrund, Koffers: 7
2.)15.03.2016 | SH, Kiel ehrenamtliches Monate, danach
(Uberarbeitung) Betreuungs- und weiter nutzbar
Lehrpersonal
3 1.) vor dem Briicke RD-Eck. e.V., | Integrationscoaching Geflohene Frauen 12 Monate 30-40 Kreisweit 60.924,90 €
16.03.2016 per | Rendsburg Frauen
Mail
2.) 21.03.2016
(Uberarbeitung)
4 17.03.2016 Diakonisches Werk Internationaler Neuzuwanderinnen, 12 Monate /1 Std. k. A. Rendsburg 20.000,00 €
des Kirchenkreises Frauentreff WIR geflohene Frauen und /pro Woche
RD-Eck. Einheimische
5 17.03.2016 Via Beratung und Dolmetscherkosten Geflohene Frauen k. A. k. A. kreisweit 1.500,00 €
Treff fur M&dchen und
Frauen, Frauen
helfen Frauen e.V.,
Eckernférde
6 18.03.2016/per | Zentrum fur Kirchliche Freies Malen Geflohene und 12 Termine a 2 15 Rendsburg 3.194,50 €
E-Mail Dienste des Ev.-luth. ehrenamtlich tatige Stunden
Kirchenkreis RD-Eck., Frauen
Rendsburg
7 18.03.2016/ per | Zentrum fur Kirchliche Musikprojekt Geflohene Frauen mit 6 Monate / 2 k. A Rendsburg 5.685,00 €
E-Malil Dienste des Ev.-luth. Bleibeperspektive und Std./14tagig
Kirchenkreis RD-Eck., ehrenamtliche Frauen
Rendsburg
8 23.03.2016 Bricke RD-Eck. e.V., Interkulturelles Fluchtlinge und 12 Monate/ 2 k. A Rendsburg 3.000,00 €
Rendsburg Kochprojekt Besucher/-innen des Std./pro Woche
Stadtteilhauses mit und
ohne
Migrationshintergrund
151.085,45

Vorgelegt von: Die Gleichstellungsbeauftragte des Kreises RD-Eck., 12.04.16
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Kreis Rendsburg-Eckernforde Rendsburg, 08.04.2016
Der Landrat

Mitteilungsvorlage Vorlage-Nr: VO/2016/837
Status: offentlich
Datum: 07.04.2016
Federfilhrend: Ansprechpartner/in: Wolf, Michael
FB 3 Jugend und Familie Bearbeiter/in: Schliter, Annelene
Mitwirkend: dffentliche Mitteilungsvorlage

Zuschusse fir Integrationsprojekte
Antrage

Beratungsfolge:
Status Gremium Zustandigkeit

Begriindung der Nichtoffentlichkeit:
J.

Sachverhalt:

Zu den vorliegenden Antragen wird folgendes mitgeteilt:

8 Antrage auf Fdérderung von Integrationsprojekten (Uber Frau Kempe-Waedt)
liegen dem Gesundheits- und Sozialausschuss vor und werden in der Sitzung am
14.04.2016 beraten.

Ein Antrag der Musikschule liegt fir den Ausschuss fur Schule, Sport, Kultur und
Bildung vor. Eine Beratung kann erst in der nachsten Sitzung am 23.05.2016 beraten
werden. Der Antrag wird zur Kenntnis beigefligt.

Am 06.04.2016 ist ein Antrag der Stadt Rendsburg eingegangen. Eine Beratung im

Jugendhilfeausschuss kann erst in der nachsten Sitzung am 18.05.2016 erfolgen.
Der Antrag wird zur Kenntnis beigefugt.

Michael Wolf

Anlage/n:
Antrage

Seite: 1/1
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STADT RENDSBURG g
Der Blrgermeister / Re n d S b u rg
Fachdienst Familie AM NORD-OSTSEE-KANAL
Stadt Rendsburg e Postfach 1 07 e 24757 Rendsburg
Hausanschrift: Am Gymnasium 4
Landrat des 24768 Rendsburg
Kreises Rendsburg-Eckernforde ' m{:ﬂ ﬁ't“‘:ﬁé‘m S B
Herrn Dr. Rolf-Oliver Schwemer e s Mg
Kaiserstr. 8 Telefon: 04331 206-146 oder
04331 206-0 (Zentrale)
24768 Rendsburg Kraia =9 Telefax 04331 206 275
RendSbqu-r:&kﬂ“nfﬁrde E-Mail: brigitte.fugmann@rendsburg.de
o = i
Servicezeiten:;
- Montag - Freitag  08:00 - 12:00 Uhr
Eing.. 06. APR‘ 201 b Donnerstag 14:00 - 18:00 Uhr
und nach Vereinbarung
SUFbIFd........ooo I 31. Méarz 2016

Projekt zur Integration von Fliichtlingen
Sehr geehrter Herr Landrat Dr. Schwemer,

ich habe erfahren, dass der Kreis Rendsburg-Eckernférde Haushaltsmittel flir Projekte zur
Integration von Fliichtlingen bereitstellt. Ein Schwerpunkt dieser Haushaltsmittel soll fiir Frau-
enprojekte zur Verfligung stehen. '

Ich habe vor kurzem berichten kdnnen, dass sich die Einwohnerzahl in Rendsburg infolge der
Zuwanderung innerhalb eines Jahres von 28.051 auf 28.564 Einwohner/Innen erhoht hat. Die
Zahl der Auslander/Innen hat sich im gleichen Zeitraum um 676 Personen von 2.345 auf
3.012 erhéht; darunter insgesamt 1.326 weibliche Auslanderinnen. Seit dem 01.08.2015 sind

insgesamt 119 weibliche Fllichtlinge und 53 Kinder im Alter von 0-6 Jahren aufgenommen
worden. '

Die Stadt Rendsburg unternimmt seit vielen Jahren groBe Anstrengungen zur Integration von
Ausléandern und bemiiht sich insbesondere um die Kinderbetreuung. In Zusammenarbeit mit
Vereinen und Verbanden (VHS, UTS, Diakonie und Kirchengemeinden) wurden im Bereich
der Sprachférderung und der Sozialarbeit viele Projekte initiiert, um die Integration voranzu-
bringen. Uber den Arbeitskreis Migration und Integration sind Personen und Institutionen des
Kreises in diesem Aufgabenfeld bereits gut vernetzt,

Um insbesondere Frauen die Integration zu ermaglichen, die Kindebetreuung sicherzustellen
und die sprachlichen Voraussetzungen fiir Mutter und Kind zu verbessern, méchten wir in
zwei Schulrdumen des Familienzentrums Nobiskrug, fir zunéchst ein Jahr Miitter und Kinder
gleichzeitig betreuen. Es ist absolut notwendig, dass Mtter mit kleinen Kindern eine Chance
bekommen, Deutsch zu lernen. Es sollte sich nicht wiederholen, dass Kinder Dolmetscher

ihrer Eltern in Migrantenfamilien sein mussen, weil die Miitter zum Teil bis heute kein Deutsch
sprechen kdnnen.

Da die Versorgung mit Kindertagesstattenplatzen in Rendsburg nahezu erschéptft ist, méchte
ich mit diesem Proj_ekt auch dem Anspruch auf einen Kindertagesstattenplatz begegnen und

Bankverbindungen: Glaubiger-Identifikationsnummer: DE282ZZ00000028953

Sparkasse Mittelholstein AG HypoVereinsbank Postbank Hamburg Seite 1
Konto-Nr. 8600, BLZ 214 500 00 Konto-Nr. 70156802, BLZ 200 300 00 Konto-Nr. 4585209, BLZ 200 100 20

IBAN: DE27214500000000008600  IBAN: DE®3200300000070156802 IBAN: DEB6200100200004595208

BIC: NOLADE21RDB BIC: HYVEDEMM300 BIC: PBNKDEFF

www.rendsburg.de
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bin selbstverstandlich gerne bereit, dieses Projekt in enger Abstimmung mit Ihrem Fachbe-
reich Jugend und Familie und den Nachbargemeinden durchzufiihren.

Vorgesehen ist eine Familiengruppe mit 10 Kindern im Regelkindergartenalter und 5 Kindern
im Alter von 1 bis 3 Jahren. Die Betreuung soll an 5 Tagen die Woche vier Stunden taglich
erfolgen durch eine Erzieherin/einen Erzieher mit einer Arbeitszeit von 25 Std.MWoche und

einer sozialpddagogischen Assistentin/einem sozialpddagogischem Assistenten mit einer Ar-
beitszeit von 22 Std./Woche. :

Die geschétzten Personalkosten belaufen sich auf rd. 55.000 €. Die Stadt Rendsburg beteiligt
sich mit Betriebs- und Verwaltungskosten in Héhe von rd. 12.500 € an diesem Projekt.

Ich wiirde mich sehr freuen, wenn Sie diese Projektidee den zustandigen Gremien des Krei-
ses vorstellen mégen und wiirde mich (iber ein positives Ergebnis sehr freuen.

Mit freundlichen GriiBen

: %Qa&
wnwC
ierre Gilgemgst

urgermeister

Seite 2
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Von: Coton, Petra (Kreis-RD) Im Auftrag von Schulamt (Kreis-RD)
Gesendet: Montag, 25. Januar 2016 07:59

An: Réschmann, Marco (Kreis-RD)

Betreff: WG: Integration durch Musik

Mit freundlichen GriiRen

Telefon:

Von: Hans-Heinrich Kohnke [mailto:hans-heinrich.kohnke@t-online.de]
Gesendet: Sonntag, 24. Januar 2016 14:49

An: Schulamt (Kreis-RD)

Betreff: Integration durch Musik

Sehr geehrter Herr R&schmann!

Anl&Rlich des Neujahrsempfanges der Stadt habe ich erfahren, dass evtl. aus bisher
nicht abgerufenen Mitteln oder noch disponiblen Mitteln des Kreises eine Férderung zur
Integration von Fliichtlingen denkbar wadre. Die Rendsburger Musikschule hat sich in
mehreren Gesprdchen bereits mit der Frage der Integration durch Musik befasst und
Kontakt zu einem Musikerehepaar aus dem Irtak erhalten. Ich gebe Ihnen folgend ein
ausgearbeitetes Angebot wvon unserer Schulleiterin, Frau Anette Berchtold, mit der
Bitte diesen Antrag zur Kostenilbernahme dem Schul- und Kulturausschuss vorzulegen.

Unser Angebot lautet wie folgt:

Um jungen und &dlteren Interessierten einen Zugang zu traditioneller arabischer Musik
zu ermdglichen, bileten wir ein vier-teiliges Seminar an. Es wird geleitet im
Teamteaching von Ameer Alfariz und Wolfhang Rummel. Der irakische Musiker und
Komponist Ameer Alfariz ist seit einme halben jahr in Deutschland und jetzt in Haale
als Flichtling angekommen. Er kann als ausgebildeter Musiker die original arabische
Musik vermitteln. Das soll in Gruppenarbeit mit unserem Schlagzeuger und
Percussicnisten Wolfgang Rummel im Teamteaching geschehen. Der kulturelle Austausch
ist somit hausintern und anch auBen gegeben. Eingeladen sind Kinder und Jugendliche
aus den DAZ-Klassen ab 10 Jahren und alle interessierten Erwachsenen Menschen. Ziel
ist es, einen niederschwelligen Zugang und Austausch {iber die tradionellen arabischen
Rhythmen zu erhalten, Grenzen abzubauen, Integration in der Praxis, Wissen und K&nnen
aus erster Hand und in lockerer Athmosphdre zu ermtglichen. In einem Werkstattkonzert
soll das Erarbeitete &ffentlich aufgefiihrt werden.

Hierzu sollen auch tradionelle Percussionsinstrumente beschafft werden.

Die Kosten belaufen sich auf:

Vier Workshops mit je vier Stunden mit zwei Dozenten ergeben bei 200,- € pro Workshop
gleich 1.600,- €. '

Hinzu kommen ca. 1.500,- bis 2.000,- € fiir Instrumente.

Wir bitten um eine Zusage zur Ubernahme dieser Kosten.

Mit freundlichen GriiBen
Hans—-Heinrich Kohnke
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Kreis Rendsburg-Eckernforde Rendsburg, 20.04.2016
Der Landrat

Beschlussvorlage Vorlage-Nr: VO/2016/839
Status: offentlich
Datum: 11.04.2016
Federflhrend: Ansprechpartner/in:  Réschmann, Marco
FD 5.4 Schul- und Kulturwesen Bearbeiter/in: Réschmann, Marco
Mitwirkend: offentliche Beschlussvorlage

Antrag der Rendsburger Musikschule zur Forderung des Projektes
"Integration durch Musik"

Beratungsfolge:

Status Gremium Zustandigkeit
foentlich Ausschuss flr Schule, Sport, Kultur und Bildung Beratung
Offentlich Hauptausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Beschlussfassung nach Beratung

1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit: entfallt
2. Sachverhalt:

Gemal Beschluss des Hauptausschusses vom 03.12.2015 wurden zur Forderung
von IntegrationsmalRnahmen Haushaltsmittel von insgesamt 300.000 € fur 2016
bereitgestellt. Hiervon stehen Haushaltsmittel in Hoéhe von 115.000 € fur die
Integrationsarbeit und entsprechende Projekte ohne konkrete Bindung zur
Verfligung. Die Freigabe erfolgt nach vorheriger Beratung im Fachausschuss durch
den Hauptausschuss.

Der Vorsitzende des Vereins Rendsburger Musikschule e.V. beantragte eine
Forderung des Projektes ,Integration durch Musik® durch den Kreis. Deren Angebot
wurde von der Schulleiterin Frau Berchtold ausgearbeitet.

Um jungen und alteren Interessierten einen Zugang zu traditioneller arabischer Musik
zu ermoglichen, bietet die Rendsburger Musikschule ein vier-teiliges Seminar an. Es
wird geleitet im Teamteaching von Ameer Alfariz und Wolfgang Rummel. Der
irakische Musiker und Komponist Ameer Alfariz ist seit einem halben Jahr in
Deutschland und jetzt in Haale als Fluchtling angekommen. Er kann als
ausgebildeter Musiker die original arabische Musik vermitteln. Das soll in
Gruppenarbeit mit unserem Schlagzeuger und Percussionisten Wolfgang Rummel im
Teamteaching geschehen. Der kulturelle Austausch ist somit hausintern und nach
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aullen gegeben. Eingeladen sind Kinder und Jugendliche aus den DAZ-Klassen ab
10 Jahren und alle interessierten Erwachsenen Menschen.

Ziel ist es, einen niederschwelligen Zugang und Austausch uUber die traditionellen
arabischen Rhythmen zu erhalten, Grenzen abzubauen, Integration in der Praxis,
Wissen und Konnen aus erster Hand und in lockerer Atmosphare zu ermaoglichen. In
einem Werkstattkonzert soll das Erarbeitete oOffentlich aufgefuhrt werden. Hierzu
sollen auch traditionelle Percussionsinstrumente beschafft werden.

Die Kosten wurden wie folgt kalkuliert:

Vier Workshops a 200 € (vier Stunden mit zwei Dozenten pro Workshop): 1.600 €
Hinzu kommen Kosten fir Instrumente: ca. 1.500 bis 2.000 €
Die Teilnehmerzahl sollte die 30 Personen nicht uberschreiten; davon kbnnen ca. 20
Flachtlinge sein. Es ist aus Integrationsgrunden wunschenswert, auch deutsche
Teilnehmer zu haben, so dass ein guter Austausch maoglich ist.

Finanzielle Auswirkungen: Ja, maximal 3.600 €.

Anlage/n: keine
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Kreis Rendsburg-Eckernforde Rendsburg, 24.03.2016
Der Landrat

Beschlussvorlage Vorlage-Nr: VO/2016/815
Status: offentlich
Datum: 09.03.2016
Federflhrend: Ansprechpartner/in: Monke, Christina
FB 3 Jugend und Familie Bearbeiter/in: Schllter, Annelene
Mitwirkend: offentliche Beschlussvorlage

Kindertagespflege
Fortfuhrung der Bezuschussung der Forderung

Beratungsfolge:

Status Gremium Zustandigkeit

| Hauptausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Der Hauptausschuss beschlief3t auf Empfehlung des Jugendhilfeausschusses, die
Kindertagespflege fur Kinder unter drei Jahren unbefristet bis auf Widerruf mit einem
Euro pro Betreuungsstunde zu fordern. Voraussetzung hierfur ist die Erfullung der
Anspruchsvoraussetzungen nach den Richtlinien des Kreises zur Forderung der
Kindertagespflege in Verbindung mit § 23 SGB VIII. Gleichzeitig sollen die
Gemeinden aufgefordert werden, sich an der Finanzierung der Férderung der
Kindertagespflege ebenfalls mit einem Euro zu beteiligen.

Begriindung der Nichtoffentlichkeit:
J.

Sachverhalt:

Gemeinsames Ziel von Bund, Landern und Kommunen ist es, ein bedarfsgerechtes
Angebot an Betreuungsplatzen fur Kinder in den ersten drei Lebensjahren zu
schaffen. Dabei spielt die Kindertagespflege als besonders flexible und familiennahe
Betreuungsform eine zentrale Rolle.

Der Kreis hat 2012 beschlossen, durch verschiedene Mallnahmen den Ausbau der
Kindertagespflege im Kreis zu férdern. Zur Steigerung der Attraktivitat der
Kindertagespflege hat der Kreistag am 19.03.2012 beschlossen, die
Kindertagespflege fir Kinder unter drei Jahren mit einem Euro pro Betreuungsstunde
zu fordern. Die Gemeinden wurden gebeten, sich ebenfalls mit einem Euro an der
Finanzierung zu beteiligen. 135 Gemeinden stimmten der Beteiligung an der
Finanzierung der Kindertagespflege zu.

Nach Ablauf von zwei Jahren hat der Kreistag auf Empfehlung des
Jugendhilfeausschusses beschlossen, die finanzielle Unterstitzung der Férderung
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der Kindertagespflege fur Kinder unter drei Jahren durch Kreis und Kommen flr
weitere zwei Jahre bis zum 31.07.2016 fortzuflhren.

Gleichzeitig wurde ab 01.08.2014 die Geldleistung fir Kindertagespflegepersonen
auf 3,50 € erhoht.

Aus dem Vergleich der Kennzahlen in der Kindertagespflege (Benchmarking-Bericht)
wird deutlich, dass der Kreis Rendsburg-Eckernférde bei der Belegung von Platzen
in der Kindertagespflege und der Anzahl von Tagespflegepersonen unter dem
Durchschnitt liegt.

Der Jugendhilfeausschuss hat in seiner Sitzung am 24.02.2016 erneut beraten und
empfiehlt dem Hauptausschuss die Bezuschussung der finanziellen Forderung der
Kindertagespflege mit einem Euro pro Betreuungsstunde unbefristet fortzufihren.
Entsprechende Mittel sind im Haushalt 2016 eingestellt.

Gleichzeitig hat die Verwaltung den Auftrag erhalten, eine Gesamtanalyse der
Kindertagespflege vorzunehmen und gemeinsam mit den Kommunen Vorschlage zur
Weiterentwicklung der Kindertagesbetreuung in Kindertagespflege zu erarbeiten. .

Ziel bleibt es, die Kindertagespflege weiter auszubauen.

Christina Monke
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Kreis Rendsburg-Eckernforde Rendsburg, 06.04.2016
Der Landrat

Beschlussvorlage Vorlage-Nr: VO/2016/807-001
Status: offentlich
Datum: 31.03.2016
Federflhrend: Ansprechpartner/in: Fiedler, Nina
Landrat Bearbeiter/in: von der Heide, Cora
Mitwirkend: offentliche Beschlussvorlage

Offentlich-rechtlicher Kooperationsrahmenvertrag mit der
Gebaudemanagement Schleswig-Holstein A6R

Beratungsfolge:

Status Gremium Zustandigkeit

| Offentlich Hauptausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Der Hauptausschuss beschlie3t die Verwaltung zu beauftragen, den beigeflgten

Kooperationsrahmenvertrag sowie den Kooperationsvertrag mit der GMSH
abzuschlieRen. Dabei wird die Verwaltung ermachtigt, redaktionelle sowie
unwesentliche Anderungen an der Vereinbarung vorzunehmen. Die Verwaltung wird
gebeten, den abgeschlossenen Kooperationsrahmenvertrag sowie den
Kooperationsvertrag dem Hauptausschuss zur Kenntnis zu geben.

1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit:

2. Sachverhalt:
Der Unionsgesetzgeber hat mit dem Paket zur Modernisierung des europaischen

Vergaberechts ein vollstandig Uberarbeitetes Regelwerk fir die Vergabe offentlicher
Auftrage und Konzessionen vorgelegt. Das Modernisierungspaket umfasst die
Richtlinie Uber die 6ffentliche Auftragsvergabe (RL 2014/24/EU), die Richtlinie Uber
die Vergabe von Auftragen in den Bereichen der Wasser-, Energie- und
Verkehrsversorgung sowie Postdienste (RL 2014/25/EU) und die Richtlinie Uber die
Vergabe von Konzessionen (RL 2014/23/EU). Diese Richtlinien werden bis zum 18.
April 2016 in deutsches Recht umgesetzt. In einem ersten Schritt sind die
wesentlichen Regelungen der neuen EU-Vergaberichtlinien auf Gesetzesebene
umgesetzt worden. Die Umsetzung erfolgte mafldgeblich durch umfassende
Uberarbeitung und Neustrukturierung des 4. Teils des Gesetzes gegen
Wettbewerbsbeschrankungen (GWB). Auf Grundlage des geanderten GWB erliel3
der Bundesgesetzgeber die Verordnung zur Modernisierung des Vergaberechts,
welche in Art. 1 Vergabeverordnung Regelungen zu den Verfahren zur Vergabe
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offentlicher Auftrage, in Art.2 Vergabeverordnung Regelungen uber die Vergabe von
Auftragen im Bereich des Verkehrs, der Trinkwasserversorgung und der
Energieversorgung (sog. Sektorenvergabe), in Art. 3 Vergabeverordnung die
Vergabe von Konzessionen, Dienstleitungs- und Baukonzessionen und in Art. 4
Vergabeverordnung Anforderungen an die Erstellung einer Statistik GUber die Vergabe
offentlicher Auftrage und Konzessionen enthalt.

Hieraus ergibt sich insbesondere die Verpflichtung zur Umstellung des
Vergabesystems auf ein elektronisches Vergabesystem. Ab Erreichen des EU-
Schwellenwerts soll zuklnftig die Vergabe o6ffentlicher Auftrdge ausschlie3lich in
einem elektronischen Vergabesystem erfolgen. Die Umstellung des Vergabesystems
auf e-Vergabe erfolgt fristgebunden. Hieraus ergibt sich bereits zum 18.04.2016 die
Verpflichtung dynamische Beschaffungssysteme ausschlief3lich elektronisch zu
organisieren, elektronische Auktionen bei der Ermittlung des wirtschaftlichsten
Angebots durchzuflihren, die Mdglichkeit elektronischer Kataloge einzurichten und
die Vergabeunterlagen vollstandig in elektronischer Verfugbarkeit bereitzustellen. Bis
spatestens zum 18.04.2017 mussen zentrale Beschaffungsstellen ihre Tatigkeit
ausschlieRlich mittels elektronischer Kommunikationsmittel abwickeln und spatestens
bis zum 18.10.2018 haben die gesamte Kommunikation und der gesamte
Informationsaustausch im Rahmen eines Vergabeverfahrens in elektronischer Weise
zu erfolgen.

Die Kreisverwaltung Rendsburg-Eckernférde wird verpflichtet die Vergabeverfahren,
welche den EU-Schwellenwert erreichen elektronische zu organisieren. Diese
Organisation sollte unter Zuhilfenahme der GMSH erfolgen.

Vergabeverfahren, welche den EU-Schwellenwert erreichen, liegen im Rahme der
Betatigung der Kreisverwaltung nur in sehr geringer Zahl vor. So gab es in den
Jahren 2010-2015 insgesamt vier Vergaben, welche den EU-Schwellenwert erreicht
haben. Insoweit ging es im Jahr 2010 um den Abschluss von Versicherungen,
welcher europaweit ausgeschrieben wurde, im Jahr 2015 fielen zwei europaweite
Vergabeverfahren im Bereich der Schilerbeférderung und eine zum Abschluss von
Stromlieferungsvertragen an. Die Einrichtung einer eigenen Vergabestelle fir
elektronische Vergabeverfahren wurde hingegen zu einer erheblichen
Kostenbelastung fuhren, welche in keinem wirtschaftlichen Verhaltnis zur Anzahl der
elektronisch durchzufuhrenden Vergabeverfahren stunde. Fir die Einrichtung einer
eigenen Vergabestelle musste zunachst eine Software beschafft werden, die Kosten
hierfur beliefen sich auf ca. 25.000,- €, fUr die Bereitstellung der Hardware fielen
einmalig ca. weitere 35.000,- €, es fielen fur die Einfihrung des Systems einmalig
Kosten i.H.v. rund 60.000,- € fur Beratung und Schulung durch Externe an, sowie
ungefahr 20.000,- € fir den Zeitanteil eigener Mitarbeiter/-innen im Rahmen der
EinfGhrung und des Aufbaus der Vergabestelle. Fur die laufenden Betriebskosten
fielen in etwa 20.000,-€ jahrlich an, insbesondere fur die Bereitstellung eigenen
Personals und die Wartungsentgelte (ohne Abschreibung).
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Auch ein Zusammenschluss mit anderen Kreisen kommt aufgrund der geringen
Anzahl der zukinftig durchzufihrenden e-Vergaben nicht sinnvoll in Betracht. Selbst
bei Zusammenschluss aller Kreise lagen die elektronisch durchzufiihrenden
Vergaben nur in sehr geringer Anzahl vor. Die dargestellten Anschaffungen und die
Bereitstellung von Mitarbeitern, Hard- und Software fielen auch hier an. Dies stlinde
in keinem wirtschaftlichen Verhaltnis zur geringen Anzahl der tatsachlich
durchzuflihrenden e-Vergaben. Jedenfalls waren Kooperationen zur Einfihrung
eines elektronischen Vergabeverfahrens mit anderen Kreisen Schleswig-Holsteins
zeitnah nicht zu realisieren, hierbei sei noch einmal auf die am 18.04.2016
ablaufende Umsetzungsfrist hingewiesen. Des Weiteren kdnnte eine Kooperation
wohl nur in Abstimmung mit dem Landkreistag Schleswig-Holstein erfolgen, welche
aufgrund der engen Frist schwierig erscheint.

Die GMSH ist eine Anstalt des 6ffentlichen Rechts. Trager ist das Land Schleswig-
Holstein. ,Die Anstalt wird nach wirtschaftlichen Grundsatzen mit der Sorgfalt eines
ordentlichen Kaufmannes gefluhrt. Die Erzielung von Gewinn ist nicht Zweck des
Geschaftsbetriebes der Anstalt.“, § 5 GMSHG. Insoweit erhalt die GMSH fur
erbrachte Leistungen nur eine Aufwandsentschadigung. Sie nimmt im Rahmen ihrer
Tatigkeit die notwendigen Beschaffungen fur samtliche Landesbehdrden im eigenen
und im fremden Namen vor. Hierdurch verfugt die GMSH sowohl Uber die
technischen Vorrichtungen zur Durchfihrung von elektronischen Vergaben wie auch
uber personelle Ausstattung. Die Mitarbeiter sind im Umgang mit dem elektronischen
Vergabeverfahren versiert und verfigen Uber ein hohes Fachwissen im
Vergaberecht.

Die gewollte Kooperation selbst unterfallt nicht dem Vergaberecht. Eine Kooperation
zwischen verschiedenen juristischen Personen des o6ffentlichen Rechts, die der
Erfullung ihrer jeweiligen hoheitlichen Aufgaben dient und ohne
Gewinnerzielungsabsicht durchgefuhrt wird, bedarf nach der EuGH Rechtsprechung,
in der Rechtsache C-480/06, Hamburger Stadtreinigung keiner Vergabe (vgl.
Begleitpapier Kooperation). Hierflr erforderlich ist jedoch, dass eine Kooperation
zwischen mehreren 6ffentlichen Auftraggebern geschlossen wird. Daher sieht der
Kooperationsrahmenvertrag, welcher mit der GMSH geschlossen werden soll die
Méoglichkeit vor, dass weitere offentliche Auftraggeber der Kooperation beitreten.

Der abzuschliellende Kooperationsrahmenvertrag sowie der konkrete
Kooperationsvertrag sehen zum einen eine bedarfsabhangige Kooperation bei der
Beschaffung von Standard- und Sonderbedarfen, zum anderen eine
bedarfsabhangige Durchfihrung von elektronischen Vergabeverfahren vor. Der
Kooperationsvertrag dient zur Auswahl konkreter Leistungen aus einem von der
GMSH gemachten Angebot. Er prazisiert insoweit den Kooperationsrahmenvertrag
fur den jeweiligen Einzelfall. Welche Leistungen seitens der GMSH angeboten
werden, kann der Anlage ,Ubersicht zu Vergabedienstleistungen der GMSH fiir die
Bereiche VOL, VOB und VOF* entnommen werden. Seitens der Kreisverwaltung wird
beabsichtigt das Angebot mit der Beschreibung ,kompakt“ anzunehmen. Hieraus
ergibt sich die Moglichkeit Standardvergabedienstleistungen unter Nutzung einer
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elektronischen Datenplattform durchzufihren und somit den unionsrechtlichen
Vorgaben im Bereich der e-Vergabe zu genlgen.

Es wird mit der GMSH vereinbart, dass diese Vergabedienstleitungen im Bedarfsfall
in Anspruch genommen werden kénnen, vgl. § 1 Kooperationsvertrag am Ende.
Hinsichtlich der Beschaffungsleistungen durch die GMSH gilt selbiges, gem. § 1
Kooperationsvertrag am Anfang i.V.m. § 4 Kooperationsrahmenvertrag entscheidet
der Kreis im Einzelfall, ob er Leistungen im Rahmen der Einkaufskooperation
erbringen lassen will; es besteht kein genereller Bezugszwang. Hinsichtlich der
Beschaffung von Sonderbedarfen gilt, dass hierzu im Bedarfsfall ein jeweiliger
Einzelvertrag abzuschlielRen ist, vgl. § 8 Abs.1 Kooperationsrahmenvertrag. Dieser
Einzelvertrag ist in Anlage 2 zum Kooperationsrahmenvertrag als Muster beigefugt.
Es wird seitens der Kreisverwaltung nicht erwartet, dass Sonderbedarf beschafft
werden muss, sollte dies jedoch der Fall sein, wird der jeweilige Einzelvertrag zur
Beschaffung von Sonderbedarf dem Hauptausschuss mit der Bitte um
Beschlussfassung vorab vorgelegt. Insgesamt ergibt sich aus dem
Kooperationsrahmenvertrag sowie dem Kooperationsvertrag fur die Kreisverwaltung
Rendsburg-Eckernforde das Recht im Bedarfsfall auf das Leistungsangebot der
GMSH zuruckzugreifen, ohne jedoch dazu verpflichtet zu sein samtliche Vergaben
uber die GMSH erfolgen zu lassen.

Hinsichtlich der Frage der Haftung sieht der Kooperationsrahmenvertrag folgende
Regelungen vor: Sofern es um die Beschaffung von Standardbedarfen geht, haftet
die GMSH dem Kreis Rendsburg-Eckernférde gegeniber in dem Umfang indem
Auftragnehmer gegenuber der GMSH haftet, vgl. § 11 Abs. 1
Kooperationsrahmenvertrag. Hiermit wird erreicht das etwaige Regressanspriche,
wie beispielsweise Mangelgewahrleistungsrechte ungeachtet des Dazwischentretens
der GMSH fortgelten und im selbigen Umfang gegenltber der GMSH seitens des
Kreises geltend gemacht werden kdnnen. Im Ubrigen steht die GMSH fiir diejenige
Sorgfalt ein, die sie in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt. Es handelt sich
hierbei um eine Haftungserleichterung i.S.d. § 277 BGB, welche bei Vertragen
zwischen offentlich-rechtlichen Tragern mdéglich ist. Im Rahmen der Beschaffung von
Sonderbedarfen haftet die GMSH fir fehlerhaftes Verhalten gegenliber dem Kreis
Rendsburg-Eckernforde im selbigen Umfang wie der Kreis Ersatzanspriche haben
wurde, hatte er den Sonderbedarf selber beschafft, vgl. § 11 Abs. 2
Kooperationsrahmenvertrag. Die GMSH soll die haftungsrechtliche Position
einnehmen, die ein Beamter bzw. Angestellter im 6ffentlichen Dienst beim Kreis
Rendsburg-Eckernférde hatte. Diese Regelung zielt auf die Implementierung der
gesetzlichen Konzeption des § 839 BGB i.V.m. Art. 34 GG ab. Hierdurch soll erzielt
werden, dass die GMSH bei Durchfliihrung des Vergabeverfahrens nur fur
vorsatzliche und grob fahrlassige Pflichtverletzungen einzustehen hat. Wirde der
Kreis die Vergabeverfahren selber durchfuhren, konnte er gegenuber seinen
Beamten oder seinen Angestellten im 6ffentlichen Dienst nicht mehr verlangen, es
erfolgt also keine schlechter Stellung durch diese Ubernahme. Selbige Ausfiihrungen
gelten fur die Haftungsklausel in §18 Kooperationsrahmenvertrag, hinsichtlich der
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Frage der Haftung bei Erbringung von Vergabedienstleistungen, insbesondere im
Bereich der e-Vergabe.

Die seitens der GMSH erbrachten Dienstleistungen sind nach der gegenwartigen
Rechtslage nicht umsatzsteuerpflichtig. Auch wenn der bisher geltende § 2 Abs.3
Umsatzsteuergesetz (UStG) zum 01.01.2016 formell aufgehoben wurde, ist die
Regelung gem. § 27 Abs. 22 UStG im Kalenderjahr 2016 weiterhin anzuwenden. Die
Regelung des neuen § 2b UStG tritt am 01.01.2017 an diese Stelle. Nach rechtlicher
Prifung ist zu erwarten, dass ab dem 01.01.2017 Leistungen, die in der Kooperation
zwischen verschiedenen juristischen Personen des 6ffentlichen Rechts erbracht
werden, umsatzsteuerpflichtig werden, vgl. Anlage Vermerk zur Umsatzsteuerpflicht.

Es sollte daher die Umsatzsteuer auf die Leistungen der GMSH ab dem 01.01.2017
entrichtet werden, jedoch vorbehaltlich der zuklnftigen gerichtlichen Praxis und
ausdrucklich vorbehaltlich eines Rickforderungsanspruchs. Dies bezilglich werden
gegenwartig die Verhandlungen zur Vertragsanpassung mit der GMSH noch geflhrt,
sollte bis zur Sitzung des Hauptausschusses ein Ergebnis gefunden werden, wird
dieses nach gereicht.

Insgesamt ist beabsichtigt die Kooperation mit GMSH nur bei Vergabeverfahren in
Anspruch zu nehmen, welche den EU-Schwellenwert erreichen oder Ubersteigen, da
nur in diesen Fallen die Pflicht zur Durchfuhrung eines elektronischen
Vergabeverfahrens besteht. Dem Hauptausschuss wird in 2017 ein
Erfahrungsbericht dartber vorgelegt, wie viele elektronische Vergaben im Jahr 2016
in Zusammenarbeit mit der GMSH erfolgt sind und welche Kosten hierdurch
entstanden sind.

Finanzielle Auswirkungen:
Finanzielle Auswirkungen entstehen bedarfsabhangig fur das jeweils durchgefuhrte

Vergabeverfahren. Im Rahmen der Beschaffung von Standardbedarfen weist der
jeweilige Artikel einen Preis aus, welcher bei der Beschaffung zu entrichten ist.
Diesem Preis liegt eine Kalkulation nach dem Prinzip der Kostendeckung zugrunde,
vgl. § 10 Abs.1 Kooperationsrahmenvertrag. Im Rahmen der gemeinsamen
Beschaffung aufRerhalb des Artikelkatalogs werden Bruttopreise festgelegt, welche
insbesondere eine Aufwandspauschale der GMSH abdecken, aber keine
gesonderten Gewinnzuschlage enthalten. Weitere Kosten aul3erhalb des jeweils
anfallenden Preises entstehen nicht. Bei Durchfuhrung des elektronischen
Vergabeverfahrens fallen Kosten je Vergabedienstleistung an, die in Anspruch
genommen wird. So liegen die jeweils zu entrichtenden Pauschalen zwischen 800,-
und 1.600,- EUR je Verfahren, vgl. § 17 Kooperationsrahmenvertrag.

Anlage/n:
- Offentlich-rechtliche Kooperationsrahmenvertrag

- Anlage 1 zum Kooperationsrahmenvertrag
- Anlage 2 zum Kooperationsrahmenvertrag

Seite: 5/6
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Kostenpauschale
Ausschreibungsubersicht
Begleitpapier Kooperation
Vermerk zur Umsatzsteuerpflicht

Seite: 6/6
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Schleswig-Holstein
Der echte Norden il
flan °

Geb&dudemanagement
Schleswig-Holstein A6R

Gebaudemanagement Schleswig-Holstein AGR | Postfach 1269 | 24011 Kiel Geschaftsbereich Beschaffung

Lars Ohse

Org.-Z. 123.4

Telefon: 0431 599-1450
Telefax: 0431 599-1302

larsohse@gmsh.de

Kiel 02.2016

Kostendeckende Pauschalen ,e-Vergabe fur Sonstige T réger der 6ffentlichen Ver-
waltung”

GemaR der Ubersichtsliste zu Vergabedienstleistungen der GMSH gelten folgende kostendecken-
den Pauschalen:

E-Vergabe komplett
Verfahrensschritte 1 bis 20 der Ubersichtsliste

Kostendeckende Pauschalbetrage:

Offenes Verfahren VOL/A (EU-weit): 5.100,00 Euro
Nicht offenes Verfahren VOL/A (EU-weit): 5.900,00 Euro
Verhandlungsverfahren VOL/A (EU-weit): 5.900,00 Euro
Verhandlungsverfahren VOF: 5.900,00 Euro
Offentliche Ausschreibung VOL/A: 3.800,00 Euro
Beschrénkte Ausschreibung mit TW VOL/A: 2.100,00 Euro
Beschréankte Ausschreibung ohne TW VOL/A: 1.600,00 Euro
Freihdndige Vergaben ohne TW VOL/A:

8§ 3 Abs. 5 lit. a VOL/A: 750,00 Euro

8§ 3 Abs. 5 lit. b VOL/A: 375,00 Euro

§ 3 Abs. 5 lit. ¢ VOL/A: 375,00 Euro

8§ 3 Abs. 5 lit. d VOL/A: 375,00 Euro

§ 3 Abs. 5 lit. e VOL/A: 375,00 Euro

§ 3 Abs. 5 lit. f VOL/A: 375,00 Euro

§ 3 Abs. 5 lit. g VOL/A: 375,00 Euro

§ 3 Abs. 5 lit. h VOL/A: 1.100,00 Euro

§ 3 Abs. 5 lit. i VOL/A: 800,00 Euro

Gebdudemanagement Schleswig-Holstein ASR | GartenstraBBe 6, 24103 Kiel

Telefon: 0431 599-0 | Telefax: 0431 599-1188 | mail@gmsh.de | www.gmsh.de

Geschaftsfihrer: Hans-Adolf Bilzhause | HRA 3948 Kl, Registergericht Kiel | Steuernummer: 1929406302
Bankverbindung: HSH Nordbank AG | IBAN: DE74 2105 0000 0052 0010 01 | BIC: HSHNDEHHXXX



§ 3 Abs. 5 lit. j VOL/A:

8§ 3 Abs. 5 lit. k VOL/A:

8§ 3 Abs. 5 lit. | VOL/A:

Freihdndige Vergaben mit TW VOL/A:
Zuschlag in H6he von

auf die oben fir Freihandige Vergaben
angegebenen Pauschalen.

E-Vergabe kompakt
Verfahrensschritte 5 bis 12 der Ubersichtsliste

Kostendeckende Pauschalbetrage:

Offenes Verfahren (EU-weit):

Nicht offenes Verfahren (EU-weit):
Verhandlungsverfahren (EU-weit):
Offentliche Ausschreibung:
Beschrénkte Ausschreibung mit TW:
Beschrénkte Ausschreibung ohne TW:

Freihdndige Vergaben ohne TW:

TOP 10.1

375,00 Euro
375,00 Euro
475,00 Euro

750,00 Euro

1.600,00 Euro
1.300,00 Euro
1.300,00 Euro
1.300,00 Euro
1.500,00 Euro
950,00 Euro

800,00 Euro

Werden uber die kumulativ beauftragten Standardvergabedienstleistungen hinaus weitere Verga-
bedienstleistungen erbracht, so ist hierfir eine Regelung zur Kostenerstattung im Kooperations-

vertrag

Zu vereinbaren.

E-Vergabe light
Verfahrensschritte 5 bis 7 der Ubersichtsliste

Ansonsten gelten die Modalitaten des Rahmenvertrages.

Anlage

Alle Verfahren (unabhangig von der Anzahl der Lose)

Ubersicht e-Vergabeprodukte der GMSH

200,00 Euro
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Gebaudemanagement Schleswig-Holstein AGR Geschéftsbereich Beschaffung

Lars Ohse

Begleitpapier SHGT
Telefon 0431/599-1450

Telefax 0431/599-1302
larsohse@gmsh.de

Kiel, 16.01.15

Zusammenfassung der rechtlichen Wirdigung von Koope rationsmoglichkeiten mit
der GMSH

Nach § 99 GWB und den unionsrechtlichen Vorgaben der EU-Vergaberichtlinie (sowie
auch der noch geltenden EU-Vergaberichtlinie 2004/18/EG) unterliegen 6ffentliche Auf-
trage der eu-weiten Ausschreibungspflicht, wenn die EU-Schwellenwerte erreicht oder
Uberstiegen werden.

Seit der sog. ,Teckal“-Entscheidung des EuGH (v. 18.11.1999, Rs. C-1 07/98, Teckal Srl
.J.Gemeinde Viano) ist durch die Rechtsprechung festgelegt, dass ein Vertrag, der zwi-
schen einem o6ffentlichen Auftraggeber und einer rechtlich davon verschiedenen Person
geschlossen werden soll, dem Vergaberecht unterfallt und zwar grundsatzlich auch dann,
wenn der Auftragnehmer selbst ein 6ffentlicher Auftraggeber ist.

Nur wenn es an einer Personenverschiedenheit von Auftraggeber und Auftragnehmer
fehlt, weil namlich Identitat oder Teilidentitat von Auftraggeber und Auftragnehmer be-
steht, kann ein vergaberechtsfreies sog. Inhouse-Geschétft vorliegen.

Daneben wurde zuletzt durch Urteil des EuGH vom 09.06.2009 (Rs 480/06, ,Stadtreini-
gung Hamburg"“) neben der Konstruktion des Inhouse-Geschéaftes eine zweite Fallgrup-
pe, die die sog. Kooperation als Méglichkeit einer vergaberechtsfreien vertraglichen Zu-
sammenarbeit, zugelassen.

In der neuen Richtlinie 2014/24/EU vom 26.02.2014 Uber die 6ffentliche Auftragsvergabe
und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/18 EG (nachfolgend: EU-Vergaberichtlinie) ist
diese Mdglichkeit erstmals auch ausdrticklich verankert worden.

Nach Art. 12 Abs. 4 EU-Vergaberichtlinie unterfallt ein zwischen zwei oder mehr offentli-
chen Auftraggebern geschlossener Vertag nicht dem Anwendungsbereich der Richtlinie,
"wenn

Gebaudemanagement Schleswig-Holstein AGR Telefon 0431/599-0, Telefax 0431/599-1188
GartenstraBe 6, 24103 Kiel mail@gmsh.de, www.gmsh.de
Geschaftsfiihrer Hans-Adolf Bilzhause HSH Nordbank AG

HRA 3948 KIl, Registergericht Kiel IBAN DE74 2105 0000 0052 0010 01

Steuernummer 1929406302 BIC HSHNDEHHXXX
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a) der Vertrag eine Zusammenarbeit zwischen beteiligten 6ffentlichen Auftraggebern
begriindet oder erflllt mit dem Ziel sicherzustellen, dass von ihnen zu erbringende 6f-
fentliche Dienstleistungen im Hinblick auf die Erreichung gemeinsamer Ziele ausge-
fuhrt werden,

b) die Durchfiihrung dieser Zusammenarbeit ausschlieRlich durch Uberlegungen

im Zusammenhang mit dem 6ffentlichen Interesse bestimmt wird und

c) die beteiligten 6ffentlichen Auftraggeber auf dem offenen Markt weniger

als 20 % der durch die Zusammenarbeit erfassten Tat  igkeiten erbringen.”

In Anlehnung an die Zusammenarbeit, die in der Entscheidung des EuGH zur Stadtreini-
gung Hamburg zugrunde gelegen hat, erscheint es moéglich, eine Zusammenarbeit zur
gemeinsamen Durchflhrung der elektronischen Vergabe vergaberechtsfrei vorzuneh-
men.

Den 6ffentlichen Auftraggebern wird nach Entwicklung des vom Bund nach Art. 22 der
EU-Vergaberichtlinie vorzulegenden Rahmenkonzeptes die verpflichtend vorzunehmen-
de elektronische Kommunikation fiir die Auftragsvergabe obliegen. Diese Aufgabe diirfte
auch als eine offentliche Aufgabe zu qualifizieren sein, wie sie der Entscheidung des
EuGH ,Hamburger Stadtreinigung® zugrunde lag.

Dort handelte es sich um Aufgaben der Abfallentsorgung, die mit der Umsetzung von
EU-Richtlinien fur die Entsorgung von Abféallen in Zusammenhang stand, wonach die
Mitgliedstaaten verpflichtet wurden, Abfallbewirtschaftungsplane zu erstellen, die ins-
besondere auch MaRnahmen zur Entsorgung in mdglichst nah gelegenen Abfallanlagen
vorsahen.

Vorliegend steht die fragliche Aufgabe der elektronischen Kommunikation ebenfalls mit
einer EU-Richtlinie in Zusammenhang und betrifft ausschlief3lich 6ffentliche Auftragge-
ber, sodass diese Aufgabe damit dann allen Mitgliedern der Kooperation als 6ffentlichen
Auftraggeber kinftig verbindlich obliegen dirfte.

Hier wie dort wird die Ausgestaltung ausschlieRlich durch Uberlegungen im Zusammen-
hang mit dem o6ffentlichen Interesse bestimmt sein kénnen. In Anlehnung an die Koope-
ration der Stadtreinigung Hamburg wird bei der Ausgestaltung vor allem auf eine ge-
meinsame Aufgabenwahrnehmung der Kooperationspartner zu achten sein. Dariiber
hinaus werden die Kooperationspartner auch kein Interesse haben, die durch die Zu-
sammenarbeit wahrgenommenen Aufgaben in gréRerem Umfang auf dem ,offenen
Markt®, einem Begriff fir den keine ausdrtickliche Definition vorgegeben ist, wahrzuneh-
men.

Im Ergebnis erscheint es daher auf der Grundlage des 0.g. EuGH-Urteiles und der nun-
mehr auch in Art. 12 Abs. 4 EU-Vergaberichtlinie aufgenommenen Regelung grundsatz-
lich mdglich zu sein, vergaberechtsfrei eine Zusammenarbeit zur gemeinsamen Durch-
fihrung von Aufgaben im Zusammenhang mit der elektronischen Vergabe auszugestal-
ten.
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Ob offentlichen Auftraggeber dartiber hinaus kunftig auch die in Art. 37 Abs. 4 der EU-
Vergaberichtlinie vorgesehene Méglichkeit zur Verfligung stehen wird, vergaberechtsfrei
zentrale Beschaffungsstellen mit der Erbringung von zentralen Beschaffungstatigkeiten
beauftragen zu kénnen, hangt davon ab, ob der Bundesgesetzgeber von dieser Méglich-
keit Gebrauch macht und zentrale Beschaffungsstelen gesetzlich zulasst. Fir die Umset-
zung der der EU-Vergaberichtlinie in den Mitgliedstaaten, ist den Mitgliedstaaten eine
Frist bis zum 18.4.2016 gesetzt.
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Schleswig-Holstein
Der echte Norden /\ ®

Gebdudemanagement
Schleswig-Holstein AGR

Ubersicht zu Vergabedienstleistungen der GMSH

.
fiir die Bereiche VOL, VOB und VOF 53F

ssee
1 Beratung des Kunden zur Durchfihrung des Vergabeverfahrens [
2 Sichtung der durch den Kunden zur Verfligung gestellten Vergabeunterlagen L
3 Unterstltzung Erstellung Leistungsverzeichnis [
4 Erstellung der Formulare und Bekanntmachung L
5 Formale Kurzdurchsicht bei eingereichter Bekanntmachung | N J
6 Versand der Bekanntmachung o0
7 Versand der Ausschreibungsunterlagen / Bereitstellung in der e-Vergabe o0
8 Annahme von Bewerber-/Bieterfragen mit anonymisierter Weiterleitung L N J
9 Versand der Antworten zu Bewerber-/Bieterfragen o0
10  Versand von Anderungspaketen / Bereitstellung in der e-Vergabe L N J
11 Durchfihrung der Submission L N
12 Formale Durchsicht der Angebote L N
13  Durchfuhrung des Nachforderungsmanagements L
14 Durchflihrung der weiteren Wertung, soweit vereinbart [
15  Begleitung von Verhandlungsgesprachen, soweit vereinbart L
16  Erstellung des Vergabevorschlags [
17  Erstellung Vorabinformation/Zuschlags-/Absageschreiben und Versand L
18 Informations- und Meldepflichten [
19  Erstellung Vergabevermerk [
20  Bearbeitung und Versand von Nachtragen [

Optionen u. a.:
Nachrechnung der Hauptangebote einschlieRlich Ausdruck der Fehlerprotokolle
Erstellung des Preisspiegels

Produkte Erlauterung

e-Vergabe komplett ® Komplette Durchfiihrung der Ausschreibung inkl. e-Vergabe
e-Vergabe kompakt ® Durchfiihrung Vergabedienstleistungen (deckt Anforderungen der EU-RL ab)
e-Vergabe light ® Deckt ausschlieBlich die 1. Stufe der EU-RL ab, gentigt spatestens 2018 nicht mehr

Stand: Februar 2016
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Offentlich-rechtlicher Kooperationsrahmenvertrag

zwischen
dem Kreis Rendsburg-Eckernférde
vertreten durch
den Landrat
KaiserstralRe 8
24768 Rendsburg
nachfolgend ,Kreis* genannt
und

der Gebaudemanagement Schleswig-Holstein A6R

vertreten durch den Geschaftsfiuihrer Herrn Hans-Adolf Bilzhause
und den Geschéftsbereichsleiter Herrn Lars Ohse,

Gartenstralie 6

24103 Kiel

nachfolgend ,GMSH*" genannt

Uber die Kooperation im Bereich der offentlichen Beschaffung von Leistungen und
Lieferungen und Durchflihrung bestimmter Vergabedienstleistungen unter Verwendung einer
elektronischen Datenaustauschplattform.

Praambel

Die GMSH nimmt im Rahmen der ihr mit dem Gesetz zur Errichtung der
Gebaudemanagement Schleswig-Holstein (GMSHG) ubertragenen Aufgaben nach Mal3gabe
gesonderter Vereinbarungen fur samtliche Landesbehdrden u.a. die flr deren
Geschéftsbetrieb notwendigen Beschaffungen im eigenen und fremden Namen vor. Gemaf
8§ 3 Abs. 6 GMSHG darf sie diese Aufgabe auch fur sonstige Trager der 6ffentlichen
Verwaltung erbringen.

Vor diesem Hintergrund bildet der Kreis Rendsburg-Eckernférde mit der GMSH eine
Einkaufskooperation. Diese steht dem Beitritt weitere Mitglieder (nachfolgend: Bedarfstrager)
offen.

Stand: 04.04.2016
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Mit der EU-Richtlinie 2014/24/EU vom 26.02.2014 sind die Mitgliedsstaaten der EU u.a.
aufgefordert, bei der Vergabe von Leistungen elektronische Kommunikationsmittel zu
verwenden. Dies schlief3t u.a. auch den elektronischen Versand von Vergabeunterlagen, die
elektronische Bieterkommunikation sowie die elektronische Angebotsabgabe mit ein.

Es steht zu beflrchten, dass nicht alle Bedarfstrager in der zur Verfligung stehenden Zeit
sowie mit den zur Verfligung stehenden Mitteln die europaischen Vorgaben in einem
ausreichenden Mal3e erflllen kdnnen. Die GMSH verfiigt als zentrale Beschaffungsstelle fur
die Landesverwaltung Uber entsprechende Erfahrung und technisches Know-How. Die
Durchfuihrung bestimmter Vergabedienstleistungen mit Hilfe der GMSH, die eine
elektronische Datenaustauschplattform und damit die technische Infrastruktur unterhalt, die
es ermdglicht, richtlinienkonform 6ffentliche Auftrage zu vergeben, kann dazu beitragen, das
offentliche Beschaffungswesen in Schleswig-Holstein auch im Bereich kleinerer offentlicher
Auftraggeber zu professionalisieren. Zugleich kdnnen dadurch hinsichtlich bestimmter
Vergabedienstleistungen Nebenbeschaffungstatigkeiten der GMSH wirtschaftlicher erfolgen,
insbesondere auch dadurch, dass eine hdohere Auslastung der technischen Infrastruktur
erzielt wird.

Mit diesem Rahmenvertrag soll die bereits bestehende Kooperation der an ihr Beteiligten im
Bereich Beschaffung von Leistungen und Lieferungen fortgeschrieben sowie fir den Bereich
der Durchfiihrung bestimmter Vergabedienstleistungen unter Verwendung einer
elektronischen Datenaustauschplattform erweitert werden. Dieser Rahmenvertrag bestimmt
dabei, welche Leistungen von der Kooperation erbracht werden kénnen und welche Pflichten
den Kooperationspartnern dabei obliegen.

Es ist nicht auszuschliel3en, dass neben den in dieser Praambel genannten
Kooperationspartnern auch andere 6ffentliche Auftraggeber Bedarfe haben, die sie mit der
Kooperation decken mdchten. So kann sich beispielsweise der Bedarf ergeben, dass die
GMSH bestimmte Vergabedienstleistungen unter Nutzung einer elektronischen
Datenaustauschplattform auch fiir andere offentliche Auftraggeber erbringen soll, um auch
die diesen o6ffentlichen Auftraggebern obliegende Aufgabe der elektronischen
Kommunikation zu erflllen. Die Kooperation soll daher um weitere Kooperationspartner
(nachfolgend ebenfalls: Bedarfstrager) erweitert werden kénnen.

Die konkreten, im Rahmen der Kooperation zu erbringenden Leistungen kénnen bei den
jeweiligen Bedarfstragern unterschiedlich ausgestaltet werden, da es den Bedarfstragern
freisteht, ob und fur welche Leistungen sie die Kooperation in Anspruch nehmen wollen. Art
und Umfang der von der Kooperation zu erbringenden Leistungen werden daher in den von
der GMSH und den Bedarfstragern gesondert abzuschlieRenden Kooperationsvertragen
bestimmt.

Stand: 04.04.2016
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1. Abschnitt
Allgemeines
§1
Gegenstand der Kooperation

(1) Die Kooperation kommt durch den Kooperationsvertrag zustande, den der Kreis
Rendsburg-Eckernforde (nachfolgend: ,Bedarfstrager”) mit der GMSH schliel3t.

(2) Die Kooperation kann sich auf folgende Bereiche erstrecken:

a) auf den Einkauf der fir den Geschaftsbetrieb notwendigen Beschaffungen, denen ein
gemeinsamer Bedarf zugrunde liegt (8 7 dieses Vertrages),

b) auf die Beschaffung von Sonderbedarfen (8 8 dieses Vertrages) sowie

c) auf die Durchfihrung bestimmter Vergabedienstleistungen unter Verwendung einer
elektronischen Datenaustauschplattform (§ 15 dieses Vertrages).

(3) Art und Umfang der Kooperation ergeben sich aus dem diesem Kooperationsrahmen-
vertrag beigefligten und gesondert zu vereinbarenden Kooperationsvertrag (Anlage 1). Im
Ubrigen gelten die Regelungen aus diesem Kooperationsrahmenvertrag, soweit im
Kooperationsvertrag nicht ausdricklich etwas Abweichendes geregelt ist.

§2
Vertragsdauer

Der Kooperationsrahmenvertrag sowie die auf Grundlage des Kooperationsrahmenvertrages
geschlossenen Kooperationsvertrage gelten unbefristet und beginnen mit der
Unterzeichnung der jeweiligen Vertragsurkunde durch die Parteien. Sie kbnnen mit einer
Frist von 3 Monaten zum Jahresende ganz oder teilweise gekiindigt werden. Das Recht zur
aulRerordentlichen Kiindigung aus wichtigem Grund bleibt unberthrt.

§3
Erweiterung der Kooperation

Der Kooperationsrahmenvertrag kann nachtraglich um weitere 6ffentliche Auftraggeber
(nachfolgend ebenfalls: Bedarfstrager) oder deren Verbande erweitert werden. Hierzu
schliel3en die Bedarfstrager oder deren Verbande mit der GMSH eine Beitrittsvereinbarung,
in der sich die Bedarfstrager oder deren Verb&nde den Regelungen dieses
Kooperationsrahmenvertrages unterwerfen. Dies ist der Fall, wenn die Bedarfstrager oder
deren Verbénde und die GMSH ein Exemplar dieses Kooperationsrahmenvertrages
unterzeichnen, welches die VertragsschlieRenden bezeichnet. Die Kooperationspartner
erteilen bei Abschluss der Beitrittsvereinbarung zum Kooperationsrahmenvertrag ihre
Zustimmung zur nachtraglichen Erweiterung der Kooperation.

Stand: 04.04.2016
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2. Abschnitt

Spezifische Leistungspflichten bei Beschaffungstatigkeiten, denen ein gemeinsamer
Bedarf zugrunde liegt und fiir Sonderbedarfe

§4
Inanspruchnahme von Kooperationsleistungen

Wird im Kooperationsvertrag der Einkauf der fir den Geschaftsbetrieb notwendigen
Beschaffungen, denen ein gemeinsamer Bedarf zugrunde liegt (8 1 Abs. 2 Buchst. a), oder
die Beschaffung von Sonderbedarfen (§ 1 Abs. 2 Buchst. b) der Kooperation tubertragen,
entscheiden die Bedarfstrager im Einzelfall, ob sie diese Leistungen im Rahmen der
Einkaufskooperation erbringen lassen wollen; es besteht kein genereller Bezugszwang.

§5
Geschaftsfihrung
Die Geschaftsfihrung fur die Einkaufskooperation obliegt der GMSH.
§6
Grundlagen

Erbringt die GMSH Einkaufsleistungen im Sinne von § 1 Abs. 2 Buchst. a) und b) richtet sich
die Durchfuhrung nach den jeweils geltenden gesetzlichen Bestimmungen fir
Vergabeverfahren.

8§87
Ablauf der Einzelbeauftragung bei Standardbedarfen

Die Durchfiihrung der Vergabeverfahren durch die GMSH erfolgt bei Standardbedarfen nach
folgendem Verfahren:

(1) Im Bereich der Beschaffung des Standardbedarfes, d.h. des in dem Artikelkatalog der
GMSH aufgefuhrten allgemeinen Geschéftsbedarfes, der insbesondere der
Gebaudebewirtschaftung und dem inneren Dienst im weitesten Sinne dient, ermittelt die
GMSH den gemeinsamen Bedarf auf der Grundlage ihres Warenwirtschaftssystems und
schreibt ihn im eigenen Namen aus. Die GMSH trifft die Vergabeentscheidung fiir die
Einkaufskooperation und schlie3t Rahmenvertrage mit den Firmen ab. Die Bedarfstrager
bestellen ihren Bedarf per Einzelbestellung bei der GMSH. Diese biindelt die
Einzelbestellungen und leitet sie an die entsprechenden Firmen weiter.

(2) Im Bereich der gemeinsamen Beschaffung aul3erhalb des im Artikelkatalog gelisteten
Standardbedarfes teilen die Bedarfstrager ihren Bedarf verbindlich der GMSH mit. Die
GMSH bindelt die gemeldeten Bedarfe, fasst sie mit den Bedarfen zusammen, die von den
Bedarfsstellen des Landes und anderen Bedarfstragern gemeldet werden und schreibt die
gemeinsamen Bedarfe im eigenen Namen aus. Die GMSH trifft die Vergabeentscheidung fur

Stand: 04.04.2016
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die Einkaufskooperation und schlief3t im eigenen Namen die Vertrdge mit den Firmen ab.

(3) Die Lieferung der bestellten Waren erfolgt direkt an die Bedarfstrager. Die GMSH
vermerkt nach Vorliegen der Auslieferungsbescheinigung des Lieferanten die
ordnungsgemale Lieferung in ihrem Warenwirtschaftssystem, sofern keine Reklamation des
Bedarfstragers vorliegt. Die Bedarfstrager erhalten monatlich eine gesonderte Rechnung
Uber alle im Vormonat aufgrund ihrer Bestellungen erfolgten Lieferungen und Leistungen.
Der Rechnungsbetrag wird mit Zugang der Rechnung fallig.

(4) Die GMSH haélt fur Bestellungen von Standardbedarfen aus dem Artikelkatalog eine
Anbindung zu ihrem Online-Shop bereit und vergibt auf Antrag ein Zugangspasswort.

(5) Die GMSH ist zur laufenden Marktbeobachtung und Produktberatung bezlglich des
Standardbedarfes fir den allgemeinen Geschéftsbetrieb verpflichtet.

§8
Ablauf der Einzelbeauftragung bei Sonderbedarfen

Die Durchfuihrung der Vergabeverfahren durch die GMSH erfolgt bei Sonderbedarfen, die
nicht unter die Regelung des § 7 fallen, nach folgendem Verfahren:

(1) Die Beauftragung der GMSH im Rahmen der Kooperation erfolgt durch einen zwischen
der GMSH und den Bedarfstragern gesondert abzuschlieRenden Einzelvertrag gemaf
Mustereinzelvertrag, der dem Kooperationsrahmenvertrag als Anlage 2 beigefiigt ist.

(2) Das Vergabeverfahren erfolgt im Namen der Bedarfstrager. Die Vertragsbeziehungen
kommen unmittelbar zwischen den Bedarfstragern und denjenigen Unternehmen zu Stande,
die den Zuschlag erhalten.

(3) Die GMSH fiihrt auf der Grundlage der von den Bedarfstragern zur Verfiigung zu
stellenden Unterlagen, insbesondere der Leistungsbeschreibung, das jeweils entsprechende
Vergabeverfahren nach den geltenden gesetzlichen Bestimmungen durch. Fir jede
Einzelbeauftragung benennt die GMSH den Bedarfstragern eine Ansprechpartnerin/einen
Ansprechpartner, die bzw. der den Bedarfstragern in der Vorbereitung, im
Vergabeverfahren, einem etwaigen Nachprifungsverfahren sowie einem etwaigen
Schadensersatzprozess fortlaufend zur Verfligung steht.

(4) Die GMSH bereitet die Vergabeunterlagen vor und stimmt diese sodann mit den
Bedarfstragern ab. Spatere Anderungen der Unterlagen bedirfen der Abstimmung mit den
Bedarfstréagern. Die GMSH ist fur die Fertigung des Vergabevermerkes entsprechend den
gesetzlichen Anforderungen verantwortlich. Die Bedarfstrager werden fortlaufend tber die
Fortschreibung des Vergabevermerkes unterrichtet.

(5) Die GMSH nimmt die Prifung der Angebote auf Vollstandigkeit und rechnerische
Richtigkeit vor. Grundsatzlich obliegt die Wertung der Angebote den Bedarfstragern. Die
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GMSH wird nur auf ausdriicklichen Wunsch der Bedarfstrager, und soweit sie fachlich dazu
in der Lage ist, die Wertung der eingegangenen Angebote vornehmen. Die Entscheidung
Uber die Zuschlagsentscheidung treffen auch dann ausschlie3lich die Bedarfstrager.

(6) Auf der Grundlage der vorgenommenen Wertung tUbermittelt die GMSH - soweit sie dazu
im Einzelfall beauftragt worden ist — den Bedarfstragern einen Vorschlag fur die
Zuschlagserteilung bzw. empfiehlt die Aufhebung der Ausschreibung und verfahrt
entsprechend, sobald die Bedarfstrager zugestimmt haben. Die GMSH erteilt den Zuschlag
im Namen und fir Rechnung der Bedarfstréager.

§9
Mitwirkungs- und Abnahmepflichten

(1) Die Bedarfstrager sind bei der Beschaffung von Sonderbedarfen verpflichtet, der GMSH
die erforderlichen Unterlagen, insbesondere die Leistungsbeschreibung und Informationen
vollstandig und so rechtzeitig vorzulegen, dass die GMSH uber den jeweiligen Gegenstand
der Vergabe unter Berilicksichtigung der Verfahrensdauer rechtzeitig verfligen kann.

(2) Die Bedarfsstellen sind verpflichtet, die von ihnen gemaR § 7 bestellten Lieferungen und
Leistungen abzunehmen.

(3) Die Bedarfsstellen haben die von ihnen gemaf 8§ 7 bestellte Ware unverziglich nach der
Lieferung, soweit dies nach dem ordnungsgemafRen Geschaftsgang moglich ist, zu prifen
und wenn Mangel vorliegen, diese unverziglich anzuzeigen. Ebenso haben sie der GMSH
eine mangelhafte Leistungserbringung unverziglich zu melden. Die GMSH macht die
Mangel unverziglich dem Auftragnehmer gegeniber geltend.

(4) Der GMSH ist von jeder Bedarfsstelle schriftlich eine Ansprechpartnerin oder ein
Ansprechpartner und eine Vertreterin oder ein Vertreter zu nennen, die oder der die
Beschaffungsauftrage bei der Bedarfsstelle bearbeitet und bei der Koordinierung des
einzelnen Beschaffungsvorgangs mitwirkt.

§10
Kostenerstattung und Abrechnung

(1) Fur Bestellungen von Standardbedarfen aus dem Artikelkatalog des Online-Shops gem.
8§ 7 Abs. 1 dieses Vertrages gelten folgende Zahlungsbedingungen: Der Rechnungsbetrag
wird fallig mit Zugang der Rechnung. Die Kalkulation der Preise erfolgt nach dem Prinzip der
Kostendeckung ohne gesonderte Gewinnzuschlage.

(2) Im Bereich der gemeinsamen Beschaffung auRerhalb des im Artikelkatalog des Online-
Shops gelisteten, aber von 8§ 7 Abs. 2 dieses Vertrages umfassten Standardbedarfes legt die
GMSH unter Berucksichtigung der Ausschreibungsergebnisse den Bruttopreis fest. Der
Bruttopreis setzt sich zusammen aus den Nettoeinkaufspreisen, den Logistikkosten (insb.
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Fracht), einer Aufwandspauschale fur allgemeine Regiekosten, Kosten des eingesetzten
Personals und Materials und der Mehrwertsteuer. Die Aufwandspauschale deckt die bei der
GMSH anfallenden Regiekosten ab und enthélt keine gesonderten Gewinnzuschléage. Der
Rechnungsbetrag wird fallig mit Zugang der Rechnung. Die GMSH gewéahrt dem
Kooperationsrahmenvertragspartner auf Wunsch Einblick in die interne Kalkulation der
Aufwandspauschale fur den Beschaffungsbereich; die Angaben sind vertraulich zu

behandeln und durfen nicht weitergegeben werden.

(3) Fur die Durchfiihrung von Vergabeverfahren fir Sonderbedarfe gemaf § 8 dieses
Vertrages werden folgende Pauschalen zur Deckung der bei der GMSH anfallenden Kosten

vereinbart:

Offenes Verfahren VOL/A (EU-weit):

Nicht offenes Verfahren VOL/A (EU-weit):
Verhandlungsverfahren VOL/A (EU-weit):
Verhandlungsverfahren VOF:

Offentliche Ausschreibung VOL/A:
Beschrankte Ausschreibung mit TW VOL/A:

Beschrénkte Ausschreibung ohne TW VOL/A:

Freihdndige Vergaben ohne TW VOL/A:

Freihdndige Vergaben mit TW VOL/A: Zuschlag in H6he von

8 3 Abs. 5 lit. a VOL/A:
8§ 3 Abs. 5 lit. b VOL/A:
§ 3 Abs. 5 lit. ¢ VOL/A:
8 3 Abs. 5 lit. d VOL/A:
§ 3 Abs. 5 lit. e VOL/A:

8§ 3 Abs. 5 lit. f VOL/A:

§ 3 Abs. 5 lit. g VOL/A:
§ 3 Abs. 5 lit. h VOL/A:

§ 3 Abs. 5 lit. i VOL/A:
§ 3 Abs. 5 lit. ] VOL/A:

§ 3 Abs. 5 lit. kK VOL/A:

§ 3 Abs. 5 lit. | VOL/A:

in H6he von 5.100,00 Euro
in Hohe von 5.900,00 Euro
in Hohe von 5.900,00 Euro
in H6he von 5.900,00 Euro
in Ho6he von 3.800,00 Euro
in H6he von 2.100,00 Euro
in H6he von 1.600,00 Euro

in HBhe von 750,00 Euro
in H6he von 375,00 Euro
in Hohe von 375,00 Euro
in HBhe von 375,00 Euro
in H6he von 375,00 Euro
in H6he von 375,00 Euro
in HBhe von 375,00 Euro
in H6he von 1.100,00 Euro
in H6he von 800,00 Euro
in HBhe von 375,00 Euro
in Hohe von 375,00 Euro
in Hohe von 475,00 Euro

750,00 Euro

auf die oben fir Freihdndige Vergaben

angegebenen Preise.

Die Erstattung der Kosten fiir die vorgenannten Leistungen wird nach Zuschlagserteilung
bzw. Aufhebung des Verfahrens und Rechnungsstellung fallig.

Die GMSH gewahrt dem Kooperationsrahmenvertragspartner auf Wunsch Einblick in die
interne Kalkulation der vorstehenden Pauschalen fir den Beschaffungsbereich; die Angaben
sind vertraulich zu behandeln und dirfen nicht weitergegeben werden.
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(4) Die Beschaffung von Waren und Dienstleistungen fir hoheitlich tatige Trager offentlichen
Rechts wird von der GMSH im Rahmen von umsatzsteuerbefreiten Beistandsleistungen
erbracht. Die Rechnungsstellung erfolgt somit ohne gesonderten Umsatzsteuerausweis.
Umsatzsteueranteile sind in dem Preis enthalten. Mit der erfolgten Neueinfihrung des § 2b
UStG werden ab dem 01.01.2017 Leistungen aus diesem Vertrag moglicherweise
umsatzsteuerpflichtig, so dass die gegebenenfalls zusatzlich anfallende Umsatzsteuer von
den Bedarfstragern zu zahlen ist.

(5) Bei zusatzlichen Leistungen, die Uber die in 8§ 8 dieses Vertrages genannten Leistungen
hinausgehen, wie z. B. die Teilnahme der GMSH auf Wunsch der Bedarfstrager an
Verhandlungsgesprachen, Vornahme der Angebotswertungen oder die Unterstiitzung der
Bedarfstrager bei der Bewerberauswabhl, wird die GMSH diese Leistungen gegeniiber den
Bedarfstragern nach Aufwand mit einem Stundenverrechnungssatz in Héhe von 100,- Euro
gesondert abrechnen. Bei der Teilnahme der GMSH an Verhandlungsgesprachen aufRerhalb
von Kiel werden Reisekosten und Spesen gesondert abgerechnet.

Sofern die Anrufung der Vergabekammer erfolgt, informiert und unterstitzt die GMSH die
Bedarfstréager oder einen von dieser beauftragten Rechtsanwalt auf Anforderung der
Bedarfstrager laufend bis zur rechtskraftigen Entscheidung im Nachprufungsverfahren. Ist
der Nachprifungsantrag rechtskraftig als unzulassig oder unbegrindet zuriickgewiesen oder
vom Antragsteller zurickgenommen worden, so erhalt die GMSH den ihr hierbei
entstandenen Aufwand auf Basis des Stundenverrechnungssatz ersetzt. Gleiches gilt, wenn
ein Obsiegen des Antragstellers auf ein Verschulden der Bedarfstrager zurtickzuftihren ist.
Hat die GMSH das Obsiegen des Antragstellers verschuldet, tragt sie den ihr dadurch
entstandenen Aufwand selbst. Kann die Verantwortlichkeit im Einzelfall keiner Partei
eindeutig zugewiesen werden, kann die GMSH fir ihre Beratungstatigkeit nur die Halfte des
vorgenannten Stundenverrechnungssatzes verlangen.

Entsprechendes gilt bei einem Schadensersatzprozess eines erfolglosen Bieters gegen die
Bedarfstrager.

Endet der Schadensersatzprozess nicht durch streitige Entscheidung (etwa durch einen
Vergleich, Anerkenntnis oder Erledigungserklarung), erhalt die GMSH eine Erstattung ihrer
Kosten nach Stundenaufwand gemal Stundenverrechnungssatz, wenn die Angreifbarkeit
des Vergabeverfahrens offensichtlich in den Verantwortungsbereich der Bedarfstrager fallt;
umgekehrt erhélt die GMSH keine Erstattung ihrer Kosten fir ihre Beratungstatigkeit, wenn
sie ihrerseits die Angreifbarkeit offensichtlich zu verantworten hat. Ist die Verantwortlichkeit
nicht offensichtlich oder liegt sie sowohl bei der GMSH und den Bedarfstragern, kann die
GMSH fir ihre Beratungstatigkeit nur die Halfte des oben genannten
Stundenverrechnungssatzes verlangen.

Die Erstattung der Kosten, die nach Stundenverrechnungssatz abzurechnen sind, kann in
Rechnung gestellt werden, sobald die Leistungen erbracht worden sind.

Abs. 4 qilt fur die Leistungen dieses Absatzes entsprechend.
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§11
Haftung

(1) Die GMSH haftet fur Leistungen nach 8 7 dieses Vertrages den Bedarfsstellen gegentuber
fur die vertragsgemaéRe Erfullung ihrer Bestellung in dem Umfang, in dem die Auftragnehmer
ihr gegeniber haften. Weiterhin hat sie bei der verwaltungsgemafen Durchflihrung der
Beschaffung fiir die Sorgfalt einzustehen, die sie in eigenen Angelegenheiten anzuwenden
pflegt.

(2) Bei Leistungen gemal 8§ 8 dieses Vertrages leistet die GMSH fur Schaden, die den
Bedarfstragern aus fehlerhaftem Verhalten von Bediensteten der GMSH entstehen, in dem
Umfang Ersatz, wie die Bedarfsstellen ihrerseits bei entsprechenden Schaden im eigenen
Aufgabenbereich nach den maf3geblichen Vorschriften und Anwendungsgrundséatzen Ersatz
erlangt hatten.

8§12
Nachprufungsstelle

Eine Nachprufungsstelle fur die Uberprifung von VergaberechtsverstoRen wird bei der
GMSH fur Leistungen nach 8 8 dieses Vertrages nicht vorgehalten.

3. Abschnitt
Spezifische Leistungspflichten bei Erbringung von Vergabedienstleistungen
§13
Inanspruchnahme von Kooperationsleistungen

Ubertragen die Bedarfstrager Vergabedienstleistungen im Sinne des § 1 Abs. 2 Buchst. c)
dieses Vertrages auf die Kooperation, sollen sich die Bedarfstrager im Kooperationsvertrag
verpflichten, diese Leistungen fir sdmtliche in ihrem Zusténdigkeitsbereich durchzufiihrende
Vergaben in Anspruch zu nehmen.

8§14
Grundlagen

Erbringt die Kooperation Vergabedienstleistungen im Sinne von § 1 Abs. 2 Buchst. c) dieses
Vertrages, richtet sich die Durchfiihrung nach den jeweils geltenden gesetzlichen
Regelungen.
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§15

Ablauf der Einzelbeauftragung bei Ubertragung von Vergabedienstleistungen

(1) Soll die Kooperation die Durchfiihrung von Vergabedienstleistungen wahrnehmen,
werden kumulativ nachstehend genannte Leistungen (mit Ausnahme der Leistungen nach
Nr. 1 und 8) unter Nutzung einer elektronischen Datenaustauschplattform der GMSH
erbracht:

1. Kurze formale Durchsicht der eingereichten Bekanntmachung und — soweit
vorhanden — der Aufforderung zur Angebotsabgabe bezliglich daraus ersichtlicher
offensichtlicher Vergaberechtsverstof3e

Versand der Bekanntmachung

Versand der Ausschreibungsunterlagen / Bereitstellung in der e-Vergabe
Annahme von Bewerber-/Bieterfragen mit anonymisierter Weiterleitung

Versand der Antworten zu Bewerber-/Bieterfragen

Versand von Anderungspaketen / Bereitstellung in der e-Vergabe

Durchfiihrung der Submission.

© N o g > w DN

Formale Durchsicht der Angebote

(2) Optional kdnnen auch zusatzliche, tber die in Abs. 1 Nr. 1 bis 8 genannten Leistungen
hinausgehende Vergabedienstleistungen erbracht werden, wie z. B. die Nachrechnung der
Angebote und die Erstellung eines Preisspiegels.

Die Bedarfstrager legen im Kooperationsvertrag fest, ob zu den in Absatz 1 in Nr. 1 bis 8
genannten Leistungen weitere Leistungen im Rahmen der Kooperation zu erbringen sind.

(3) Abweichend von Abs. 1 kénnen die Bedarfstrager im Kooperationsvertrag festlegen, dass
lediglich die Leistungen des 8 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 im Rahmen der Kooperation zu
erbringen sind. Weitergehende Vergabedienstleistungen werden im Rahmen der
Kooperation in diesen Fallen nicht erbracht.

(4) Der Ablauf der von der Kooperation wahrgenommenen Vergabedienstleistungen und die
von den Kooperationspartnern wahrzunehmenden Aufgaben orientieren sich an dem
zwischen der GMSH und den Bedarfstragern abzustimmenden und als Konzept zu
dokumentierenden Prozess. Dieser Prozess ist dem Kooperationsvertrag als Anlage
beizuflgen.

8§16
Verantwortlichkeiten

Die Verantwortlichkeit der GMSH erstreckt sich bei Leistungen nach § 1 Abs. 2 ¢) auf die
ordnungsgemalfe Durchfihrung der von ihr erbrachten Leistungen unter Beachtung der
hierflir geltenden Vorschriften, nicht jedoch auf die inhaltliche Richtigkeit der ihr zur

10
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Verflgung gestellten Unterlagen. Diese liegt bei den Bedarfstragern mit Ausnahme von fir
jedermann offensichtlichen Vergaberechtsverstt3en in den Unterlagen nach 8§ 15 Abs. 1
Nr. 1.

§17
Kostenerstattung und Abrechnung

Werden Leistungen dieses Abschnitts 3 im Zusammenhang mit Leistungen des Abschnitts 2
erbracht, werden die Leistungen des Abschnitts 3 nicht gesondert erstattet.

Im Ubrigen gilt:

Die Kosten flir die Standardvergabedienstleistungen nach § 15 Abs. 1 Nr. 1 bis 8 werden
wie folgt erstattet:

Offenes Verfahren (EU-weit): in Hohe von 1.600,00 Euro
Nicht offenes Verfahren (EU-weit): in Hohe von 1.300,00 Euro
Verhandlungsverfahren (EU-weit): in Hohe von 1.300,00 Euro
Offentliche Ausschreibung: in Hohe von 1.300,00 Euro
Beschréankte Ausschreibung mit TW: in Hohe von 1.500,00 Euro
Beschrankte Ausschreibung ohne TW: in Hohe von 950,00 Euro
Freihandige Vergaben ohne TW: in Héhe von 800,00 Euro

Werden uber die kumulativ beauftragten Standardvergabedienstleistungen des § 15 Abs. 1
Nr. 1 bis 8 hinaus weitere Vergabedienstleistungen erbracht (§ 15 Abs. 2), so ist hierflir eine
Regelung zur Kostenerstattung im Kooperationsvertrag zu vereinbaren.

Werden gemal § 15 Abs. 3 lediglich die Leistungen gemaf 8 15 Abs. 1 Nr. 1 — 3 beauftragt,
wird fur die Erbringung dieser Téatigkeiten ein Betrag in H6he von 200,00 Euro erstattet.

Der Rechnungsbetrag fir die Kostenerstattungen aus diesem Absatz wird fallig mit Zugang
der Rechnung.

Die GMSH gewahrt dem Kooperationsrahmenvertragspartner auf Wunsch Einblick in die
interne Kalkulation der vorstehenden Pauschalen fiir den Beschaffungsbereich; die Angaben
sind vertraulich zu behandeln und dirfen nicht weitergegeben werden.

8 10 Abs. 4 gilt entsprechend.
§ 18 Haftung

Fur Schaden, die den Bedarfstragern aus fehlerhaftem Verhalten von Bediensteten der
GMSH entstehen, leistet die GMSH in dem Umfang Ersatz, wie die Bedarfstrager bei
entsprechenden Schaden im eigenen Aufgabenbereich nach den maf3geblichen Vorschriften
und Anwendungsgrundsétzen Ersatz erlangt hatten.

11
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§19
Nachprifungsstelle

Soweit im Fall einer Vergabeiberprifung die Zustéandigkeit einer Nachprtfungsstelle
begriindet sein sollte, so erfolgt diese Uberpriifung nicht durch die Nachprifungsstelle der
GMSH, sondern durch die Nachprufungsstelle der Bedarfstrager auch fiir diejenigen
Vergabedienstleistungen dieses Abschnitts, die im Rahmen der Kooperation der GMSH
obliegen. Eine Anderung der Fachaufsicht ist damit nicht verbunden. Soweit Verfahren,
Handlungen oder das Unterlassen von Handlungen beanstandet werden, die gemaf3 der
Kooperation von der GMSH zu erbringen sind, erfolgt die Kommunikation tber die
Nachprifungsstelle der GMSH, um etwaige fachaufsichtliche Weisungen hinsichtlich dieser
Leistungen durchsetzen zu kénnen.

4. Abschnitt: Gemeinsame Schlussbestimmungen
§20
Schlussbestimmungen
(1) Anderungen oder Erganzungen dieses Vertrages bediirfen der Schriftform.
(2) Gerichtsstand fur Streitigkeiten aus diesem Vertrag ist Kiel.

(3) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise rechtsunwirksam
oder nichtig sein oder werden, so wird hierdurch die Gultigkeit der tbrigen Bestimmungen
nicht berthrt. Die unwirksame oder nichtige Bestimmung ist durch eine rechtsgiltige
Regelung zu ersetzen, die der von den VertragsschlieBenden erkennbar angestrebten
wirtschaftlichen Zweck so nahe kommt, als dies rechtlich nur méglich ist. Entsprechendes
gilt, falls sich eine Regelungsliicke ergeben sollte.

Den Bedarfsstellen ist bekannt, dass im Zusammenhang mit diesem Vertrag stehende Daten
auf Datentréager gespeichert werden und, soweit fiir die Bearbeitung erforderlich, auch
Dritten zuganglich gemacht werden.

Rechtsverbindliche Unterschriften:

Rendsburg, den Kiel, den
Kreis Rendsburg-Eckernforde Gebaudemanagement Schleswig-Holstein AGR
12
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( ) (Hans-Adolf Bilzhause)
Kreis Rendsburg Eckernforde Gebaudemanagement Schleswig-Holstein AGR
( ) (ppa. Lars Ohse)

Anlagen 1 und 2

13
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Anlage 1 zum Kooperationsrahmenvertrag im Bereich Beschaffung von Leistungen und
Lieferungen und Durchflihrung bestimmter Vergabedienstleistungen unter Verwendung einer
elektronischen Datenaustauschplattform

Kooperationsvertrag

Zwischen

der Gebdudemanagement Schleswig-Holstein AOR
Gartenstralie 6
24103 Kiel
nachfolgend ,GMSH" genannt

und
dem Kreis Rendsburg-Eckernférde
Kaiserstralle 8
24768 Rendsburg
nachfolgend ,Bedarfstrager® genannt
wird auf Grundlage des am zwischen der GMSH und dem Kreis

Rendsburg geschlossenen Kooperationsrahmenvertrages gemaf dessen § 1 Abs. 3
folgender Kooperationsvertrag geschlossen:

§ 1 Leistungsumfang
Die Kooperation umfasst folgende Leistungen (Zutreffendes bitte ankreuzen):

x Beschaffung von Standardbedarfen gemaR § 7 Abs. 1 und 2 des
Kooperationsrahmenvertrages

x Beschaffung von Sonderbedarfen gemal § 8 des Kooperationsrahmenvertrages

Die Beauftragung der GMSH im Rahmen der Kooperation erfolgt durch einen zwischen der
GMSH und dem Bedarfstrager gesondert abzuschlieRenden Einzelvertrag geman
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Mustereinzelvertrag, der dem Kooperationsrahmenvertrag als Anlage 2 beigefligt ist
(§ 8 Abs. 1 des Kooperationsrahmenvertrages).

o Erbringung nachstehend genannter Vergabedienstleistungen durch die GMSH unter
Nutzung einer elektronischen Datenaustauschplattform gemaR § 15 des
Kooperationsrahmenvertrages:

x Standardvergabedienstleistungen (§ 15 Abs. 1 des
Kooperationsrahmenvertrages):
1. Kurze formale Prufung der eingereichten Bekanntmachung und — soweit

vorhanden — der Aufforderung zur Angebotsabgabe bezuglich offensichtlicher
Vergaberechtsverstolie,

2. Versand der Bekanntmachung,

3. Versand der Ausschreibungsunterlagen / Bereitstellung in der e-Vergabe,
4. Annahme von Bewerber-/Bieterfragen mit anonymisierter Weiterleitung,

5. Versand der Antworten zu Bewerber-/Bieterfragen,

6. Versand von Anderungspaketen / Bereitstellung in der e-Vergabe,

7. Durchfiihrung der Submission und

8. Formale Durchsicht der Angebote

o folgende zusatzlich zu § 15 Abs. 1 des Kooperationsrahmenvertrages zu
erbringende Vergabedienstleistungen (§ 15 Abs. 2 des
Kooperationsrahmenvertrags)

o Nachrechnung der Angebote einschlieRlich Ausdruck der Fehlerprotokolle

o Erstellung eines Preisspiegels

O

O

O

o ,Vergabedienstleistungen light* gem. § 15 Abs. 3 des
Kooperationsrahmenvertrages

Fir den Fall der Ubertragung der vorgenannten Vergabedienstleistungen verpflichtet sich
der Bedarfstrager, diese Leistungen fir

o samtliche in seinem Zustandigkeitsbereich durchzufihrende Vergaben

x die im Bedarfsfall durchzufihrenden Vergaben in Anspruch zu nehmen.
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Der Prozessablauf ergibt sich aus der beigefiigten Anlage.

Fir den Fall, dass Uber § 15 Abs. 1 des Kooperationsrahmenvertrages
(Standardvergabedienstleistungen) hinaus zusatzliche Vergabedienstleistungen von der
Kooperation wahrgenommen werden, wird folgende Kostenerstattung vereinbart:

8 2 Besonderheiten

Rechtsverbindliche Unterschriften:

Kiel, den

Rendsburg, den

(Ort, Datum)

Gebaudemanagement
Schleswig-Holstein AGR

Gebaudemanagement
Schleswig-Holstein AGR

Anlage: Prozessablauf

(Ort, Datum)

Kreis Rendsburg-Eckernférde

Kreis Rendsburg-Eckernférde
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Anlage 2 zum Kooperationsrahmenvertrag im Bereich Beschaffung von Leistungen und Lieferungen
und Durchfiihrung bestimmter Vergabedienstleistungen unter Verwendung einer elektronischen Daten-
austauschplattform

Einzelvertrag

uber die Beschaffung von Sonderbedarfen gem. § 8 des
Kooperationsrahmenvertrages

Zwischen

der Gebaudemanagement Schleswig-Holstein AGR
Gartenstral3e 6
24103 Kiel

nachfolgend "GMSH" genannt
und

dem Bedarfstrager — bitte benennen -
StralRe
Ort

nachfolgend "Bedarfstrager" genannt

wird auf der Grundlage des am - bitte einfiigen - geschlossenen Kooperationsvertrages fol-
gender Einzelvertrag uber die Beschaffung von Sonderbedarfen gem. 8 8 des Kooperations-
rahmenvertrages geschlossen:

l. Leistungsbeschreibung

Hinweis: Hier ist das durchzufiihrende Vergabeverfahren prazise zu beschreiben!

Il. Terminplan
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Die unter |. beschriebene Einzelleistung ist gemald anliegendem Zeitplan zu erbringen.

. Verantwortliche i.S.d. 8 9 Abs. 4 des Kooperationsrahmenvertrages
Als Verantwortliche benennt der Bedarfstrager die folgende(n) Person(en):
1. Ansprechpartner/Ansprechpartnerin: - Bitte einflgen -

2. Vertreter/Vertreterin: - Bitte einfugen -

Zur Abgabe von rechtsgeschaftlich verbindlichen Erklarungen fir den Auftragnehmer ist/sind
die folgende(n) Personen(en) berechtigt:

- Bitte einfligen —

Vom Auftraggeber werden die folgende(n) Person(en) als Ansprechpartnerin/Ansprechpartner
benannt:

1. Ansprechpartner/Ansprechpartnerin: - Bitte einfiigen -
2. Vertreter/Vertreterin: - Bitte einfligen -
(\VA Interne Angaben
- ggf. Projetnummern, Bestellnummern, etc. angeben -
V. Sonstige Vereinbarungen
- ggf. bitte ergénzen -

Soweit in diesem Einzelvertrag von den Regelungen des Kooperationsrahmenvertrages abge-
wichen wird, haben die Bestimmungen des Einzelvertrages Vorrang.

Ort, Datum Ort, Datum

Gebadudemanagement Kreis Rendsburg-Eckernforde
Schleswig-Holstein A6R
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Kreis Rendsburg-Eckernférde
Der Landrat
Biro des Landrats

06.04.2016
Vermerk zur Umsatzsteuerpflicht

Die seitens der GMSH erbrachten Dienstleistungen sind nach der gegenwartigen
Rechtslage nicht umsatzsteuerpflichtig. Auch wenn der bisher geltende 8 2 Abs.3 Um-
satzsteuergesetz (UStG) zum 01.01.2016 formell aufgehoben wurde, ist die Regelung
gem. § 27 Abs. 22 UStG im Kalenderjahr 2016 weiterhin anzuwenden. Die Regelung
des neuen § 2b UStG tritt am 01.01.2017 an diese Stelle.

Nach 8§ 2 Abs. 3 UStG a.F. ist eine juristische Person der ¢ffentlichen Rechts — abgese-
hen von den dort genannten Katalogtatigkeiten und den land- und forstwirtschaftlichen
Betrieben — nur im Rahmen ihrer Betriebe gewerblicher Art (BgA) gewerblich oder be-
ruflich tatig, d.h. Unternehmer i.S.d. UStG. Die unternehmerische Tatigkeit richtet sich
daher nach der korperschaftsteuerlichen Einordnung als BgA gem. 8 1 Abs. 1 Nr. 6,84
Korperschaftsteuergesetz (KStG). Danach liegt kein BgA bei Betrieben vor, die tGber-
wiegend der Ausiibung der offentlichen Gewalt dienen, § 4 Abs. 5 KStG. In den Betrie-
ben also Aufgaben erfullt werden, die der Tragerin eigentimlich vorbehalten sind. Erfullt
eine andere juristische Person des 6ffentlichen Rechts diese Aufgabe spricht man von
sog. Beistandsleistungen. Diese Beistandsleistungen werden bei der den Beistand leis-
tenden juristischen Personen des o6ffentlichen Rechts als hoheitliche Leistung angese-
hen, sie begriinden daher weder einen Betrieb gewerblicher Art noch die Unternehmer-
eigenschaft und l6sen daher keine Umsatzsteuerpflicht aus. Mithin sind die Leistungen
der GMSH, welche diese im Rahmen der interkommunalen Kooperation bis zum
31.12.2016 erbringt umsatzsteuerbefreit.

Es ist jedoch nicht mit letzter Sicherheit abzusehen, wie sich die Umsatzsteuerverpflich-
tung ab dem 01.01.2017 entwickeln wird. Ausweislich der Begrindungen im Gesetzge-
bungsverfahren sollte auch zukiinftig die interkommunale Zusammenarbeit steuerrecht-
lich begtinstigt werden, um insbesondere die kommunale Ebene finanziell nicht erheb-
lich zu belasten. So sollte ermdglicht werden, dass die interkommunale Zusammenar-
beit auch zukilnftig als Mdglichkeit zum wirtschaftlichen Arbeiten erhalten bleibt und
maoglichst eine Umwaélzung der Kosten auf den Burger vermieden wird. Insoweit sieht
82b Abs. 3 UStG, welcher als lex specialis im Rahmen der interkommunalen Kooperati-
on greift, vor, wann die Leistung einer juristischen Person des offentlichen Rechts an
eine andere juristische Person des o6ffentlichen Rechtes, welche diese im Rahmen ihrer
offentlichen Gewalt zu erfillen hat, zu keiner grof3eren Wettbewerbsverzerrung fuhrt
und somit nicht als unternehmerische Tatigkeit eingeordnet wird und daher nicht um-
satzsteuerpflichtig ist. Dies ist insbesondere der Fall, wenn zwischen den juristischen
Personen des offentlichen Rechts erbrachte Zusammenarbeit durch gemeinsame spezi-
fische offentliche Interessen bestimmt wird. 8 2b Abs. 3 Nr. 2 S.2 UStG nennt hierzu —
nicht abschlieend — Félle in denen vom Vorliegen eines gemeinsamen spezifischen
offentlichen Interesses ausgegangen werden kann. Nach Méglichkeit sollten die aufge-
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zahlten Anhaltspunkte kumulativ vorliegen. Mit diesen Kriterien versuchte der Gesetz-
geber eine Regelung zu schaffen, die eine Vergleichbarkeit im Bereich der Umsatz-
steuerpflicht mit der Rechtsprechung des EuGH im Bereich des Vergaberechts bei in-
terkommunaler Zusammenarbeit aufweist. Entsprechend der Rechtsprechung im Urteil
des EuGH vom 09. Juni 2009, Rechtsache C-480/06, Hamburger Stadtreinigung, soll
keine Umsatzsteuerpflicht eintreten, wenn der Auftrag aufgrund von interkommunaler
Zusammenarbeit auch nicht vergabepflichtig ware. Diese Absicht wirde daftr sprechen,
dass Leistungen der GMSH, wie sie der Kooperationsvertrag vorsieht, auch zukuinftig
umsatzsteuerbefreit blieben.

Eine derartige Anwendung des 8§ 2b Abs. 3 Nr. 2 UStG konnte allerdings im Konflikt mit
gegenwartigem Unionsrecht stehen. Nach Art. 9 MwStSystRL ist jeder Steuerpflichtige
auch Unternehmer, der eine wirtschaftliche Tatigkeit unabhangig von ihrem Ort, Zweck
und Ergebnis selbststandig ausubt. Aus Griinden der steuerrechtlichen Neutralitat des
Unionsrechts kdnnten Gerichte geneigt sein die Tatbestandsvoraussetzungen des 8§ 2b
Abs. 3 Nr. 2 UStG sehr restriktiv auszulegen, sodass in einer Vielzahl der Félle auch die
interkommunale Zusammenarbeit umsatzsteuerpflichtig wird.

Es sollte daher die Umsatzsteuer auf die Leistungen der GMSH ab dem 01.01.2017
entrichtet werden, jedoch vorbehaltlich der zukinftigen gerichtlichen Praxis und aus-
driicklich vorbehaltlich eines Rickforderungsanspruchs.



	Bekanntmachung
	Öffentliche Bekanntmachung
	Tagesordnung:


	Ö Top 4 VO/2016/814
	Beschlussvorlage

	Ö Top 5.2 VO/2016/824
	Mitteilungsvorlage

	Ö Top 5.2 VO/2016/824 Anlage 01 'Verwaltungsgliederungsplan mit Darstellung der Änderungen_FD 2.3_160401_'
	Ö Top 5.3 VO/2016/832
	Mitteilungsvorlage

	Ö Top 5.3 VO/2016/832 Anlage 01 'EG Umzüge Endzustand'
	Ö Top 5.3 VO/2016/832 Anlage 02 'Skizze Ansicht Tresen'
	Ö Top 5.3 VO/2016/832 Anlage 03 'Detail Wartebereich Zuwanderung'
	Ö Top 6.1 VO/2016/829
	Beschlussvorlage

	Ö Top 6.1 VO/2016/829 Anlage 01 'Stellenplan 2016_Änderungen Zuwanderung_160401'
	Ö Top 6.1 VO/2016/829 Anlage 02 '160404_Nachtragshaushaltssatzung'
	Ö Top 6.1.1 VO/2016/842
	Fraktionsantrag

	Ö Top 6.1.1 VO/2016/842 Anlage 01 'KD 2016-04-18 - Antrag HA am 21.04.2016 hier TOP 6.1 HH-Angelegenheiten'
	Ö Top 6.2 VO/2016/833
	Beschlussvorlage

	Ö Top 6.2 VO/2016/833 Anlage 01 '160314_Personalbudget 2017ff'
	Ö Top 6.3 VO/2015/731-001
	Beschlussvorlage

	Ö Top 6.3 VO/2015/731-001 Anlage 01 'EntwurfKOSOZ-VertragLKT1811201516Uhr'
	Ö Top 6.3 VO/2015/731-001 Anlage 02 '160411_Aufstellung Bilanz_HA 210416'
	Ö Top 6.3 VO/2015/731-001 Anlage 03 '160411_Anhang Anlagengitter'
	Ö Top 6.3 VO/2015/731-001 Anlage 04 '160411_Anhang Forderungsspiegel'
	Ö Top 6.3 VO/2015/731-001 Anlage 05 '160411_Verbindlichkeiten'
	Ö Top 6.3 VO/2015/731-001 Anlage 06 '160411_Anhang Personalliste'
	Ö Top 7 VO/2016/830
	Mitteilungsvorlage

	Ö Top 8 VO/2016/846
	Mitteilungsvorlage

	Ö Top 8 VO/2016/846 Anlage 01 'Protokollauszug SoGa 14.04.2016'
	Ö Top 8.1 VO/2016/818
	Beschlussvorlage

	Ö Top 8.1 VO/2016/818 Anlage 01 'Antragsübersicht 2016'
	Ö Top 8.1 VO/2016/818 Anlage 02 'Anträge'
	Ö Top 8.1.1 VO/2016/818-001
	Mitteilungsvorlage

	Ö Top 8.1.1 VO/2016/818-001 Anlage 01 'Anlage TOP 5_ Antragsübersicht 2016 NEU mit HA'
	Ö Top 8.1.1 VO/2016/818-001 Anlage 02 'Anlage zum Antrag Amt Hüttener Berge'
	Ö Top 8.1.1 VO/2016/818-001 Anlage 03 'Anlage zum Antrag VHS Han.-Hademarschen'
	Ö Top 8.1.1 VO/2016/818-001 Anlage 04 'Antrag auf Gewährung eines Kreiszuschusses Amt Hüttener Berge'
	Ö Top 8.1.1 VO/2016/818-001 Anlage 05 'Antrag auf Gewährung eines Kreiszuschusses VHS Hanerau-Hademarschen'
	Ö Top 8.2 VO/2016/816-001
	Beschlussvorlage

	Ö Top 8.2 VO/2016/816-001 Anlage 01 '2016-4-07-Tabelle Integrationsprojekte'
	Ö Top 8.3 VO/2016/837
	Mitteilungsvorlage

	Ö Top 8.3 VO/2016/837 Anlage 01 'Antrag Rendsburg'
	Ö Top 8.3 VO/2016/837 Anlage 02 'Antrag Musikschule'
	Ö Top 8.3 VO/2016/837 Anlage 03 'Übersicht Anträge'
	Ö Top 8.3.1 VO/2016/839
	Beschlussvorlage

	Ö Top 9 VO/2016/815
	Beschlussvorlage

	Ö Top 10.1 VO/2016/807-001
	Beschlussvorlage

	Ö Top 10.1 VO/2016/807-001 Anlage 01 'Kostenpauschalen eVergabe Stand Februar 2016'
	Ö Top 10.1 VO/2016/807-001 Anlage 02 'Begleitpapier Kooperation'
	Ö Top 10.1 VO/2016/807-001 Anlage 03 'Ausschreibungsübersicht 2016'
	Ö Top 10.1 VO/2016/807-001 Anlage 04 'Kooperationsrahmenvertrag eVergabe LK Rendsburg-Eckernförde Stand 040416'
	Ö Top 10.1 VO/2016/807-001 Anlage 05 'Anlage 1 zum Kooperationsrahmenvertrag LK Rendsburg-Eckernförde Stand 04042016'
	Ö Top 10.1 VO/2016/807-001 Anlage 06 'Anlage 2 zum Kooperationsrahmenvertrag  LK Rendsburg-Eckernförde Stand 100216'
	Ö Top 10.1 VO/2016/807-001 Anlage 07 'Vermerk zur Umsatzsteuerpflicht'

